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29. Jahrgang

Wie ist Wirtschaftslehre 
als Wissenschaft im 
20. Jahrhundert möglich?
Grundgedanken 
einer zukünftigen Wirtschaftskultur
Von W. A. TH. MÜLLER-NEUHAUS VDI, Berlin 

Vorwort der Herausgeber
Bereits in früheren Heften haben wir taisern Lesern 
eine Reihe von Aufsätzen gebracht, die sich mit der 
Neugestaltung der Wirtschaftswissenschaften im Rah­
men der nationalsozialistischen Weltanschauung be­
fassen. Der nachfolgende Aufsatz tritt an das zur 
Erörterung gestellte Fragengebiet unter Ausrichtung 
auf eine gemeinsame, neu zu schaffende Volkswissen­
schaft heran, in der die Wirtschaftsunssensehafteu 
gleichsam nur ein, wenn auch wichtiges Gebiet der 
Staatswissenschuften bilden. Die Wirtschaftswissen­
schaft wird hier also nur gleichsam als eine Wirt­
schaftslehre gefaßt, die im Sinne der Weltanschauung 
und Staatsauffassung aufgestellt und angewandt wird. 
So wichtig eine gründliche Klärung gerade dieser Seite 
der Wirtschaftswissenschaft, die man als Wirtschafts­
auffassung und Wirtschaftspolitik bezeichnen könnte, 
im Interesse aller Beteiligten ist, sie erscheint uns 
trotzdem vom Standpunkt der Wirtschaftslehre als 
Wissenschaft noch keineswegs als erschöpfend. Demi 
weder von der Seite der Auffassung noch von der der 
Anwendung allein aus läßt sich eine in der Praxis er­
härtbare und in der Theorie einwandfreie Wissenschaft 
von der Wirtschaft, d. h. ihren lebendigen Zusammen­
hängen, Wechselwirkungen und Gestaltungen schaffen. 
liier fehlt noch das Kerngebiet, das sich mit der Lehre 
von der Wirtschaft als solcher befaßt.
Im  Ringen um vertiefte Erkenntnis hat der Verfasser 
des nachstehenden Aufsatzes zunächst die heute beson­
ders bedeutsame Frage der Wirtschaftsauffassung und 
Wirtschaftsanwendung behandelt und sich dabei mit 
denen des hinter uns liegenden Zeitabschnittes in 
offener Weise auseinandergesetzt. W ir unserseits 
wollen damit das für uns alle so mehlige Thema er­
neut zur Erörterung stellen und werden uns freuen, 
wenn wir dazu aus unserm Leser- und Mitarbeiter­
kreise recht viele Stellungnahmen erhalten.

Vorwort des Verfassers
Das 19. .Jahrhundert schuf sich, eine Wirtschaftslehre, 
um damit Vorgänge und Zustände der eigenen Zeit zu 
erklären. Die so entstandenen Erkenntnisse leben in 
den Wirtschaftslehren der Gegenwart als „objektive 
Wissenschaft“ fort mit dem Anspruch auf unbedingte 
Gültigkeit. — Angesichts der alle Lebensbereiche um­
stürzenden nationalsozialistischen Bewegung wird hier 
die Frage aufgeworfen, ob jener Anspruch auf ewige 
Gültigkeit berechtigt ist, und. was etwa im 20. Jahr­
hundert. an die Stelle gesetzt werden könnte.

1. Rückschau
Ein geordnetes Denken über das, was inan- „W irtschaft“ 
nennt, ist erstmalig im 19. Jahrhundert entstanden. Seine 
Vorläufer liegen deutlich erkennbar in der „Aufklärungs­
zeit“ (Quesnay, John Lau-, Stuart Mill u. a.). Die Grund­
legung als Wissenschaft erfährt es vorwiegend durch Adam

Smith und D. Ricardo, seine Ausgestaltung schließlich u. a. 
durch die „Grenznutzentheorie“ der österreichischen Schule.

Das so entstandene Lehrgebäude nahm die Zustände und Vor­
gänge im europäischen Wirtschaftsleben des 18. Jahrhunderts 
zum Ausgang. Aus zahlreichen Beobachtungen wurden 
Regelmäßigkeiten in den Abläufen der Geschehnisse erkannt. 
Diesen „Entdeckungen“ wurde die Eigenschaft von Natur­
gesetzen zugesprochen. Als treibende Kräfte in diesen Natur­
gesetzen gelten der „homo oeeonomicus“ und die drei „Pro­
duktionsfaktoren“ : Boden, Kapital und Arbeit. — Die
„W irtschaft“ erscheint daher als ein ungeheuer feiner „Auto­
matismus“ oder auch als „Organismus“ mit eigenartigen 
Kreisläufen und seltsamen Kräften bis zu den „Selbstheilungs­
kräften der Wirtschaft“ .

Auf dieser gemeinsamen geistigen Grundlage entwickelte 
sich eine weitverzweigte Forschungstätigkeit über Einzel- 
fragen der W irtschaft: Agrar- und Gewerbewesen, Bank und 
Börse, Geld und Kredit, Konjunktur und Krise, Privatwirt­
schaftslehre, Betriebswirtschaftslehre usw. — Ein Vorstoß in 
Neuland bedeutete die Wirtschaft als „Gebilde sui generis“ .

Eine mehr als 100 jährige Gelehrtenarbeit schuf ein Schrift­
tum von unübersehbarem Umfang, voll der größten Wider­
sprüche. Es wurde den Studenten meist vorgetragen in der 
klassischen Gliederung:

a) Allgemeine oder theoretische Nationalökonomie
b) Spezielle oder praktische Nationalökonomie
c) Finanzwissenschaft
d) Statistik.

Dieser unerfreuliche Zustand ist schon vor Jahren in meh­
reren Sc-hriften1) treffend gekennzeichnet worden.

2. Gegenwart
Zu Beginn des 20. Jahrhunderts war das „positive Wissens­
gut“ der klassischen Nationalökonomie herrschend geworden. 
Einige ältere Gegenlehren (Adam Müller, Rodbertus u. a.) 
blieben ohne Einfluß. Die Staatsführung befand sieh ganz 
im Banne der Wirtschaftswissenschaft. „Wir müssen Waren 
exportieren oder Menschen“ (Caprivi 1896) galt als hohe 
Staatsweisheit. So wurde „die Wirtschaft“ für Deutschland 
zum unheilvollen Schicksal: Weltkrieg, Inflation, hohe Zins­
sätze, allgemeine Verschuldung, Bankkrach, Betriebseinstel­
lungen, weitgehende Erwerbslosigkeit. — Weder die „mar­
xistische“ ncfch die „klassische“ Nationalökonomie wußten 
Rat.
Seit 19,33 geschehen nun — besonders vom Ausland be­
staunt — die „deutschen Wunder“ in der Wirtschaft. Die 
Erwerbslosigkeit ist in vier Jahren fast ganz beseitigt. Der 
Zinsfuß ist durch Regierungsmaßnahmen auf ein erträgliches 
Maß gesenkt. Die deutsche Währung bleibt, entgegen allen 
Voraussagen, auch ohne Golddeckung völlig stabil. Es ent­
stehen Bauten und Bauwerke nie geahnten Umfangs, obgleich

1) z. B. A dolf Günther, „K risis der W irtschaft und  der W irtschafte- 
W issenschaft“ . D resden, 1921, Sybillenverlag;
W erner Sombart, „Die drei Nationalöconomien“. München und Leipzig 
1930, D unker & Humblot.
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„kein Geld“ da ist und wir „ein armes Volk“ sind. Jetzt 
bleibt nur noch die Voraussage, daß dieser „staatlich mani­
pulierten Konjunktur“ bald eine „schwere Krise“ folgen 
müsse, — aber es zeigt sieh, daß die „Krise“ doch nicht 
kommen will.

Angesichts dieses Tatbestandes sollte man meinen, daß 
die Wirtschaftswissenschaft eine völlige Neuordnung erfah­
ren müßte. Dies ist in Tagungen der wirtschaftswissen­
schaftlichen Hochschullehrer und in amtlichen Verlautbarun­
gen des Jahres 1935 auch wiederholt mit Nachdruck anerkannt 
worden2). Aber im wirtschaftstheoretischen Schrifttum ist 
noch keine neue Richtung erkennbar3). Das Jahr 193(5 
brachte sogar mehrere Schriften mit vielversprechenden 
T iteln4)5), die starke Ansätze zum Neuen zeigen, sich aber 
schließlich doch wieder in den „klassischen“ Gedankengän­
gen und Begriffen verlieren, als wenn diese schon für alle 
Zeiten der Weisheit letzter Schluß seien.

Inzwischen erfährt die deutsche Wirtschaftsweise von der 
politischen Seite her Schritt für Schritt und Schlag um 
Schlag eine völlige Umgestaltung. Die Wissenschaft aber 
spricht und lebt immer noch vom Alten.

3. Die Aufgabe
Man mag den Zustand der Gegenwart um des Ansehens der 
Wissenschaft willen bedauern. Ihn zu beklagen, wäre un­
berechtigt; denn der Zustand ist selbstverschuldet. E r ist 
die Folge mangelnden Fortschritts im Erkennen der W irt­
schaft. Was zur Erklärung wirtschaftlicher Vorgänge des
19. Jahrhunderts ausreichend und vielleicht auch richtig war, 
braucht nicht notwendig für das 20. Jahrhundert zu passen.

Wo stünde die Technik, wenn sie sich heute noch an natur­
wissenschaftliche Vorstellungen von 1850 halten wollte? — 
Sollte denn in der wissenschaftlichen Durchdringung wirt­
schaftlicher Vorgänge kein Fortschritt möglich sein? — Sind 
Güter, Tausehverkehr, Kapital, Zins, Kredit usw. denn wirk­
lich letzte Formen der Wirtschaft, die durch nichts anderes

2) E . A . E ckhardt, „D as Studium  der W irtschaftsw issenschaft“ , 
H am burg  1935.
3) Vgl. z. B. die B ücherschau des V erfassers, „Geistesström e in W irt­
schaft und Technik“, R TA -N achrichten vom 8. 12. 1935.
4) H elm ut Zorn, „Neues W irtschaftsdenken. E ine W irtschaftsfibel fü r 
Laien und Z ünftige“, Berlin 1936.
5) H ans Merkel, „Nationalsozialistische W irtschaftsgestaltung, eine 
E in fü h ru n g  in ihre w issenschaftlichen G rundlagen“, S tu ttg art und 
Berlin 1936.

mehr ersetzt werden können? — Das ist die Frage, die jetzt 
nach Antwort verlangt.

Hierzu ist es notwendig, die Entstehungszeit und die Ideen 
festzustellen, die zu jenen Begriffen geführt haben. Kennt 
man aber ihre Voraussetzungen, dann ist auch ihr Geltungs­
bereich erkennbar. Man ist dann in der Lage, das zeitbedingt 
Richtige von dem zu trennen, was größere Geltung hat.

So kann es gelingen, eine kommende Wirtschaftslehre von 
der starren Dogmatik des 19. Jahrhunderts zu befreien. Sie 
muß ganz neu entwickelt werden aus einer Wirtschaftsschau 
über J a h r t a u s e n d e ,  nicht über Jahrzehnte. Solche 
Erkenntnisse können Anspruch auf größten Geltungsbereich 
erheben.
Aber einen Abschluß im Sinne eines „positiven Wissens­
gutes“ wird es auch dann nicht geben, weil die tieferen 
Gründe der W irtschaft nicht aus Büchern, sondern nur aus 
dem Strome des Völkerlebens erkannt werden können. F ort­
schreitende Einsicht in den Lebensvorgang sichert den F ort­
schritt der Wissenschaft bis zur Erkenntnis der letzten 
Gründe aus den ewigen Wahrheiten des Naturgeschehens.

4. Wissenschaften und ihre Erkenntnis­
verfahren
Wissen entsteht aus Erkennen. Beruht das Erkennen auf 
einer einheitlich bedingten A rt und Weise des Ordnens der 
Bewußtseinsinhalte, dann wird das Wissen zur Wissenschaft. 
Die einzelnen Erkenntnisse sollen sich gegenseitig in wohl­
gefügter Ordnung ergänzen und stützen, so daß eins sich 
zwanglos aus dem ändern ergibt. Solange dies nicht der 
Fall ist, sollte man nicht von einer „Wissenschaft“ sprechen, 
sondern von „Lehrmeinungen“ . Dies trifft auf die W irt­
schaftslehren des 19. Jahrhunderts zu; sie sind nie zu einer 
geordneten Wissenschaft geworden. Wie kommt das?
Bild 1 zeigt, daß beim Denken v e r s c h i e d e n e  Mög­
lichkeiten des menschlichen D e n k o r g a n s  wirksam wer­
den können. Daraus wird in erster Annäherung erkenn­
bar, worauf Widersprüche bei ein und demselben Unter­
suchungsgegenstand zurückzuführen sind.

Welche Möglichkeit des Denkens überwiegend angewendet 
wird, ist eine Frage der Erziehung der Menschen. Das
19. Jahrhundert überschätzte den Verstandesgebrauch, erzog 
die Menschen danach und hat sogar vielfach das Dasein von 
Vernunft und Seele bestritten. Was rechnerisch richtig war,

Mensch

K örper — (Triebe) — >- Ideen -<— (regelnde K räfte)---- G e is t

Verstand Vernunft Seele
zerlegend zusammenfügend fühlend

y rechnend überlegend geheim nisvoll
Willensstrebungen gefühllos vermittelnd beseelt

•
(Begeisterung)

Intellektualismus Dilettantismus
Y objektive W issenschaft W unschbilder,D ichtung

Tätigkeiten ---------------------
Wissenschaft des 20. Jahrhunderts

W issen Überlegen Instinkt
m üssen in W echselbeziehung angewandt werden und

Y zu harmonischem Ganzen führen
Gestaltungen

auf allen Lebensgebieten
zu Lebensformen

Bild 1. M ög lichke iten  menschl ichen Denkens und ihr Einfluß auf w erdende  Lebensformen
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galt als vernünftig. So erklärt es sieb, daß Gewinn und 
„Rentabilität“ zum alleinigen Ziele der "Wirtschaft wurden. 
Die W irtschaft wurde unter Mitwirkung der. Wissenschaft 
und ihrer Verfahren zunehmend seelenlos. Sie wurde ver­
sachlicht und schließlich zu einer reinen Frage von Gütern 
und Tauschbeziehungen.
Heute wissen wir aus Erfahrung, daß einseitig verstandes­
mäßiges Denken zu Vorstellungen und Handlungen führt, die 
nicht nur lebensfremd, sondern lebensfeindlich sind. Namen­
loses Unheil hat es über die europäische Menschheit, beson­
ders über Deutschland, gebracht. Dies ist eine der traurig­
sten, aber auch verheißungsvollsten Erfahrungen des 20. Jahr­
hunderts.

Was hier erkannt wird, gilt gleichermaßen für a l l e  soge­
nannten Geisteswissenschaften, die mit der Ordnung des 
Lebens der Menschen zu tun haben, z. B. auch für Staats­
lehre, Rechtsgelehrsamkeit und Verwaltungswissenschaft. Au 
die Stelle der „objektiven“ Wissenschaften müssen „instinkt­
bedingte“ Wissenschaften treten. Dies ist auf folgende 
Weise möglich:

1. Verstand erforscht die bestehenden Lehensbedingungen 
(W irtschaftskunde).

2. Vernunft bringt diese in sinnvolle Ordnung.
3. Seele ermöglicht Einfühlen, beantwortet, was aus den 

Menschen selber wird.

Eine solche Weise des Ordnens der Gedanken führt unfehl­
bar zu einer höheren Art von Wissenschaft als bisher. Be­
sonders die Forderung des Einfühlens macht sie naturver­
bunden und zeigt die Brücke, die von Naturwissenschaft zur 
Geisteswissensehaft führt.
Es werden auch wohl andere Menschen sein als bisher, die 
zu dieser Art Wissenschaft fähig sind. Der geistesgeschicht­
liche Gegensatz von Orient und Okzident wird abgelöst wer­
den durch den Gegensatz von nordischen Menschen zu solchen 
südlichen Ursprungs.

5. Übergeordnete Begriffe

Das 2 0 . Jahrhundert verlangt von uns die volle Anerkennung 
aller Begriffe, die Voraussetzung der Wirtschaft sind, als 
unentbehrliche, sogar ü b e r g e o r d n e t e  Bestandteile der 
Wirtschaftswissenschaft. Damit h ö r t  d i e  W i r t s c h a f t  
a u f ,  als Wissenschaft e i n  f ü r  s i c h  b e s t e h e n d e s  
F o r s c h u n g s g e b i e t  menschlichen Geistes z u  s e i n .  
Eine Rangordnung der übergeordneten Begriffe läßt sich etwa 
in folgender Weise aufstellen:

Wissenschaft betreibt man nicht um ihrer selbst willen, son­
dern mit einer Zweckairsicht. Sie soll Bestehendes erklären 
und Kommendes Voraussagen. Nur so kann sie ein Werk­
zeug der Führung auf ihrem Gebiete werden.

Auch Wirtschaftswissenschaft wird zu dem Zweck betrieben, 
Ordnung in das Wissen von der W irtschaft zu bringen. Ge­
schieht dies durch bloßen Verstandesgebrauch, dann be­
schränkt sieh die Forschung auf das Ordnen der Gedanken 
i n n e r h a l b  der Wirtschaft. Die W irtschaft wird zum 
Selbstzweck ihrer Wissenschaft. So erklärt sieh der Zu­
stand der Wirtschaftslehren des 19. Jahrhunderts.

Sobald sich jedoch der Denkvorgang der gegebenen Möglich­
keit des Vernunftgebrauchs bedient, weitet sich sofort der 
geistige Blick. Verwandte Begriffe wie Staat, Kultur, Nation 
und Volk treten in das Bewußtsein. Eine kurze Selbst­
besinnung führt zu der Einsicht, daß es Wirtschaft ohne 
Menschen nicht gibt. Das Vorhandensein von Menschen ist 
daher V o r a u s s e t z u n g  des Daseins einer Wirtschaft. 
Menschen, ihre Lebensweise und alles, was damit zusammen­
hängt, müssen aus Vernunfterwägungen in unserem Bewußt­
sein einen Vorrang haben. So entstehen Begriffe, die dem 
der Wirtschaft ü b e r g e o r d n e t  sind.

Die Wirtsehaftslehren des 19. Jahrhunderts haben dies nicht 
erkannt. Die Mitwirkung von Menschen in der Wirtschaft 
wurde nicht bestritten, beschränkte sich aber ganz auf die 
Vorstellung vom triebhaft handelnden homo oeconomicus. 
Der Begriff Mensch wurde zu einem Erklärungshilfsmittel 
wirtschaftlicher Vorgänge.

Volk
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Bild 2. Übergeordnete Begriffe

6. Wirtschaftsführung als Teilgebiet der Politik
Aus Bild 2 wird erkennbar, daß dem Begriff Volk die 
höchste Rangstufe gebührt. Von den Völkern der Erde 
wissen wir, daß sie sowohl im Erscheinungsbild der zu ihnen 
gehörigen Menschen, als auch in deren geistigen Anlagen und 
dadurch bedingten Fähigkeiten durchaus verschieden sind. 
W a r u m dies so ist, wissen wir nicht, aber d a ß  es so ist, 
und zwar v o n  N a t u r  so ist, kann jederzeit und immer 
wieder festgestellt werden. Daran vermag auch der Tat­
bestand nichts zu ändern, daß die Unterscheidungsmerkmale 
der Völker vielfach, besonders in Europa, verwischt und un­
klar geworden sind; denn wir wissen, daß dies eben in der 
rassischen Vermischung der Völker seine Ursache hat.

Der Gedankenzusammenhang von Volk und W irtschaft geht 
über den Begriff Politik im Sinne von Staatskunst. Wenn 
Politik die .sinnvolle Ordnung und Führung des Zusammen­
lebens eines Volkes zum Gegenstände hat, dann ist offenbar 
Wirtschaftsführung ein Teilgebiet der Politik, weil W irt­
schaft ohne Ordnung und Führung der Menschen nicht mehr 
denkbar ist. Wirtschaftswissenschaft erhält damit im 
20. Jahrhundert an Stelle der Idee des Selbstzweckes einen 
neuen, erhabenen Zweckgedanken: W i r t s c h a f t s ­
w i s s e n s c h a f t  i s t  D i e n s t  a m Vo l k .

Damit sind Ausgang und Grundlage der Wirtsehaftswissen-
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sc-haft völlig verändert. Man kann in der Forschung nicht 
mehr von bestehenden Zuständen und Vorgängen der 
W i r t s c h a f t  a u s g e h e n ,  sondern muß d e n  Gegen­
stand der Forschung an den Anfang stellen, der Ziel und 
Zweck der werdenden Wirtschaftswissenschaft sein soll: 
V o l k s k u n d e  als geordnetes Wissen von den natürlichen 
Eigenschaften, Fähigkeiten und Lebensbedürfnissen, vcm Ur­
sprung und Schicksal des Volkes.

Diese Grundwissenschaft kaim mit Verstand und Vernunft 
allein nicht erschöpfend betrieben werden. Das seelische Ein­
fühlen in die vorhandenen Lebensformen, das Mitdenk: n, Mit­
empfinden wird notwendig. Dazu ist die Zugehörigkeit de- 
Denkenden zu d em  Volk, das den ünt isuehungsgeg.n-tnnd 
bildet, unerläßliche Voraussetzung.
Über das Erkenntnis v e r f a h r e n  wird man noch a l l g e ­
m e i n g ü l t i g e  Aussagen machen können. Die Ergebnisse 
der A n w e n d u n g  dieses Verfahrens werden aber in dem­
selben Maße auseinanderlaufen, wie die Völker verschieden 
sind. Danüt e n t s c h w i n d e t  d e r  W a Im e i n e  r 
„ e x a k t e n “, f ü r  d i e  g a n z e  M e n s c h h e i t  e i n  
f ü r  a l l e m a l  g ü l t i g e n  W i r t s c h a f t s w i s s e n ­
s c h a f t .  An die Stelle werden im 20. Jahrhundert v ö l ­
k i s c h  g e t r e n n t e  W i s s e n s c h a f t e n  v o n  P o l i ­
t i k  u n d  W i r t s c h a f t  treten.

Alle Völker, die dazu fähig sind, werden i h r e  e i g e n e  
Wirtschaftslehre als Wissenschaft entwickeln. Und für uns 
Deutsche wird es an Stelle einer allein selig machenden, uni­
versalistischen Lehre6) nur eine i n s t i n k t g e b u n d e n e  
D e u t s c h e  W i r t s c h a f t s w i s s e n s c h a f t  geben. 
Für diese Einsicht gibt es auf anderem Wissensgebiet sclic.r.

6 ) z. B_ die von Othxnar Spann.

V orläufer7). Es kommt jetzt darauf an, daß diese Erkennt­
nis zur herrschenden Stellung geführt wird.

7. Deutsche Wirtschaftsgeschichte
Vach den so gewonnenen Einsichten werden in Zukunft 
Rassenkunde und Geschichte zur Grundlage aller politischen 
Wissenschaften werden. F ür die Deutsche Wirtschaftslehre 
der Zukunft tr itt derjenige Teil der deutschen Geschichte in 
den Vordergrund, der uns eine Vorstellung von den Einrich­
tungen und Zuständen der W irtschaft unseres Volkes in ver­
gangenen Zeiten zu geben vermag. Dazu kann Bild 3 dienen. 
Am Anfang dieser Betrachtung Melit der Urzustand. E r i.-t 
nicht mit Beweisstücken irgendwelcher A rt belegbar. Auf 
-eine Darstellung verzichten kann man indessen nicht, weil 
dann das Bild des Werdens unvollständig wäre. H ier hilft 
das Einfühlen, das Hiaeindenken in vergangene Zustände. 
Mit Fug und Recht kann dabei das Leben der Tiere zum 
Vorbild genommen werden. Es steht fest, daß Menschen 
Erdgeschöpfe wie die Tiere und daher in ihrem stofflichen 
Dasein auch wie jene an Vaturnotwendigkeiten gebunden 
-ind. Indessen heben sich Menschen aus dem Tierreich in 
demselben Maße heraus, wie ihre b e  s o n d e r n  Eigen­
schaften und Fähigkeiten entwickelt werden. Es ist die an­
geborene Fähigkeit. Wei'kzeuge zu erfinden und das Feuer 
zu gebrauchen: die Technik.
Aus dem Urzustand der nordischen Menschen entstehen aus 
arteigener Veranlagung selbständige Kulturstufen: Altstein­
zeit bis Jungsteinzeit. Auch die Bronzezeit (— 2000 bis 
— sOO) gehört noch dieser arteigenen, selbständigen Ent- 
wicklungsreihe an. Dann beginnt durc-h die Wanderbeziehun­
gen eine zunehmende Veränderung der artgemäßen Welt­
anschauung aus Einflüssen des Südens. Voch bis in den
7) „D eutsche Physik" von P h ilipp  L enard , M üpehen 1936.

Zeit und Benennung W irtschafts-Idee
(Gesinnung)

Staatsordnung 
(Form des Zusammenlebens)

Stand der Technik  
(Beherrschung der stofflichen Natur)

— 20 000 
Ende der Eiszeiten  

U rzu sta n d

Nahrungssuche, Schutzsuche durch Instinkt, erdverbunden, 
dann durch Gewohnheit, spä­
ter durch Bewußtsein

Holz, Knochen, Feuer. Stein­
geräte; später: Ackerbau, V ieh­
zucht, Töpferei, Spinnen, 
W eben"

— 2000 Bedarfsdeckung in  Fam ilien­
gem einschaft durch Arbeit

nalu rsich lig M etallherstellung (Bronze), ab
F re ib a u e rn tu m Familie Sippe Stamm —  800 auch Eisen. Schmiede­
O dals-Verfassung G ehöft D orf Gau kunst

+  400 
G ru n d h erren tu m

G eschlossene
Hofwirtschaft

Bedarfsdeckung in Höfen durch 
Arbeit und W affengebrauch. 
— Autarkie —

Edelfreie

Grundherr
Kriegsherr

Gemein­
freie

Bauer
abhängig

Unfreie

Gesinde
Lands­

knechte

Handwerker als Gesinde in den 
H öfen: Zimmerer,Stellmacher, 
W  affenschmiede

+  1000 
S ta d tw ir ts c h a ft  
Tauschwirtschaft 

Geidwirtschaft

Bedarfsdeckung durch Tausch 
auf dem Markte

Burgen werden Städte. Stadt­
vorrechte: Bürger. Tausch­
verkehr Bürger/Bauer, Zünfte 
und Gilden

Handwerker als freie Bürger 
entfalten sich. Erfindungen. 
Fahrzeuge und Hansa-Schiff­
fahrt

-1- 1500 
.M erk antilism u s  
Gebietswirtschaft

Streben nach Geldverdienst, 
nach „aktiver Handelsbilanz“

Fürstengewalt. Röm isches 
Recht. Landesherr und U n­
tertan. Geld wird Macht

Kompaß, W eltverkehr beginnt. 
Angewandte Naturlehre,W eb­
stühle, Bergwerke, Dampf­
maschine

+  1800 
L ib e ra lism u s  
Volkswirtschaft

Gewinnstreben, „Rentabilität“, 
Spekulation, Ausbeutung von 
Erfindungen

Gewerbefreiheit, Bauernbefrei­
ung, Selbstverwaltung. Ban­
ken und Kreditwesen, Aktien­
recht, Kapitalbegriff wird 
herrschend

Manufaktur wird Fabrik. Über­
gang zur anorganischen Tech­
nik. E isenbahnen, Elektro­
technik usw.

+  1900 
H o ch -K a p ita lism u s  

W eltwirtschaft

Äußerstes Gewinnstreben, 
Aktionär-Gesinnung, Mono­
polstreben

HGB. BGB. Gewerbe-Ordnung 
usw. Internationale Banken­
verpflichtung. Bankenmacht 
überragt Staatsmacht

Zahllose Erfindungen. Verkehrs­
mittel um fassen den Erdball. 
Kraftwagen und Luftverkehr. 
— Rundfunk

1914 bis 1932 
ZerfaUszeit

Geldverdienen u. Gewinnstreben 
herrschen vor, im übrigen  
voll W idersprüche

Zerfall der Staatsordnung. Not­
gesetze. Ohne Staatsführung

Zahlreiche Fortschritte auf allen  
Gebieten der Technik

Bild 3. Deutsche W ir tscha f tsgesch ich te
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Beginn der Eisenzeit hinein erhält sich bei den Germanen 
die Anschauung, daß der Boden — weil naturgegeben - 
niemands Eigentum sei. Eigentum der Familie kann nur 
sein, was diese sich durch die schöpferische K raft eigener 
Arbeit geschaffen hat. — Bei den Römern herrscht dagegen 
die Anschauung vor, daß Eigentum aus Eroberung entsteht 
(privatum in wörtlicher Übersetzung „das Geraubte“ ) und 
Arbeit Sache der unterworfenen Völker sei.
Mit dem Vordringen der römischen Anschauung nach dem 
Norden zerfällt die germanische „Gemeinschaft der Gleichen 
und Freien“ . Das Grundherrentum kommt als vorherrschende 
Rechtsform auf. Seitdem gibt es eine Klassenteilung und 
damit eine soziale Frage in deutschen Landen. Von da an 
geht unter der naturfeindlichen Führung von Kirche und 
Geisteswissenschaft in „Wirtschaftsgesinnung“ und „Staats­
ordnung“ eine zunehmende Entfremdung von allem Natür­
lichen vor sich bis zur Zerfallszeit von 1914 bis 1932. Nur 
die „Technik“ zeigt eine ununterbrochene Reihe von Fort­
schritten; sie blieb, nach zeitweiligen Abirrungen, schließlich 
doch immer naturverbunden.
Danach muß als b e d e u t u n g s v o 11 s t  e E r f a h r u n g 
aus deutscher Geschichte der Schluß gezogen werden, daß 
auch im Bereich der Geisteswissenschaften f ü r m e n s e h - 
l i e h e  W i l l k ü r  k e i n  R a  u m ist. E r fordert vom
20. Jahrhundert eine Rückkehr zur Natur, jedoch nicht im 
mechanistischen Sinne der Aufklärungszeit, sondern durch An­
erkennung des Naturdaseins von Völkern als beseelten 
Wesen. Diese können sich nur ein jegliches in seiner Art 
entwickeln, oder sie werden zugrunde gehen.

8. Grundtatsachen der Wirtschaft
Der Blick auf die Wirtschaftsgeschichte belehrt uns, daß die 
heutigen Formen, Zustände und Vorgänge in der Wirtschaft 
durchweg Gebilde der letzten zwei oder drei Jahrhunderte 
sind mit einigen älteren Vorläufern. Geld, Ware, Markt und 
Preis sind Vorstellungen, die in Deutschland erst im 10. und 
11. Jahrhundert entstanden. Bank, Börse, Kredit, Kartelle 
sind Gebilde des kapitalistischen Zeitalters; erst vor kaum 
100 Jahren erlangten sie ihre beherrschende Stellung in der 
Wirtschaft. Was h i s t o r i s c h  s o  e n g  b e g r e n z t  
g ü l t i g  ist, kann n i c h t  den Anspruch erheben, G r u n d -  
t a t s a c h e  der W irtschaft zu sein.
Mit dieser Feststellung verlieren auch die heute. bestehenden 
Vorstellungen vom Wesen der Wirtschaft ihren Boden: Die 
Wirtschaft ist kein Mechanismus; sie läßt sich nicht „an­
kurbeln“ . Die W irtschaft ist auch kein Organismus; sie hat 
daher kein „Blut“ (Geld als Blut der W irtschaft). Auch 
die Wirtschaft als „Gebilde sui generis“ steht auf schwachen 
Füßen, wenn man weiß, daß sie doch nur ein Teilgebiet 
politischer Gestaltungskunst sein kann.
G r  u n d t  a t s a'c h e kann nur sein, was im Laufe der Ge­
schichte k e i n e r  V e r  ä n d  e r u  n g u n t e r 1 e g  e n  h a t  
u n d  u n t e r l i e g e n  w i r d .  Damit verlieren alle zeit­
bedingten Begriffe ihre Bedeutung als Grundbegriffe. Sie 
gehören in die W i r t s e h a f t s k  u n d e als einer Beschrei­
bung des zu einer bestimmten Zeit B e s t e h e n d e n.
So ist z. B. die Begriffsbestimmung „W irtschaft ist Be­
dürfnisbefriedigung gegenüber einer Knappheit von Mitteln“ 
k e i n e  Grundtatsache, sondern vielleicht zeitbedingt richtig, 
im übrigen auch reine Willkür. Es ist nicht einzusehen, 
warum der Begriff der W irtschaft auf „Bedürfnisse“ be­
schränkt bleiben und sogar aufhören soll, wenn ausreichende 
Vorräte vorhanden sind. Demgegenüber wird die künftige 
Wirtsehaftslehre als Wissenschaft sich umfangreicherer Be­
griffe als Grundtatsaehen bedienen müssen. Als ein solcher
wird vorgeschlagen:

W i r t s c h a f t  i s t  e i n  T ä t i g k e i t s g e b i e t  
d e r  M e n s e h  e n 

Diese Begriffsbestimmung ist i m m e r  richtig. Sie läßt sich 
gegen andere Tätigkeitsgebiete (Verwaltung, Spiel, Sport 
usw.) abgrenzen und kennzeichnet das W e s e n  d e r  
W i r t  s c h a f t. Tätigkeit ist Auswirkung des Wollens. 
Wollen hat Ideen zur Voraussetzung. Träger von Ideen, 
Willensstrebungen und Taten können nur die Menschen sein. 
Damit wird deutlich, daß I d e e n  (die Wirtschaftsgesin­
nung) als t r e i b e n d e  K r ä f t e  in der Wirtschaft f ü r  
a l l e s  G e s c h e h e n e n t s c h e i d  e n d s i n d. Es gibt 
also weder „Naturgesetze der W irtschaft“ noch irgendwelche 
„Eigengesetzlichkeit der W irtschaft“ . Alles ist A u s w i r ­
k u n g  v o n  W i l l e n s s t r e b u n g e n  d e r  b e t e i l i g -  
t e n M e n s e h e n.
Diese Einsicht eröffnet zunächst unübersehbare Möglichkeiten 
für die Wirksamkeit einer künftigen Wirtschaftswissenschaft. 
Sie bleibt n i c h t darauf beschränkt, Bestehendes zu er­
klären, sondern kann F o r d e r u n g e n  aufstellen, wie 
W i r t s c h a f t s g e s i n n u n g  u n d  S t a a t s o r d n u n g  
u m g e s t a l t e t  werden müssen, damit der höchste Zweck 
der Wissenschaft, Dienst am eigenen Volk zu sein, erreicht 
wird. Dieser Freiheit steht nur das gegenüber, was man 
den G e g e n s t a n d  d e r  W i r t s c h a f t  nennen kann. 
Dieser wird erkennbar, wenn man überlegt, was in der W irt­
schaft vor sich geht. Dieser „W i r t s c h a f  t s v o r g a n g “ 
ist in Bild 4 dargestellt. Es zeigt als Ganzes eine weitere 
G r u n d t a t  s a c h e der Wirtschaft, die nicht an zeit­
bedingte Erscheinungsformen gebunden ist. Man mag die 
Benennungen und die Darstellungsform im Bilde ändern, 
vielleicht deutlicher gestalten; der Vorgang selbst bleibt, un­
abänderlich derselbe in Urzeit, Gegenwart und fernster 
Zukunft.
In Bild 4 sind einige Benennungen, wie „wirtschaftliche 
Güter“ , „freie Güter“ , aus der heutigen Fachsprache über­
nommen. Es ist zu untersuchen, ob dafür treffendere Be­
nennungen eingesetzt werden können, z. B. „wertvolle Güter“ 
(abgekürzt „W erte“ ) und „wertlose Güter“ . Dadurch würde 
besser zum Ausdruck kommen, daß alle im Erdraum vor­
handenen Stoffe und K räfte w e r t l o s  sind, solange sie 
nicht durch Menschenhand vom Erdraum abgetrennt und in 
den Wirtschaftsvorgang eingeleitet sind. Das Entstehen von 
„Werten“ ist also von Anfang an und in jeder Stufe an das 
Wirken menschlicher Tätigkeit gebunden. Früchte, die nicht 
geerntet, Erze, die nicht gefördert, Wasserläufe, die nicht 
genutzt werden, sind wertlos. Nur „Arbeit“ schafft „W erte“ . 
Die We r t h ö h  e bestimmt sich v o n  N a t u r  nach d e m  
n o t w e n d i g e n  A r b e i t s a u f w a n d 8). Die erste 
Stufe des Wirtschaftsvorgangs darf nicht „Erzeugung“ ge­
nannt werden, weil es mit dem Naturvorgang der Zeugung 
verwechselt werden kann. H ier wird nichts „erzeugt“ , son­
dern es werden die v o r h a n d e n e n  Stoffe und Kräfte nur 
formverändert. E i n f l u ß n a h m e  auf Zeugungs- und 
Wachstumsvorgänge in der Natur durch „Arbeit“ i s t 
m ö g l i c h .  Diese Arbeit bleibt aber wertlos, wenn ihr 
nicht die Arbeit des Abtrennens von der Natur folgt.
So vermittelt das Bild 4 eine tiefe Einsicht in den bleiben­
den und unabänderbaren „Gegenstand der W irtschaft“ . Ver­
bindet man diese mit der Einsicht vom „Wesen der W irt­
schaft“ , dann ergibt sich folgende neue Begriffsbestimmung: 
W i r t s c h a f t  i s t  W e r t e  s c h a f f e n d e ,  v e r ­
t e i l e n d e  u n d  v e r w e n d e n d e  T ä t i g k e i t  v o n  

M e n s c h e n  f ü r  M e n s c h e n .

8) H ier is t ein A nklang an die m arxistische W erttheorie vorhanden. 
Das w ird Gegnern vorstehender Gedankengänge ausreichend Anlaß 
zur Ablehnung bieten. Dies darf nicht davon abhalten, grundsätz­
liche Erw ägungen niederzuschreiben.

357



Erdraum =

mit
a) s e i n e n  S t o f f e n  

Erdmassen, Erze, 
K ohlen, W asser­
m assen, Luftmas­
sen, usw.

b) s e in e n  K r ä f te n  
Sonnenschein, 
W ind, Regen, 
W asserläufe

Lebens- und Zeu­
gungskräften in 
den Stoffen 

Von Natur vorhanden, 

daher „freie“ Güter

E rdraum

W irtscha fts -V o rgaug

Herstellung
wirtschaftlicher Güter

Formänderung
a) an S t o f f e n  

Getreide wird 
~ Brot
g E isen wird £
■g Maschine a
H usw. ®

g b) an K r ä f t e n  -g
> Energie flie- ~
pP ßenden Was- a
= sers wird Licht «c ma usw. -g® —
h  &

Verteilung
wirtschaftlicher Güter

a) von Ort zu Ort

b) von Mensch zu 
Mensch

Ortsänderung

"Verwendung 
wirtschaftlicher Güter

a) e in m a l ig  
„Verbrauchsgüter“ 

Lebensmittel 
Heizstoffe 
usw.

b) m e h r m a l ig  
„GebrauchsgC 

W erkzeuge 
Bauwerke 
Straßen 
usw.

ZerstörungFormänderung

Stoffwanderungsvorgang von Erdraum zu Erdraum bewegt von 
M enschen für M enschen

1. Grenzen und Beschaffenheit des Erdraumes 
(„Natur“)

2. Vorhandensein u. Fähigkeiten tätiger M enschen 
(„Arbeit“)

gebunden an

=  Erdraum

Rückführung in den 
Erdraum

o d e r

Rückführung in den 
W  irtschafts Vorgang

zuletzt

W  iederrüekführung 
in den Erdraum

=  E rd raum

Bild 4. W ir tschaftsvorgang

Diese Tätigkeit kann sieh in sehr verschiedener Art und 
Weise abwiekeln, wie es die deutsche Wirtschaftsgeschichte 
zeigt, aber eingestellt oder nach Belieben der Menschen un­
terbrochen werden kann sie nicht. Sie ist nur durch Zu­
sammenwirken vieler möglich. Sie ist v o n  N a t u r  n o t ­
w e n d i g ,  weil die Unterhaltungsbedürftigkeit des mensch­
lichen Körpers und die n a t u r g e w o l l t e  Neigung zur 
Höherentwicklung dazu zwingen. Damit wird als letzte 
Frage der „Sinn der W irtschaft“  eindeutig bestimmt: 

W i r t s c h a f t  d i e n t  d e r  D a s e i n s s i c h e r u n g  
d e s  V o l k e s .

Auch diese Feststellung muß als ewig wahr und unabänder­
lich anerkannt werden. Sie deckt sich mit dem Zweck der 
Wirtschaftswissenschaft, Dienst am Volk zu sein.

9. Die werdende deutsche Lebensform
W irtschaft ist als Tätigkeitsgebiet von Menschen nicht für 
sich alleinstehend denkbar. Sie ist sicherlich auch nicht 
alleiniger Inhalt menschlichen Lebens. Daher muß man sich 
eine Gesamtvorstellung vom Leben eines Volkes verschaffen 
und darin der W irtschaft als Teilgebiet den ihr gebühren­
den Platz zuweisen. Dazu soll Bild 5 dienen.

Das Deutsche Reich

NSDAP  ^

Erziehungs-und Auslese 
Jnstrument der polnischen 

^Leitung des deutschen \btkesy

Wirtschaftsführer . Sfaafsführer
Gemeinschaft oller 

Schaffenden der Stirn , 
und der Faust

Uber-

Gemeinschoft a lle r 
Verwaltenden und 

Erhaltenden

Dos frone Volk 

Erdoberfläche

Frankreich
rasa Jü

Die Wirtschaft L rh„^,,nn\DieSfaatsaerwaftuna
(Betriebe) /  beider \  (Gemeinden)

I Gemeinschaften \

Das deutsche Volk
( bestehend aus Familien)

Der deutsche Erdraum
m it seinen Stoffen und Kräften

Das poln. Volk 

Erdoberfläche 

Polen

Bild 5. Die w erdende Deutsche Lebensform

Ein wechselnd begrenzter Ausschnitt der Erdoberfläche, 
Deutschland in Europa, ist seit Helen Jahrtausenden der 
Lebensraum des Deutschen Volke.-. Angrenzend liegen die 
Lebensräume anderer Völker. Aus s e i n e m  Erdraum und 
s e i n e r  Sonne wuchs und wächst das deutsche Volk in 
Familien als biologisch notwendige Einheiten. Mit zuneh­
mendem körperlichen und geistigen Wachstum der einzelnen 
tritt Entfernung von der Familie und Bildung unterscheid­
barer Gruppen von Menschen nach „Berufen“ ein. Auf der 
Höhe des Lebens liegt der Lebensinhalt überwiegend in diesen 
Berufen. Mit zunehmendem Alter tr itt wieder stärkere An­
näherung an die Familie ein, bis der deutsche Boden den 
einzelnen wieder aufninnnt, aus dem er gekommen ist.

Alle Berufe können in zwei große Gruppen von Menschen 
zusammengetäßt gedacht werden, wie im Bilde geschehen. So 
erscheinen Wirtschaft und Staatsverwaltung9), bestehend 
aus den Elementen „Betrieb“ und ..Gemeinde“ , als getrennte, 
aber sich überschneidende Tätigkeitsgebiete von Volksange­
hörigen. Zur Staatsverwaltung sind hierbei auch alle staats­
erhaltenden Berufe gezählt, wie Reichswehr, Arbeitsdienst 
und Lehrerstand. Jede dieser Gemeinschaften hat ihre 
Führergruppe.
Daß diese Gruppen von Menschen zu „Gemeinschaften“ ver­
bunden s in d , die „geführt“ werden und sich nach dem 
Grundsatz der A r b e i t s t e i l u n g  u n d  g e g e n s e i t i ­
g e n  H i l f e  nach innen und nach außen sondern und er­
gänzen sollen, ist g e r m a n i s c h e  Idee. Sie paßt für 
Menschen d e u t s c h e  r  Seeleuhaltung, aber nicht fü r an­
dere Völker. Sie ist einstmals aus germanischer Wesensart, 
aus dem von der Vorsehung aus unerforschlichen Gründen 
hineingelegten Instinkt, in der germanischen „Gemeinschaft 
der Gleichen und Freien“ G e s t a l t  geworden und hat sich 
über Jahrtausende bewährt. Es ist geschichtliche Erfahrung, 
die sieh heute nicht mehr bestreiten läßt, daß Völker nur in 
i h r e  m Raum und in i h r e  r  Wesensart gedeihen können. 
Das Verlassen der eigenen Wesensart brachte dem deutschen 
Volke 2000 Jahre lang unermeßliches Leid über Leibeigen-

9) J lau  sollte S taa tsverw altung  niem als „D er S ta a t“ nennen , weil 
dieses W ort fü r  die Gesam tlebensform  des Volkes, fü r  das ..S tehende“ 
den „Z ustand" (frz. é ta t)  Vorbehalten bleiben m uß.
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schait und Ketzerverbrennung bis zur Proletarisierung’ und 
völligen Haltlosigkeit. Daher fordert das 2 ». Jahrhundert 
auch von der Wirtschaftswissenschaft die A n e r k e n - 
11 u n g d e  r W e s e n s a r t. d e s  V o 1 k e s als u n e r  1 a ß  - 
l i e h e n  B e s t a n d t e i l  a l l e r  F o r s c h u n g  u n d  
N e n o r d  n u n g. Mit den Mitteln der Logik ist diese For­
derung freilich nicht zu beweisen. Dazu bedarf es eben einer 
seelischen Einfühlung, zu der das verstandesmäßige Denken 
nicht ausreicht.
Wenn alle deutschen Staatsangehörigen heute die germanische 
Seelenhaltung noch unverfälscht in sich trügen, dann könnte 
mit den in Bild 5 gezeichneten Gemeinschaften die Lebens­
form des Volkes ausreichend gekennzeichnet sein. Jede 
Gruppe aller Grade verwaltet sich selbst in der alle einigen­
den Idee des Dienstes am Volk. — Dem ist nun nicht so; 
denn die 2000 Jahre haben nicht nur geistige, sondern auch 
rassische Überfremdung gebracht. Dadurch ist die Einheit­
lichkeit des Instinkts verlorengegangen10). Um diesen 
Mangel unschädlich zu machen, ist eine besondere Gruppe 
deutscher Menschen berufen und eingesetzt: die „National­
sozialistische Deutsche Arbeiterpartei“ .
Die NSDAP, wirtschaftet nicht und verwaltet nicht selbst. 
Wohl aber schickt sie ihre B e a u f t r a g t e n  in die beiden 
Gemeinschaften Wirtschaft und Staatsverwaltung. Damit 
durchdringt sie alle Lebensgebiete des deutschen Volkes mit 
Hilfe besonderer „Gliederungen“ . Die NSDAP, ist nach den 
Worten des Führers auf dem Parteitag 1935 das „E r - 
z i e h u n g  s -  u n d  A u s l e s e - I n s t r u m e n t  d e r  
p o l i t i s c h e n  L e i t u n g  d e s  d e u t s c h e n V o l k e s “ . 
Sie verlangt von ihren Beauftragten, daß sie sich an der 
Stelle ihres Einsatzes dauernd und täglich von neuem

10) Man lese h ierzu  des F üh rers  Buch „Mein K am pf“ S. 438 u. 439.

b e w ä h r e n .  Wer versagt, wird abberufen und zur Ver­
antwortung gezogen. E r untersteht nicht nur den ordent­
lichen Gerichten, sondern außerdem dem Parteigericht. 
Mancherlei Abberufungen, die in der Öffentlichkeit bekannt­
geworden sind, beweisen es.
So ist die NSDAP, aus der Staatsform des „Deutschen 
Reichs“ als Lebensform des deutschen Volkes nicht mehr 
wegzudenken. Sie hat die gewaltige Aufgabe, durch Beleh­
rung, Erziehung und Beispiel die im deutschen Volk vorhan­
denen artfremden Weltanschauungen auszumerzen oder min­
destens aus ihren beherrschenden Stellungen in Wirtschaft 
und Staatsverwaltung soweit zurückzudrängen, daß die 
d e u t s c h e  W e s e n s a r t  g e r m a n i s c h e n  U r - 
s p r u  n g s sich w i e d e r  f r e i  e n t f a l t e n  kann. Die 
Reste anderer Art werden dann von selbst aussterben.
Das Bild 5 als zeichnerische Darstellung der werdenden 
Lebensform hat übrigens noch eine besondere Eigenart: Es 
paßt nicht nur für das ganze Deutsche Reich, sondern ebenso 
für jeden einzelnen der Gaue. Innerhalb der Gaue paßt es 
für jeden Kreis und innerhalb jeden Kreises für jeden Ort. 
So ist ein und dieselbe Ordnung im kleinsten Ort vorgebildet, 
die im ganzen Reiche wirksam werden soll. Das bedeutet 
nichts Geringeres, als daß hier eine O r d n u n g s f o r m  
n a c h  d e m  V o r b i 1 d e d e s O r g a n i s c h e n ,  d. h. des 
lebendigen Lebens vorliegt: Im kleinsten Bestandteil ist
schon vorhanden, was auch im Ganzen lebendig werden soll.

10. Gegenwart und Zukunft deutscher 
Wirtschaftsweise
Die Wirtschaftsweise eines Volkes zu,einer bestimmten Zeit 
wird stets durch eine besondere Wirtschaftsgesinnung, die 
gerade geltenden Rechtsgesetze und den Stand der Technik 
gekennzeichnet. So ließen sich in Bild 3 die Veränderun-

Zeit und Benennung Wirtschafts-Idee
(Gesinnungen)

Staatsordnung 
Form des Zusammenlebens 

Geltendes Recht
Sinn der Technik

U rzustand

1
1936

G egenw art
Umbildungszeit

Zukunft
Sozialistische

Volkswirtschaft

Nahrungssuche. Schutzsuche 
Artentwicklungsstreben

V
Geldverdienen, Gewinnstreben. 

Unklares Suchen nach Neuem. 
Krampfhaftes Verteidigen  
alter Formen als vermeint­
licher Rechte

D a s e in s s i c h e r u n g  d. Volkes 
u. kraftvoller E n t f a l t u n g s ­
w i l l e  durch

1. Bedarfsdeckung 
(Nahrung, Kleidung, W oh­
nung und Geräte)

2. W ehrwille  
(Waffen und Sport)

3. Opferwille 
(Steuertreue)

4. Kulturwille
(Bücher, Musik usw., Selbst­
bildung)

5. Erhaltungswille 
(Verbesserung bestehender 
Einrichtungen)

6. Vorratsansammlung
a) in Sachgütern
b) in Geld

Durch Instinkt und Gewohnheit 
zur Stammesverfassung

Y
BGB. HGB. Aktienrecht. Bank- 

und Börsenwesen. Zivil­
prozeßordnung 

Treuhänderwesen. Gesetze zur 
vorläufigen Ordnung der ge ­
werblichen Wirtschaft

Artgemäße V o lk s g e m e in ­
s c h a f t  in neuer Reichsver- 
fassung

DAF-Verordnung vom 24.10. 34 
AOG vom 20. 1. 34 
Reichsnährstandsgesetze 
Rohstoff- und Siedlungsgesetze

W ehrpflicht-Gesetz 
Arbeitsdienst 
Finanz-Gesetze 
NSV und W H W  
Kulturkammern.
„Schönheit der Arbeit“
K. d. F.
„Kampf dem Verderb“

Eigentumsschutz 
V ersicherungswesen 
Spar- und Kreditwesen

Durch W erkzeug- und Feuer­
gebrauch Erleichterung im 
Kampf um Leben u. W achsen

1
Technik dient dem Streben nach 

Steigerung der Rentabilität 
aller Betriebe und Unter­
nehmungen.
„ Rationalisierung“

Technik dient dem Streben
1. nach höchstem „ W ir k u n g s ­

g r a d “ m e n sc h lic h e r  A r­
b e it  (Leistungen mit gering­
stem Stoff-und Kraftaufwand)

2. nach B e r e ic h e r u n g  des 
menschlichen L e b e n s ­
in h a lt s  (Kulturschöpfungen 
auf allen Gebieten)

Edler Wettbewerb und unbe­
grenzte Möglichkeit zur Hoch­
entwicklung des Volkes durch 
Naturerforschung und B e­
herrschung

A usw irkung der Technik:
1. Zunehmende Bedarfsdek- 

kungsmöglichkeit n. Menge 
und Art.
(Natur- und Kulturbedarf)

2. sinkende „Preise“ bei gleich­
bleibenden „Löhnen“

3. sinkende Arbeitzeiten
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gen der Wirtschaftsweise des deutschen Volkes im Laufe 
seiner Geschichte darstelleu. Nach der gleichen Einteilung 
ist nun in Bild 6  der Urzustand, die Gegenwart und die Zu­
kunft deutscher Wirtschaftsweise zur Darstellung gebracht. 
Das. was über die Gegenwart gesagt ist, ist noch durch 
Wirtschaftskunde der Gegenwart e r f o r s c h b a r  und kann 
dadurch nach Bedarf ergänzt werden. Die Z u k u n f t  ist 
dagegen n i c h t  e r f o r s c h b a r .  An sie können nur als 
„Sein Sollendes“ Forderungen gestellt werden, die aus dem 
Sinn der Wirtschaft und der Wesensart des Volkes er­
schlossen werden müssen. Es i-t ein Setzen von Zwecken 
und Wählen der Mittel. Darin ist aber — wie wir bereits 
erkannten — fü r menschliche W i l l k ü r  kein Raum. So­
wohl die Zwecke als auch die Mittelwahl sind gebunden an 
die zu schützende und zu entfaltende Wesensart des deutschen 
Volkes.
Was über die Zukunft der Wirtschaftsweise in Bild 6  nieder­
geschrieben ist, entstammt der z u k u n f t w e i s e n d e n  
nationalsozialistischen Gesetzgebung der Gegenwart und einem 
Einfühlen in naturgebundene Notwendigkeiten. Die Reihen­
folge wirtschaftlicher Tätigkeiten in der Spalte „'Wirtschafts­
idee“ ist daher auch nicht willkürlich, sondern entspricht 
einer naturgebundenen Rangordnung. Diese und anderes 
besser, deutlicher und beweiskräftiger darzustellen, wird eine 
der b e d e u t u n g s v o l l s t e n  A u f g a b e n  d e r  k ü n f ­
t i g e n  W i r t s c h a f t s w i s s e n s c h a f t  sein. Denn 
von dem Alten in Wirtschaftsweise, Gesetzgebung und 
Wissenschaft wird kein Stein auf dem ändern bleiben.

11. Die künftigen Lehr- und Forschungs­
gebiete der Wirtschaftswissenschaft
Wirtsekaftslehre. Staatslehre, Rechts- und Verwaltuugswisseu- 
sehaft werden in Zukunft untrennbar miteinander verbunden 
sein, weil eines ohne das andere nicht denkbar ist. Die 
Studenten dieser Wissensgebiete müssen auf 6  Semester mit­
einander verbunden bleiben. Ihre Absonderung kann und soll 
erst erfolgen, wenn die Veranlagung zum Wirtsehaftsführer, 
Rechtswahrer oder Verwaltungsbeamten erkennbar wird. 
Hier hat nicht ein persönlicher Wunsch, sondern ausschließ­
lich das in Leistungen erkennbare Talent zum einen oder 
ändern zu entscheiden.
Die gemeinsame Grundlage wird zweckmäßig „Staatswissen- 
'C-haft“ zu benennen sein; denn sie dient immer dem Er­
gründen und Fortbilden der Lebensform (gleich Staatsform) 
des deutschen Volkes. Diese Staatswissensc-haft hat nichts 
mit dem zu tun, was bisher darunter verstanden wurde. Sie 
baut sieh aus folgenden Wissensgebieten auf:

a) Volkskunde mit Biologie und Psychologie,
b) Erdraumkunde,
c) Geschichtskunde.

Diese Gebiete sind vorwiegend auf Kenntnis des Deutsch­
tums auszurichten, haben aber auch die ändern Völker darzu­
stellen, damit aus dem Vergleich der Unterschied im Wesen 
und in den Lebensbedingungen klar wird. Der Geschichts­
unterricht hat mit der Entstehung der Erde (Geologie) und 
der verschiedenen Völker auf ihr zu beginnen und dann an 
der deutschen Geschichte in allen Phasen deutlich zu zeigen, 
daß geistige und rassische Überfremdung stets verheerend 
gewirkt hat. und daß viele Völker daran zugrunde gegangen 
sind.
Ziel dieses grundlegenden Unterrichts muß sem, daß geradezu 
fanatische Begeisterung für das D e u t s c h e  V o l k  a l s  
h ö c h s t e m  L e b e n s  w e r t  u n d  L e b e n s i n h a l t  er­
weckt wird. Wer zu einer solchen Begeisterung nicht fähig 
ist, wird auch nicht zum Einsatz seines Lebens fü r  die Auf­
gaben seines Berufes bereit sein. Von der akademischen

Jugend als dem bevorzugten politischen Fiihreruachwuelis 
den Offizieren in W irtschaft und Verwaltung ist die> aber 
unbedingt zu fordern. Unfähige sind daher rechtzeitig auf 
weniger verantwortungsvolle Berufe zu überführen.
Die „theoretische Nationalökonomie“ bisheriger A rt darf erst 
in s p ä t e n  Semestern, und zwar nur- zur Erklärung ver­
gangener und ausländischer Wirtschaftsformen studiert 
werden. F ür die neue werdende Wissen-ehaft hat sie bisher 
immer verderblich gewirkt.
Die „praktische Nationalökonomie“ wird als W irtschafts­
kunde der Gegenwart in ausgedehntem Maße zu pflegen sein: 
denn sie bildet für alle Teilgebiete die Ausgangsebene aller 
Neubildungen. Hierher gehört auch Statistik in Methode 
und Auslegung.
„Finanzwissenschaft“ gehört in das Sondergebiet der V c -  
waltungslehre.
Als neues Forsehungs- und Lehrgebiet wird „Landesforschung 
und Reichsplanung“ zu gelten haben. Ih r Gegenstand wird 
aus Bild 4 deutlich. Es ist der deutsche Erdraum mit seinen 
Stoffen und Kräften, seiner Sonnenbestrahlung und seinem 
Regenfall, eingeteilt nach Ländern oder Gauen so, wie es 
die Stammesunterteilung des deutschen Volkes erfordert. 
Aber nicht nur die stofflichen Zustände und Möglichkeiten, 
die schließlich in das Gebiet der Technik übergehen, sind zu 
erforschen, sondern auch die besondem geistigen Anlagen 
und Fähigkeiten der Menschen in den einzelnen Gebieten.
So wird erkennbar, daß die Wirtschaftswissenschaft des
20. Jahrhunderts anfhört. ein bloß s Wissen von M-irkt- 
bezielnmgen zu sein. Ilu  Gebiet ist weit umfassender; denn 
sie schöpft ihre Erkenntnisse nicht nur aus dem Stofflichen, 
sondern überwiegend aus den Tiefen geistigen Lebens, weil 
sie dem Leben selbst dienen soll.

12. Selbstkritik und Begrenzung
Was hier niedergeschrieben wurde, ist zwar das Ergebnis 
20 jährigen Ringens um Wahrheit und Klarheit, dennoch i-t 
es nur ein Anfang. Vieles ist nicht neu, sondern wurde 
von ändern schon früher vorgetragen. Aber noch niemals 
ist es bisher gelungen, das „positive Wissensgut“ der Lehren 
des 19. Jahrhunderts zu überwinden. Die nationalsoziali­
stische Bewegung unserer Tage öffnet jetzt den Weg dazu; 
denn sie stellt aller Dogmatik den Zweifel an die Richtigkeit 
gegenüber. An die Stelle des logischen Beweises tritt überall 
das Denken in Ursache und Wirkung. Sie fordert ewige 
Wahrheiten als Beweismittel in nordisch-germanischer Seelen­
haltung.
Neu dürfte die Darstelluugsweise in einprägsamen Schau­
bildern stin. Diese können nicht als erschöpfend gelten. Sie 
sollen auch nur vorübergehend das Wesentliche vom Neben­
werk trennen. Zu beurteilen sind sie nicht nach 
falsch oder richtig, sondern nach ihrer Leistungsfähigkeit 
fü r die Aufklärung größerer Zusammenhänge.
Auch eine W ertung nach wahr oder unwahr stößt auf 
Grenzen. Eine objektive, voraussetzungslose Wissenschaft 
gibt es nicht. Die Wirtschaftslehre des 19. Jahrhunderts 
nahm die Zustände des 18. Jahrhunderts zur Voraussetzung 
und g l a u b t e  an deren alleinige Gültigkeit. Danach wurden 
die Beweisverfahren zurechtgebogen. Das 20. Jahrhundert 
fordert von uns rücksichtslose Abwendung von diesem zer­
fallenden Glauben. W ir setzen aus geschichtlicher Erfahrung 
an dessen Stelle den G l a u b e n  a n  d a s  e w i g e  
L e b e n s r e c h t  d e s  d e u t s c h e n  V o l k e s  i n  
s e i n e n  a r t g e m ä ß e n  F o r m e n .  Dies immer besser 
und deutlicher zu erkennen und darzustellen, ist Aufgabe des 
F o r t s c h r i t t s  der neuen Wirtschaftswissenschaft.
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I
Das Lagerhaus im Dienste 
der Volksernährung

Von Dr. W E R N E R  V O N  H A S S E L B A C H , Berl in  

R e ichsab te i lungs le ite r im Reichsnährstand

Die deutsche Ernährungswirtschaft hat nach der 
Machtergreifung eine» grundsätzlichen Wandel durch­
gemacht. Das Lagerungsgewerbe ist für landwirtschaft­
liche Erzeugnisse ein Glied der Ernährungswirtschaft. 
Zweck dieses Aufsatzes ist es, darzulegen, wie sich der 
in der Ernährungswirtschaft vollzogene Wandel auch 
auf das Lagergewerbe aus wirkt, und welche besondern 
Aufgaben sich hiernach für dieses Gewerbe in der neu 
geordneten deutschen Ernährungswirtschaft ergeben.

Die Neuordnung 
der deutschen Ernährungswirtschaft
Der volkswirtschaftliche W ert jeder Erzeugung von Waren, 
also auch der landwirtschaftlichen Erzeugung, wird dadurch 
bestimmt, ob und in welchem Maß es gelingt, mit dieser E r­
zeugung einen bestimmten Bedarf zu decken. In den selten­
sten Fällen liegen aber die Verhältnisse so, daß die E r­
zeugung räumlich und zeitlich vollständig mit dem Bedarf 
übereinstimmt. Die Zuführung der anfallenden Erzeugnisse 
zum Verbraucher ist also eine volkswirtschaftliche Aufgabe 
von größter Bedeutung. F ür den einzelnen, der sieh dieser 
Aufgabe widmet, ist sie nicht lösbar ohne das Vorhandensein 
eines gewissen Wegweisers, der ihm anzeigt, wohin E r­
zeugungsüberschüsse aus einzelnen Gebieten zur Bedarfs­
deckung gebracht werden müssen, und zu welcher Zeit dies 
zu geschehen hat. In der liberalistischen Wirtschaft war 
anerkannter, einziger Wegweiser für alle wirtschaftlichen 
Handlungen das eigennützige Verdienststreben des einzelnen. 
Auch für die Warenverteilung konnte daher nur dieser Weg­
weiser eingesetzt werden. Das kam in der freien Beweglich­
keit des Preises zum Ausdruck. Durch Preisschwankungen 
nach oben oder unten wurde erreicht, daß der Eigennutz des 
einzelnen in die Richtung gelenkt wurde, in der ein Zu­
sammenhang zwischen Warenanfall und Warenbedarf im 
Augenblick zu finden war. Hatten sich — wie gerade in der 
landwirtschaftlichen Erzeugung unvermeidlich — im nächsten 
Augenblick die Verhältnisse zwischen Warenanfall und 
Warenbedarf räumlich oder zeitlich auch nur um ein Geringes 
verschoben, so mußte auch der Preis sofort hierauf mit einer 
erneuten Schwankung reagieren, um seine wegweisende Funk­
tion für den Eigennutz beibehalten zu können. So stand 
d e r  s t ä n d i g  s c h w a n k e n d e  P r e i s  ü b e r h a u p t  
i m M i t t e l p u n k t  a l l e r  V o r g ä n g e  d e s  l i b e ­
r a l i s t i s c h e n  W i r t s c h a f t s g e s c h e h e n s .  Er­
zeugung und Verbrauch standen unter der Herrschaft dieses 
schwankenden Preises. Weder die Erzeugung, noch der Ver­
brauch können solche Herrschaft aber auf die Dauer ver­
tragen. Gerade heute im Zeichen des neuen Vierjahresplanes 
ist dies klarer denn je.
Eigenart der landwirtschaftlichen Erzeugung ist es ohnehin, 
daß sie in der Mehrzahl der Fälle mit weit längeren E r­
zeugungsfristen zu rechnen hat als andere Wirtschaftszweige, 
und daß sie während dieser ganzen Frist von einer Reihe 
unvermeidlicher Zufälligkeiten abhängig ist (Witterung, E r­
krankungen von Pflanzen und Vieh usw.). Kommt zu der 
durch diese Zufälligkeiten bedingten Unsicherheit auch noch 
die Unsicherheit des Preises hinzu, der schließlich für das 
fertige Erzeugnis gelten wird, und kommt dann unter Um­
ständen auch noch die weitere Unsicherheit hinzu, ob sich 
überhaupt ein Absatz hierfür finden wird, so muß dies selbst­
verständlich außerordentlich hemmend für die gesamte land­

wirtschaftliche Erzeugung wirken. Welche Bedeutung aber 
anderseits frei schwankende Preise auch für den Verbraucher 
besonders in Zeiten der Knappheit haben, hat ebefifäTR Fm” 
Zeichen des Vierjahresplanes gerade die jüngste Zeit deutlich 
bewiesen. Im Zeichen der Arbeits- und Rohstoffschlacht sind 
heute alle K räfte von Politik und Wirtschaft geradezu darauf 
konzentriert, die verhängnisvollen Wirkungen auszuschalten, 
die sich auf der Verbrauchsseite aus einer „freien“ Preis­
bildung im Sinne der liberalistischen Vergangenheit ergeben 
müßten.

I n  d e r  d e u t s c h e n  E r n ä h r u n g s w i r t s c h a f t  
i s t  d a h e r  d u r c h  d i e  M a r k t o r d n u n g  d e s  
R e i c h s n ä h r s t a n d e s  d i e  f r e i e  B e w e g l i c h ­
k e i t  d e s  P r e i s e s  g r u n d s ä t z l i c h  a u s g e ­
s c h a l t e t  w o r d e n .  Durch die Sicherung bestimmter, 
organischer Preisverhältnisse wird dem Erzeuger eine klare 
Grundlage für die Ausrichtung seiner Erzeugung gegeben, 
so daß er sich dieser Erzeugung mit vollem Einsatz widmen 
kann. Gleichzeitig erhält der Verbraucher durch die Siche­
rung der Lebensmittelpreise ebenfalls eine feste Grundlage 
für die Kaufkraft seines Lohnes.

Allerdings folgt aus der Ausschaltung der freien Beweglich­
keit des Preises notwendig, daß damit der Preis seine frühere 
wegweisende Funktion für den einzelnen in der Warenver­
teilung weitgehend eingebüßt hat. Die Warenverteilung, die 
Zusammenführung von Erzeugung und Bedarf, ist daher 
heute in der deutschen Ernährungswirtschaft nicht mehr vom 
einzelnen allein lösbar. Sie ist vielmehr in großem Umfange 
Angelegenheit der Gemeinschaftsarbeit aller an der Volks­
ernährung beteiligten Kreise geworden. Organisatorisch 
kommt dies darin zum Ausdruck, daß in den Marktverbänden 
des Reichsnährstandes tatsächlich sämtliche Stufen vom E r­
zeuger bis zum letzten Verteiler und Be- und Verarbeiter zu- 
sammengeschlossen sind. Solche Zusammenschlüsse haben 
wir heute für die Gebiete der

Getreidewirtschaft, V iehwirtschaft,
Kartoffelwirtsehaft, Milchwirtschaft,
Zuckerwirtschaft, . Eierwirtschaft und 
Gartenbauwirtschaft, Fischwirtschaft.
Weinbauwirtsehaft,

All diese Verbände sind ihrerseits wieder zu einheitlicher 
Führung und Ausrichtung in der Hauptabteilung I I I  des 
Reichsnährstandes zusammengesehlossen.

Sie haben die Aufgabe, unter klarer Anwendung des Führer­
grundsatzes im Wege der Gemeinschaftsarbeit eine gleich­
mäßige Zuführung der verfügbaren Erzeugung zum Ver­
brauch zu gewährleisten, ohne hierbei zu dem alten Mittel 
der Preisschwankungen zurückzugreifen. Ihre Aufgabe be­
steht also zugleich darin, die einmal festgelegten Preise 
ständig erneut wirtschaftlich zu untermauern. Denn die Ein­
haltung bestimmter Preise ist um so schwieriger durchzu­
halten, je weniger die tatsächlichen augenblicklichen Ver­
sorgungsverhältnisse diesen Preisen entsprechen.

Das Lagerhaus 
in der neu geordneten Ernährungswirtschaft
Wenn es Aufgabe der Marktverbände des Reichsnährstandes 
ist, in Gemeinschaftsarbeit für den ständigen Ausgleich 
zwischen Warenanfall und Warenbedarf zu sorgen, so kommt 
dem Lagerhaus für die Lösung dieser Aufgabe ohne Zweifel 
große Bedeutung zu. Es ist bei jeder landwirtschaftlichen 
Erzeugung unvermeidlich, daß sich im Laufe des Jahres er­
hebliche Schwankungen hinsichtlich der anfallenden Mengen 
ergeben. Das angestrebte Ziel gleichmäßiger Versorgung der 
Verbraucher setzt also die E i n s c h a l t u n g  e i n e . s . z e i t ­
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l i e h e n  A u s g l e i c h s  z w i s c h e n  E r z e u g u n g  u n d  
V e r b r a u c h  voraus.

Solcher Ausgleich hat zwar auch in der Vergangenheit schon 
stattgefunden. Aber wie die gesamte W irtschaft früher nur 
unter dem Zeichen des Gewinnstrebens des einzelnen stand, 
so galt dies auch fü r den zeitlichen Marktausgleich, d. h. für 
die Vorratswirtschaft. Nicht, die volkswirtschaftliche Not­
wendigkeit war letztentscheidend für die Frage, ob, wann und 
in welchem Umfange Vorräte angesammelt und zu anderer 
Zeit wieder aufgelöst werden sollten, sondern die mehr oder 
weniger große Wahrscheinlichkeit privaten Gewinnes. Die 
Vorratswirtschaft wurde damit oft in ganz besonderm Maße 
zu einer Angelegenheit der Spekulation. Denn ihre not­
wendige Ausdehnung über eine gewisse Spanne Zeit machte 
es unmöglich, schon bei der Einlagerung mit Sicherheit fest­
zustellen, ob überhaupt und in welcher Höhe sich ein privater 
Nutzen bei der Auslagerung ergeben werde.

In  der geordneten Ernährungswirtschaft von heute wird da­
gegen die V o r r a t s w i  r t s c h a f t  n a c h  g e m e i n - 
w i r t s c h a f t l i c h e n  G r u n d s ä t z e n  ausgerichtet. 
Nicht mehr der private Gewinn, sondern der volkswirtschaft­
liche W ert der Vorratsbildung und Vorratsauflösung steht im 
Vordergrund. Hiermit steht ein Gesichtspunkt in Verbin­
dung, der gerade fü r das Lagerhaus von weittragender Be­
deutung ist: Der Einsatz der Vorratswirtschaft unter ge­
meinwirtschaftlichen Gesichtspunkten ist den ausgleichenden 
Stellen nur dann möglich, wenn diejenigen Warenmengen, 
die der Vorratswirtschaft zugeführt werden, auch möglichst 
sicher greifbar sind und bleiben. Das wird im allgemeinen 
um so weniger der Fall sein, je mehr sieh die Vorratswirt- 
sehaft in zahlreiche kleine und kleinste Einzelposten auf­
splittert.

Allerdings ist es auch in solchen Fällen durchaus nicht 
g r u n d s ä t z l i c h  unmöglich, die Einsatzfähigkeit vor­
handener Vorräte zu gewährleisten. Als Beispiel seien die 
auf dem Gebiet der Viehwirtschaft durchgeführten Mastver- 
träge angegeben. Mit diesen Verträgen wurde einer großen 
Anzahl einzelner Erzeuger die Möglichkeit gegeben, Schweine 
für einen vorauszusehenden Bedarf während der Sommer­
monate gewissermaßen auf Vorrat zu mästen, indem ihnen 
entsprechende Mengen Futtermittel im voraus zur Verfügung 
gestellt wurden. Die betreffenden Erzeuger mußten sich ver­
pflichten, die vertragsmäßig festgelegte Zahl ausgemästeter 
Schweine zu bestimmtem Zeitpunkt abzuliefern. Dieses Ver­
fahren hat sich ausgezeichnet bewährt.

Trotzdem werden die Bedürfnisse der Marktordnung in der 
Regel doch dafür sprechen, wenigstens ein Mindestmaß von

Vorräten an einzelnen Stellen zu konzentrieren, um diese Vor­
räte absolut sicher zu gegebener Zeit einsetzen zu können. 
Zwei Fragen sind hier entscheidend dafür, in welchem Aus­
maß die Vorteile von der Marktordnung ausgenutzt werden 
können, die unter diesem Gesichtspunkt das Lagerhaus bietet: 
Das ist zum ersten die Frage, wieweit das Lagergewerbe 
selbst bereit ist, sich für die Durchführung der Marktord­
nung als Gemeinschaftsaufgabe zur Verfügung zu stellen, 
d. h. also, auch sich in die Front derjenigen einzureihen, die 
hier unter einheitlicher Führung Zusammenarbeiten. K e i n e  
Gemeinschaftsaufgabe ist ohne klare Führung lösbar! Ist 
dabei die Inanspruchnahme der Dienste auch solcher Stellen 
notwendig, die zunächst außerhalb stehen, so muß hierauf 
zurückgegriffen werden. Es ist aber selbstverständlich, daß 
dies um so Heber und dementsprechend auc-h um so umfang­
reicher der Fall sein wird, je eher auch diese Stellen bereit 
sind, sich einzureihen.

Die Bedeutung der Kostenfrage für den 
Einsatz des Lagerhauses in der Marktordnung
Die zweite bedeutende Frage für den Einsatz des Lagerhauses 
in der Marktordnung ist die Kostenfrage. Bedeutsam ist 
diese Frage zunächst in der Auseinandersetzung mit der 
„Konkurrenz“ des Selbstlagerns beim Erzeuger oder auch 
beim Verbraucher. Das gilt hauptsächlich für die verhältnis­
mäßig besser lagerfähigen Erzeugnisse. Es gilt also ins­
besondere für Getreide. Die Lagerung von Getreide beim 
Erzeuger im Stroh ist bekanntlich lagertechniseh kein P ro­
blem. Sie bietet im Gegenteil sogar gewisse Vorteile. Die 
Frage, inwieweit sie trotzdem zugunsten des Lagerhauses 
zurückgedrängt werden kann und soll, hängt also entscheidend 
mit davon ab, in welchem Ausmaß das Lagerhaus die Ge­
treidelagerung technisch und wirtschaftlich günstiger gestaltet, 
als dies dem einzelnen Erzeuger möglich ist. Dabei ist zu 
beachten, daß die Getreidepreise in der Marktordnung unter 
Berücksichtigung bestimmter festliegender Zuschläge für 
Lagerkosten und Verluste von Monat zu Monat vorgeschrieben 
sind (vgl. Abb. 1). Der mehr oder weniger große Anreiz 
für den Erzeuger, sein Getreide selbst zu lagern, ist hierdurch 
— abgesehen von der räumlich beschränkten Möglichkeit der 
Einlagerung auf eigene Rechnung — zunächst unabhängig 
davon, welche Vorzüge das Lagerhaus für die Lagerung 
bietet. Denn solche Vorzüge dürfen nach den geltenden Be­
stimmungen nicht dadurch zum Ausdruck kommen, daß dem 
Erzeuger etwa schon zu Beginn des Erntejahres ein höherer 
oder zum Schluß ein niedrigerer als der fü r diese Zeit fest­
gesetzte Preis bewilligt wird. Eine Betrachtung der Ent­
wicklung der Getreideeinlagerung in der zweiten Hand seit 
1933 (vgl. Abb. 2) ist in diesem Zusammenhang recht inter­
essant, wenn auch hierbei ohne Zweifel noch andere Gesichts­
punkte, insbesondere z. B. die Futterversorgungsfrage des 
einzelnen Bauern eine Rolle gespielt haben dürften. Getreide 
wird immer nur einmal im Jahre geerntet, muß also stets 
in großem Umfange der Vorratswirtschaft zugeführt werden, 
um eine gleichmäßige Versorgung sicherzustellen. Die Be­
deutung der Vorratswirtschaft als solcher in der Getreide­
bewegung hat also ohne Zweifel n i c h t  abgenommen. Trotz­
dem ist die Einlagerung in der zweiten Hand, d. h. also vor 
allem auch in den Lagerhäusern seit 1935 erheblich zurück­
gegangen ! Das Bild wird dabei noch ungünstiger, wenn man 
die festgestellte Vorratshaltung in den Lagerhäusern in das 
Verhältnis zu den insgesamt verfügbaren Lagerräumen setzt, 
wie dies in Abb. 3 geschehen ist. Die gestrichelte Linie geht 
dabei von der Gesamtkapazität nach der Erhebung von 1927 
aus, während die durchgehende Linie die Erweiterung der 
K apazität bis zu dem mit der letzten Erhebung vom 
Herbst 1935 festgestellten Ausmaß berücksichtigt.
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Hier wird es also darauf ankommen z u  b e w e i s e n ,  ob  
d a s  L a g e r h a u s  i m s t a n d e  i s t ,  d i e  G e t r e i d e ­
l a g e r u n g  w i r t s c h a f t l i c h e r  d u r c h z u f ü h r e n  
a l s  d e r  E r z e u g e r .  Denn dies würde die Möglichkeit 
bieten, die Preisstaffelung im Laufe des Jahres zusammenzu­
drücken. Es liegt aber auf der Hand, daß jede Einengung 
der „Reports“ den Anreiz zur Getreidelagerung beim E r­
zeuger vermindern, d. h. also umgekehrt, die Einlagerung von 
Getreide im Lagerhaus erweitern würde!

Die Kostenfrage ist aber auch noch in anderer Richtung von 
großer Bedeutung für den Einsatz der Lagerhaltung in der 
Marktordnung: Bei allen landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
gibt es im Laufe des Jahres Zeiten, zu denen die natürlichen 
Voraussetzungen für die Erzeugung günstiger sind als wäh­
rend des übrigen Jahres. Bei den wichtigsten Feldfrüchten, 
die normalerweise überhaupt nur einmal geerntet werden 
können, ist das selbstverständlich. Die Lagerhaltung hat 
daher hier auch von jeher dafür sorgen müssen, daß die 
Überschüsse aus der Ernte für den Rest des Jahres auf­
bewahrt werden. Weniger deutlich ist dies dagegen bei den 
Veredluugserzeugnissen, die während des ganzen Jahres an­
fallen. Auch hier gilt aber nahezu ausnahmslos, daß be­
stimmte Zeiten des Jahres besonders günstig für die Ver­
edlungsproduktion und andere wieder besonders ungünstig 
sind. Nicht umsonst gibt es eine sogenannte „Mileh- 
sehwemme“ , eine „Eierschwemme“ usw.

Die Lagerung der Veredlungserzeugnisse ist aber in der Regel 
erheblich schwieriger als die Lagerung der landwirtschaft­
lichen Rohstoffe. Sie ist in der Mehrzahl der Fälle nur 
unter Einschaltung künstlicher Kühlung möglich, sofern nicht 
eine Verarbeitung des Erzeugnisses zwischengeschaltet wird. 
Man war daher bisher bei der Lenkung der Erzeugung be­
strebt, von vornherein in der Erzeugung selbst fü r einen ge­
wissen jahreszeitlichen Ausgleich derart zu sorgen, daß 
nicht nur in der günstigsten Zeit erzeugt wurde. Das hatte 
naturgemäß zur Folge, daß die Erzeugungskosten steigen 
mußten, und zwar nicht nur hinsichtlich des Geldaufwandes 
für den einzelnen Verbraucher, sondern auch hinsichtlich des 
Aufwandes an Rohstoffen für die Mengeneinheit der herge­
stellten Veredlungserzeugnisse. Während der von Natur aus 
günstigsten Produktionszeit ergibt die gleiche Rohstoffmenge 
eine größere Ausbeute als während der ungünstigen Zeit. 
Hier hegt eine g r o ß e  A u f g a b e  d e r  L a g e r h a l ­
t u n g  u n d  i n s b e s o n d e r e  d e r  K ü h l w i r t s c h a f t  
i n  d e r  L a g e r h a l t u n g !  Die Kostenfrage ist dabei 
entscheidend, denn es ist schließlich nur ein einfaches Rechen­
exempel, ob die Lagerkosten für die Überlagerung der Über­
schüsse aus der erzeugungsgünstigen Zeit in die erzeugungs­
ungünstige Zeit niedriger sind, als die Mehrkosten der E r­
zeugung in der ungünstigen Zeit. Gelingt es, durch Herab- 
drüc-kung der Lagerkosten dieses Rechenexempel zugunsten 
der Lagerung zu lösen, so wäre dies nicht nur für das Lager­
gewerbe selbst, sondern auch für die gesamte Volkswirtschaft 
von größter Bedeutung!

Von Interesse ist es hierbei, sich einmal vor Augen zu führen, 
welchen Anteil besonders in der Kühlwirtschaft die durch­
schnittlichen Einlagerungskosten am durchschnittlichen Wert 
der verschiedenen eingelagerten Erzeugnisse nehmen. Die 
reinen Einlagerungskosten im Kühlhaus erreichen im großen 
Durchschnitt bei Butter rd. 2,6 % , bei Eiern rd. 0,1 % , bei 
Äpfeln rd. 12 % , bei Zwiebeln rd. 46 % , bei Rotkohl rd. 
52 % , bei Weißkohl rd. 70 %  des Verkaufspreises der ein­
gelagerten Ware im Zeitpunkt der Einlagerung. Treten 
hierzu noch die durch Schwund, Verderb und Güteminderung 
entstehenden Verluste, so erhöhen sich die Gesamtkühlkosten

Abb. 2. Entwicklung der G etreidelagerung in der 
zweiten Hand (Angaben des S ta t. Reichsamts)

bei Butter auf 3 % , bei Eiern auf 8  % , bei Äpfeln auf 
20 % , bei Zwiebeln auf 55 % , bei Rotkohl auf 69 % , bei 
Weißkohl auf 84 %. Die Betrachtung dieser Zahlen führt 
zu dem Gedanken, ob es nicht angebracht wäre, hier einen 
ähnlichen Kostenausgleieh anzustreben, wie er seit langem 
z. B, bei der Umlegung der Gesamtbetriebskosten der Eisen­
bahn im gemeinwirtschaftlich aufgebauten Eisenbahnverkehrs-

Abb. 3. Ausnutzung der G etreide-Lagerräum e in 
Lagerhäusern und Mühlen in %  der insgesamt vor­
handenen Lagerräum e (nach Angaben des Stat. 
Reichsam ts)
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tarif durehgefiihrt ist. Eine Minderung der Lagerkosten be­
sonders bei den beute am höchsten belasteten Erzeugnissen 
würde selbstverständlich zu einer ganz wesentlichen Erweite­
rung der Einsatzmöglielikeit der Lagerung in die Marktord­
nung führen.

Der Einfluß geordneter Vorratshaltung 
auf die Kosten der Lagerhaltung
Es ist ureigene Aufgabe des Lagergewerbes selbst, die Lager­
kosten zunächst dadurch zu senken, daß die durch Schwund, 
Verderb und Güteverlust entstehenden Kosten durch ständige 
weitere Verbesserungen der Lagerteehnik auf ein Mindestmaß 
herabgedrüekt werden. Die im Rahmen des Vier jahresplanes 
aufgestellte Parole „Kampf dem Verderb“ liegt ganz in der 
Richtung dieser Aufgabe.

Daneben wird aber vor allem auch den eigentlichen Betriebs­
kosten des Lagerhauses besonderes Augenmerk gewidmet 
werden müssen. Dabei treffen sich die Grundsätze der nähr- 
ständisehen Marktordnung durchaus mit den privatwirtschaft- 
hehen Voraussetzungen für eine wesentliche Senkung dieser 
Kosten. Demi wie in jedem gewerblichen Unternehmen, so 
hängen auch im Lagergewerbe die Betriebskosten je Lager­
einheit maßgeblich davon ab, wie sich die Gesamtausnutzung 
des Betriebes gestaltet. Die Marktordnung bietet aber Mög­
lichkeiten, diese Ausnutzung wesentlich zu verbessern — nicht 
nm' deshalb, weil sie aus den bereits erwähnten Gründen W ert 
darauf legen muß, die Vorratshaltung im Lagerhaus zugriffs­
bereit zu haben, sondern vor allem auch deshalb, weil eine 
a b s o l u t e  A u s d e h n u n g  d e s  L a g e r  V o l u m e n s  
f ü r  d i e  D u r c h s e t z u n g  d e r  g l e i c h m ä ß i g e n  
P r e i s b i l d u n g  u n d  V e r s o r g u n g  a l s  H a u p t ­
z i e l  d e r  n ä h r  s t ä n d i s c h e n  M a r k t o r d n u n g  
u n e r l ä ß l i c h  erscheint. Besonders von 1935 auf 1936 
sind die Kühlhäuser vor allem mit Butter und Eiern erheblich 
stärker beschickt worden, während von 1931 auf 1935 sogar 
ein gewisser Rückgang festzustellen war. Der Grund hierfür 
hegt klar darin, daß die Lagerhaltung 1935 noch nicht in 
gleichem Maße bewußt für den zeitlichen Marktausgleich ein­
gesetzt wurde, wie dies 1936 nach den Erfahrungen des Vor­
jahres geschah. Während man 1935 noch eine vollkommen 
ungehinderte Vollversorgung während der Eier- und Butter­
schwemmezeiten zuließ, so daß in den erzeugungsknappen 
Zeiten starke Mangelerscheinungen auftraten, wurde 1936 
schon in den Schwemmezeiten der zeitliche Marktausgleich 
eingesetzt. Die volle Versorgung wurde auch in diesen Zeiten 
beschränkt, um die Überschüsse der Lagerhaltung den folgen­
den knapperen Zeiten zuzuführen!

Aber nicht nur beim einzelnen Erzeugnis wirkt diese stärkere 
Einschaltung der Lagerung für den zeitlichen Ausgleich stei­
gernd für die Ausnutzung der Lagerungsbetriebe, sondern 
auch bei der Einlagerung der verschiedenen Erzeugnisse ins­
gesamt. Dies ist sehr wichtig, denn Erzeugungsüberschüsse 
fallen nicht bei allen landwirtschaftlichen Erzeugnissen zur 
g l e i c h e n  Zeit an.

J e  v o l l s t ä n d i g e r  e s  n u n  g e l i n g t ,  s ä m t l i c h e  
G e b i e t e  d e r  l a n d w i r t s c h a f t l i c h e n  E r z e u ­
g u n g  i n  d e n  z e i t l i c h e n  M a r k t a u s g l e i c h  
d u r c h  V o r r a t s w i r t s c h a f t  m ö g l i c h s t  r e s t ­
l o s  e i n z u b e z i e h e n ,  u m  s o  v o r t e i l h a f t e r  
w i r d  s i e h  a u c h  w ä h r e n d  d e s  g a n z e n  J a h r e s

d i e  A u s n u t z u n g  d e r  v o r h a n d e n e n  L a g e r ­
r ä u m e  g e s t a l t e n .  Die Entwicklung hat auch in dieser 
Beziehung bereits erhebliche Fortschritte gemacht.

Daß trotzdem die Ausnutzung einzelner Kühlhäuser auch 
heute noch verhältnismäßig niedrig erscheint, findet seine Ur­
sache darin, daß leider das Lagergewerbe und insbesondere 
das Kühllagergewerbe nach seinem derzeitigen Stand räum­
lich nicht so verteilt ist, wie dies den Bedürfnissen der deut­
schen W irtschaft von heute entsprechen würde. Die Lager­
und Kühlhäuser finden sich in erheblicher Zusammenballung 
an den Hauptumschlagsplätzen für die Einfuhr aus dem Aus­
lande. Diese a u f  d i e  V e r g a n g e n h e i t  z u r ü c k ­
z u f ü h r e n d e ,  f ü r  h e u t e  a b e r  f a l s c h e  S t a n d ­
o r t a u s r i c h t u n g  wirkt sieh notwendig hinderlich für 
eine möglichst restlose Ausnutzung der vorhandenen Flächen 
aus. F ü r  die Neuerriehtung von Lager- und Kühlräumen 
ergibt sich hieraus zugleich die Folgerung, daß die Standort­
frage im Verhältnis zur inländischen Erzeugung besonders 
genau beachtet werden muß.

Geschieht dies, so kann allerdings erwartet werden, daß sieh 
die Marktordnung je länger je mehr in einer wesentlichen 
Belebung des gesamten Lagerungsgewerbes auswirkt. Damit 
schafft sie zugleich die Voraussetzungen für eine Senkung 
der Lagerungskosten, die ihrerseits wieder eine weitere Steige­
rung des Lagervolumens ermöglichen.

Das Lagerhaus 
im Dienste der Ernährungssicherung
Die Betrachtung der Bedeutung des Lagerhauses für die Er- 
nährungswirtschaft wäre nicht vollständig, würde man ab­
schließend nicht auch noch einer Sonderaufgabe gedenken, 
die dem Lagergewerbe außerhalb der laufenden Aufgaben 
des zeitlichen Marktausgleichs zufällt: Es ist dies die Über­
nahme der V o r r a t s h a l t u n g  f ü r  b e s o n d e r e  N o t ­
z e i t e n .  Aufgabe der nährständischen Marktordnung ist es 
in erster Linie, die laufende Hahrungsmittelversorgung des 
deutschen Volkes in normalen Zeiten zu ordnen und zu 
sichern. Darüber hinaus gilt es aber auch noch, aus der 
laufenden Versorgung nach Möglichkeit gewisse Vorräte an­
zusammeln, die den Bestand der Kation im Augenblick der 
Gefahr gewährleisten. In  der Ernährungswirtsehaft hat sich 
diese Aufgabe der Staat selbst mit seinen Organen Vorbe­
halten. Werkzeug dieser Organe ist gleichfalls das Lager­
haus und damit Werkzeug einer gewiß nicht geringen Auf­
gabe!

Zusammenfassung
Tn der deutschen Ernährungswirtsehaft ist eine grundlegende 
Ordnung vollzogen worden. Aus dem ungeordneten Heben­
einander zahlreicher Einzelfaktoren ist ein geordneter Orga­
nismus entstanden. Die Funktionen dieses Organismus sind 
in wachsendem Ausmaße nicht mehr vom einzelnen, sondern 
nur noeh von der Gemeinschaft wahrzunehmen. Das Lager­
haus als wesentlicher Faktor der Ernährungswirtsehaft muß 
sich in diese Gemeinschaftsarbeit eingliedem. Es muß mit- 
arbeiten, insbesondere an der Frage der Lagertechnik und 
der Lagerkosten. Die Ziele und Grundsätze der nährständi- 
sc-hen Marktordnung kommen ihm bei der Lösung der hiermit 
gestellten Aufgabe weit entgegen. Das Lagerhaus erhält 
damit ständig wachsende Bedeutung innerhalb der Ernäh­
rungswirtschaft. [3003]
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Verbesserte Materialwirtschaft durch 
Einkauf nach technischen Gesichtspunkten
A uszug aus  e in e m  V o rtrag  au f d e r  B e tr ie b s w is s e n s c h a ft lic h e n  
T a g u n g  in E rfu rt am  9. O k to b e r  1936

Von H E R M A N N  FR A N Z V D I, Berlin

Die zur Zeit im Brennpunkt wirtschaftlicher Betrach­
tungen stehenden Roh- und W erkstofffragen stellen den 
Einkauf technischer Betriebe vor neue, wichtige Aufgaben. 
Es gilt nicht nur, die Fertigungsgrundstoffe rechtzeitig 
in der erforderlichen Menge heranzuschaffen, um Be­
triebsstockungen zu vermeiden, sondern darüber hinaus 
sollte die gesamte M aterialwirtschaft der Betriebe mein1 
nach technischen Gesichtspunkten gestaltet werden. Nur 
so wird es möglich sein, den Ausgleich zwischen betriebs­
wirtschaftlichen Belangen einerseits und volkswirtschaft­
lichen Notwendigkeiten anderseits zu finden. Schon früher 
ist wiederholt ganz allgemein die Forderung nach tech­
nischer Orientierung des Einkaufs erhoben worden1) ; 
heute hat sie durch teilweise Umstellung auf Heimstoffe 
und die selbstverständliche Pflicht bestmöglicher Aus­
nutzung der W erkstoffe eine ganz besondere Bedeutung 
bekommen.

Gütevorschriften und ihre Grenzen
Ein H auptsatz fü r den E inkauf lautet, das O p t i m u m  
z w i s c h e n  P r e i s  u n d  G ii t e zu erreichen; er kann 
nur verwirklicht werden, wenn der Begriff der Güte in 
jedem Fälle klar Umrissen wird. F ü r genormte Teile 
und Stoffe nach den Vorschriften des RAL. (Reichsaus- 
sehuß fü r Lieferbedingungen im Reichskuratorium für 
W irtschaftlichkeit) ist dies verhältnismäßig einfach. Da­
gegen müssen fü r alle ändern W erkstoffe die Eigen­
schaften bestimmt werden, die einmal der jeweiligen Be­
anspruchung mindestens entsprechen (untere Wertgrenze) 
und zum ändern nicht unnötig hochgeschraubt sind (obere 
W ertgrenze). A uf diese Weise werden nicht nur Leistung 
und Lebensdauer des Fertigerzeugnisses gesichert, sondern 
auch verhütet, daß W erkstoffe in qualitativer Hinsicht 
verschwendet werden. Bereits im Jahre 1927 wurde vom 
Berichter auf die Folgen solcher Materialverschwendung 
im Zusammenhang mit dem Bezug ausländischer Roh­
stoffe und seinem E influß auf die Handelsbilanz hin­
gewiesen2) .
Ein krasses Beispiel einer W erkstoff-Fehlleitung wurde 
vor Jahren einmal festgestellt. Die Kurbel welle eines 
Ottomotors mit großem Hubvolumen und verhältnismäßig 
niedriger Drehzahl wurde aus Chromnickelstahl VCN 35 
rohgeschmiedet und geglüht bezogen, in diesem Zustand 
bearbeitet und ohne jede Vergütung eingebaut. Weder 
der Konstrukteur noch der Betrieb, ganz zu schweigen 
vom Einkauf, wußten, wie unsinnig diese W erkstoffvor­
schrift war, technisch sowohl wie wirtschaftlich; denn 
der teure Chromnickelstahl hat im geglühten Zustand 
nicht annähernd die guten Eigenschaften wie der weit 
billigere Manganstahl oder gar Kohlenstoffstahl bei rich­
tiger Vergütung.
Ebenso unverständlich war die Verwendung im Einsatz 
gehärteter Chromnickelstahl-Zahnräder in Werkzeug­
maschinen, obwohl ihre Beanspruchung nur einen kleinen 
Bruchteil der bei Automobil-Zahnrädern üblichen Be­
lastungen betrug, die aus dem gleichen, wenn nicht sogar 
einfacher legierten Stahl gefertigt werden.
Die eben geschilderten Vorkommnisse, deren Zahl sich 
beliebig auch aus ändern Gebieten erweitern ließe, be­
weisen, mit welcher Unbekümmertheit oft unnötig wert­
volle W erkstoffe verarbeitet werden, und wie wichtig eine 
wirkliche Gemeinschaftsarbeit des Einkaufs mit dem Kon-
1) Le T rang , Betriebsw issenschaft und  Beschaffungswesen. Techn.
u. W irtsch. 23. Jhg. (1930) S. 7.
B .  Franz, Gesichtspunkte fü r  den E inkauf. W erksleiter (1927) 
H . 15 S. 400.
2) H . Franz a. a. O.

struktionsbüro und dem Betrieb ist. H ierfür muß vom 
technischen E inkäufer verlangt werden, daß er nicht nur 
eine Zeichnung lesen kann und das Fertigerzeugnis in 
seinem Aufbau, seiner Arbeitsweise und die Beanspruchung 
der Einzelteile kennt, sondern daß er auch vertiefte Werk- 
stoffkenntnisse besitzt sowie die Fähigkeit, Analysen und 
Festigkeitsangaben zu beurteilen, ferner technologische 
Erfahrungen in bezug auf Formgebungsmöglichkeiten 
durch Gießen, Walzen, Pressen, Schmieden, Stanzen usw. 
Diese Voraussetzungen erleichtern dem Einkauf die E rfü l­
lung der schon genannten Hauptaufgabe, das Optimum 
zwischen Preis und Beschaffenheit treffsicher zu er­
reichen. Sie ermöglichen ihm auch die zahlenmäßige Aus­
wertung sich auf technische Beobachtungen stützender 
Statistiken über die Güte der Erzeugnisse verschiedener 
Lieferer und damit deren einwandfreie und gerechte Be­
urteilung. Einige Beispiele aus der Praxis sollen dies 
erläutern.

Statistische Überwachung der Lieferer
Zur laufenden Überwachung der Lieferungen, zumal wenn 
cs sich um große Stückzahlen der einzelnen Sendungen 
handelt, eignen sich tabellarische Zusammenstellungen 
oder noch besser graphische Darstellungen in Form 
von Häufigkeitskurven. Gemäß Abb. 1 hatten zwei 
Firm en A und B je 270 Lieferungen gleicher Teile, die bei 
der Kontrolle verschiedene Prozentsätze Ausschuß er­
gaben. Die Kurvenpunkte werden von der Anzahl 
(Summe) der Lieferungen mit gleichem Ausschußprozent­
satz gebildet; der höchste Punkt-, die sogenannte G r ö ß t -  
z a h l ,  kennzeichnet meistens schon treffend den mittleren 
Leistungsgrad. Im vorliegenden Fall ergeben sich als 
Größtzahlen _
fü r Lieferer A 80 Sendungen mit 3 % Ausschuß,
für Lieferer B 90 Sendungen mit nur 1 % Ausschuß.

Auch die übrigen W erte lassen B als den besseren Lieferer 
erkennen, obwohl ihm eine Fehllieferung mit 18 % Aus­
schuß unterlief. Es wäre durchaus verfehlt, auf Grund 
eines solchen Einzelfalles, der aus einem unglücklichen 
Versehen entstehen kann, den sonst so guten Lieferer 
gegen eine vielleicht weniger gute Bezugsquelle einzu­
tauschen.
Solche Darstellungen sind auch dann sehr aufschlußreich, 
wenn alle Lieferungen, in den Toleranzgrenzen liegen. Ein 
W erk bezieht ¡z. B. von zwei Lieferern laufend in großen 
Mengen ein bestimmtes Gesenkschmiedestück aus St. 50.11. 
wofür es stillschweigend eine Toleranz nach unten mit 
45 kg/mm2, nach oben bis zu 70 kg/mm2 zuläßt. Laut 
Abb. 2 liefert die Schmiede A von insgesamt 
1500 Schmiedestücken 1280 innerhalb der vorgeschriebenen 
Festigkeit von 50—60 kg/mm2 und beansprucht mit nur 
220 Stück die erweiterten Toleranzen, kommt dabei
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aber nach oben lediglich bis 65 kg/mm2. Dagegen liegt 
von den Lieferungen der Schmiede B die Größtzahl mit 
600 Stück sogar an der äußersten Festigkeitsgrenze von 
70 kg/m m 2, weitere 400 Stück weisen 65 kg/mm 2 auf, wäh­
rend nur 500 von insgesamt 1500 Stück der engeren, eigent­
lichen Vorschrift entsprechen. F ü r die P raxis bedeutet 
dies, daß zur Bearbeitung der härteren B-Schmiedestüeke 
mehr Werkzeuge verbraucht werden. (Dieser Umstand des 
Werkzeugversc-hleißes beleuchtet gleichzeitig treffend die 
E rfahrung, wie vorsichtig Parallelversuche mit Werkzeugen 
bewertet werden müssen, selbst dann, wenn vermeintlich 
völlig gleiche Teile bearbeitet werden).
Die Kurven der Abb. 2 haben also erhebliche Unterschiede 
in der Güte der gelieferten Schmiedestücke klar heraus­
geschält, obwohl die erweiterten Toleranzen eingehalten 
wurden; sie geben damit einen sachlichen Anhaltspunkt 
fü r die Leistungsfähigkeit der betreffenden Lieferer.
Gleiche und ähnliche Häufigkeitskurven und Größtzahl­
ermittlungen lassen sich entsprechend fü r alle möglichen 
Kontrollergebnisse anwenden, sei es bei der elektrischen 
M assenprüfung von Hochspannungsisolatoren, sei es für 
die Erm ittlung der H altbarkeit von Stanz- und Sehnitt- 
werkzeugen oder die Leistung von Schleifscheiben. Sie 
dienen mit zur systematischen Erfassung des Begriffs 
Optimum. Fehlen solche Unterlagen und auch andere 
Prüfmöglichkeiten, so wird der Leitsatz Optimum zwischen 
Preis und Beschaffenheit zumeist eine Gleichung mit zwei 
Unbekannten bleiben.

Einkauf und Gestaltung
Der technische Einkäufer kann über auch befruchtend auf 
die Gestaltung einwirken, wenn er planmäßig in die Zu­
sammenhänge zwischen K onstruktion und Technologie in 
bezug auf Herstellung, Werkstoffausnutzung und Be­
arbeitung eindringt. Dadurch vereinfachte Teilegestaltung 
bringt Ersparnisse, die größer als die durch Preisdruck 
erzielbaren sind, wie die folgenden Beispiele erkennen 
lassen. Abb. 3 stellt den Verlauf einer Preiskurve in 
RM /kg fü r Formteile aus gleichem Werkstoff in Ab­
hängigkeit vom Stückgewicht dar; die Kurve sinkt mit zu­
nehmendem Stüekgewicht ziemlich regelmäßig und verläuft 
dann asymptotisch zu einer unteren Preisgrenze. Zwei 
Teile mit einem: Gewicht von 8,5 bzw. 12,5 kg unter­
brechen in auffallender Weise die sonst gleichmäßige 
Kurve und lassen sie plötzlich steil ansteigen. H iermit

Stückge wicht in kg
A bb. 3. Preise  für Form teile  in A bhäng igke it vom  
Stückgew icht

" 1
- L -

J

mußte es eine besondere Bewandtnis haben. Tatsächlich 
handelte es sieh um zwei sehr komplizierte Teile, die auf 
Grund dieser Aufstellung vom E inkauf zur Änderung vor­
geschlagen wurden mit dem Erfolg vereinfachter Form 
und Herstellungsmöglichkeit und damit eines niedrigeren 
Preises.
E in anderer Fall betraf ebenfalls H albfabrikate, und zwar 
Spindeln mit Kopf, die fü r verschiedene Maschinen-Bau- 
muster ähnlich, aber nicht gleich, und gemäß Abb. 4 ge­
formt waren. Die betreffenden Maschinen wurden zwar 
in Serien gebaut, aber nicht in einer solchen Auflage, daß 
sich fü r jede Spindelgröße die Anfertigung eines Gesenks 
gelohnt hätte. Notgedrungen wurden f'reiformgesehmiedete 
Rohlinge bezogen. Die Arbeit aus dem Vollen wäre noch 
teurer geworden und hätte einen nicht vertretbaren 
M aterialverlust bedeutet, ganz abgesehen von der fü r die 
Beanspruchung ungünstigen S truktur durch U nter­
brechung des Faserverlaufs am Übergang vom K opf zum 
Schaft. Durch eingehende Beschäftigung mit der Materie, 
Fühlungnahme mit dem eigenen Betrieb und mit dem 
Lieferwerk fand der E inkauf eine bessere Lösung. Von 
den Spindeln wurden mehrere G ruppen gebildet, die

a) alle Spindeln fast gleicher Größe,
b) solche mit gleichgeformtem und annähernd gleich­

großem K opf und
c) die mit gleichem und ähnlichem Schaft

umfaßten. Nun konnten einfache Rollgesenke verwendet 
werden, die an sich nicht sehr teuer sind, sich also schon 
auf verhältnismäßig niedrige Stückzahlen günstig aufteilen 
lassen und gegenüber dem Freiformschmieden den Vorteil 
größerer Genauigkeit bieten. Der Nachteil der Mehr- 
bcarbeitung der auf kleineres Fertigm aß zu drehenden 
Spindeln wurde völlig ausgeglichen durch entsprechend 
geringere Zerspanungsarbeit fü r die den Gesenken zu­
grundegelegten Größen. Dabei ist zu berücksichtigen, daß 
freiformgeschmiedete Teile, wie sie vorher bezogen 
wurden, stets ungenauer sind und deshalb in jedem Fall 
mehr Späneverlust ergeben.
Im Zusammenhang mit diesen Überlegungen zeigt Abb. 5 
eine Kurve der ungefähren Stückkosten fü r ein etwa 
4 kg schweres Gesenksehmiedestück in Abhängigkeit von 
der Stückzahl unter Einschluß der Kosten fü r das Voll­
gesenk von 300 RM. Der niedrigste Preis ist bei 
1000 Stück erreicht; größere Mengen werden gar nicht 
oder nur unwesentlich billiger, da nach dieser Stückzahl 
das Werkzeug ausgebessert oder ersetzt werden muß. Die 
Lage des unteren Punktes ist je nach Form  und Größe 
der Teile, dem zu verarbeitenden W erkstoff und auch der 
fü r das Gesenk verwendeten S tahlart verschieden.
Diese durch Beispiele an Schmiedestücken aus Stahl er­
läuterten Betrachtungen lassen sich durchaus auf alle 
möglichen Vorkommnisse der Praxis übertragen, gleich­
gültig ob es sich um Gußstücke und ihre Modellkosten, 
um Blechpreß- und Stanzteile oder um die Formgebung 
keramischer Massen bzw. von Kunstharzen handelt.
Vom technischen Gesichtspunkt aus bekommt der Mengen­
begriff eine etwas andere Bedeutung, als man sonst allge­
mein im E inkauf anzunehmen gewohnt ist. Ebenso dürften 
die Ausführungen geklärt haben, daß auch der t e c h ­
n i s c h e  W e g  z u m  k a u f m ä n n i s c h e n  E r f o l g  
führen kann. Solche p o s i t i v e  Arbeit ist bestimmt wert-
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voller als die n e g a t i v  gerichteten, ausschließlich an 1 
.1 eisdruck zielenden Bestrebungen, die unter Umständen 

eine W ertminderung des Fertigerzeugnisses oder einen 
Leistungsabfall der Zulieferer bedingen.
Eingehende Werkstoff- und allgemeine technische K ennt­
nisse ermöglichen es dem Einkauf, die eingehenden An­
gebote kritisch zu beui-teilen und zu sichten, besonders 
dann, wenn es sich um Vorschläge von Neuigkeiten durch 
fremde Firm en handelt. Es wird dann seltener V o r­
kommen, daß unnötige, stets Kosten verursachende und 
zeitraubende Versuche mit ungeeigneten oder keinen Vor­
teil bietenden Stoffen gemacht werden; anderseits wird 
aber auch kein wirklich gutes Angebot übersehen und 
achtlos 'beiseitegelegt werden. Das gleiche gilt fü r 
Mängelrügen, die der technische E inkäufer individuell 
und sachlich mit dem Lieferer aufnehmen wird, um zu 
vermeiden, daß Kleinigkeiten aufgebauscht und wirklich 
schwere Fehler durch überzeugend klingende Reden eines 
geschickten V ertreters abgeschwächt werden.

Einkauf und W erkstoffprüfung
Als weitere technische Funktion des Einkaufs ist seine 
Zusammenarbeit mit der W e r k s t o f f p r ü f u n g  zu 
werten. Die Bedeutung einer solchen Stelle ist heute wohl 
unbestritten; trozdem schrecken viele. Werke davor im 
Hinblick auf die vermeintlich hohen Kosten fü r Anschaf­
fungen und Unterhalt zurück. Selbstverständlich können 
sich nicht alle W erke ein vollständig ausgerüstetes Labo­
ratorium leisten; es gibt aber eine ganze Anzahl einfacher 
Prüfgeräte und Verfahren, mit denen sich durchaus 
brauchbare Ergebnisse erzielen lassen. Der Umfang der 
Prüfstelle hängt nicht immer nur von der Größe des Be­
triebes, sondern auch maßgeblich von der Fabrikation ab. 
Verarbeiten W erke größter K apazität nur einen oder 
einige gleichartige Rohstoffe, so werden sie sich mit einer 
einfachen Einrichtung begnügen können. Dies gilt z. B. 
fü r ausgesprochene Blechverarbeitung, wobei der Ilaupt- 
wert auf laufende Überwachung der Tiefzieh- oder Stanz­
eigenschaften des Werkstoffs mit H ilfe einer Blechpriif- 
masehine gelegt wird. Andere Werke kommen mit einer 
Härteprüfmaschine und betriebsmäßig auszuführenden, 
technologischen Versuchen oder einer Zerreißmaschine aus. 
Auch bestimmte chemische qualitative Bestimmungen 
lassen sicli ohne große Umstände und Geräte durchführen, 
wie der Nachweis von Nickel im Stahl durch die Reaktion 
auf Dimethylglyoxini oder die P rüfung auf Bleigehalt in 
Zinkoxyd, die der schon erwähnte Reichsausschuß für 
Lieferbedingungen (RAL.) in der Nr. 844 C 2 seiner 
Lieferbedingungen vorschreibt. Auch die von ihm ein­
geführte Festigkeits-Kurzprüfung (W erkstattprüfung) 
für Kaseinkaltleime (Nr. 093 C) verdient als einfaches 
Verfahren hier erwähnt zu werden.
Je nach Größe und Bedeutung ihrer Aufgaben wird die 
W erkstoffprüfung nur eine Ergänzung der W arenein­
gangskontrolle bilden bzw. einer Betriebsabteilung an­
gegliedert werden oder schließlich eine selbständige Stelle 
sein. Das Wesentliche ist in allen Fällen die r i c h t i g e  
A u s w e r t u n g  der Prüfergebnisse, denn sonst sind alle 
Feststellungen m it Zahlen und Daten zwecklos. Daher 
ergibt sieh fü r den E inkauf naturnotwendig ein enger

Gedanken,- und Erfahrungsaustausch mit der M aterial­
prüfung. Wenn beide Stellen richtig aufeinander ein­
gespielt sind, so erhält das W erk eine ganz klare, sichere 
Linie in der Materialwirtschaft, die reibungslos nach 
innen (Betrieb) und nach außen (Lieferer) arbeitet..

Der Einkauf bei Betriebsumstellung
Eine besondere Aufgabe erwächst dem Einkauf, wenn 
das W erk ein völlig neues Erzeugnis oder auch nur eine 
Neukonstruktion in sein Programm aufnimmt. Gerade 
hierbei wird ein technisch orientierter Einkauf als Mittler 
zwischen Konstruktionsbüro und Betrieb einerseits und 
den Lieferern anderseits wertvolle Dienste leisten können. 
E r wird wissen, welche Firma fü r die eine oder andere 
Ausführung wichtiger Teile leistungsfähig und zuverlässig 
ist; er wird in Zweifelsfällen beispielsweise bejahen 
können, daß eine bisher gegossene Verschlußkappe aus 
Blech gepreßt werden kann und daher leichter, billiger 
und fester wird. Zur Anfertigung der fü r die neue Ma­
schine erforderlichen Werkzeuge wird er die ihm durch 
seine Beobachtungen als genau und pünktlich arbeitend 
bekannten Firm en heranziehen. Außerdem wird aber der 
fachlich geschulte E inkauf bei Festlegung der Roh- und 
Werkstoffe zumal heute ein gewichtiges W ort mitzureden 
haben. Auf diese Weise träg t der Einkauf dazu bei, das 
neue Erzeugnis in kürzester Zeit fabrikationsreif zu 
machen und es unter Verwendung zweckmäßiger W erk­
stoffe wirtschaftlich und technisch einwandfrei herzu- 
stellen.

Das Ziel: richtige Materialwirtschaft als technisch­
kaufmännische Funktion
Im Rahmen dieser Ausführungen kann selbst der tech­
nische Sektor aus dem Aufgabenkreis des Einkaufs nur 
in Umrissen erörtert werden. Was fü r das eine Unter­
nehmen gilt, läßt sich nicht ohne weiteres fü r alle Be­
triebe verallgemeinern; dazu sind die Fabrikate und 
manchmal selbst bei gleicher oder ähnlicher Erzeugung 
die Betriebsverhältnisse viel zu verschieden. Mitbestim­
mend fü r die Materialwirtschaft eines Werkes ist auch 
der Umfang der E i g e n e r z e u g u n g .  Manche Betriebe 
arbeiten in dieser Beziehung sehr stark vertikal und be­
ziehen nur ausgesprochene Sonderfabrikate fertig  von aus­
wärts. F ü r sie spielen Roh- und Werkstoffe eine ganz 
andere Rolle als fü r die Firmen, die im Gegensatz dazu 
viele Fertigteile oder gar ganze Aggregate kaufen, wie 
z. B. im Maschinenbau Schrauben, Zahnräder, Gelenke, 
Getriebe. Trotz dieser Unterschiede lassen sich gewisse 
Parallelen verfolgen, die zur Erkenntnis des Wertes 
technischer Gesichtspunkte fü r die Materialbeschaffung 
führen. Dabei geht es nicht um die F ra g e : Techniker 
oder Kaufmann im Einkauf, eine Frage, worauf die 
Antwort nur lauten k an n : Techniker u n d  Kaufm ann in 
einer Person: sondern es handelt sieh darum, technischen 
Belangen nicht nur bei Festlegung der Liefervorschriften 
Rechnung zu tragen, sondern ihnen auch fü r die grund­
sätzliche Gestaltung des Einkaufs maßgebliche _ Geltung 
zu verschaffen. E rst dann kann von einer wirklichen 
Materialwirtschaft im Betrieb gesprochen werden.

[2987]

K am eralistische oder kaufm ännische B u ch haltu ng?
(Ein Beitrag zum Rechnungswesen kommunaler Be­
triebe.) Von W alter Tlimns. Berlin 1936, Verlag für 
Organisationsschriften. 64 S. Preis 2,50 RM.

Endlich eine kurzgefaßte, klare Darstellung der Gemein­
sam- und der Gegensätzlichkeiten zwischen der Kamera­
listik und der Doppik. Erfreulicherweise auch eine objek­
tive Stellungnahme zu dem so vielfach vernachlässigten und 
falsch aufgefaßten Problem.
Das Buch ist allen, die sich mit der Rechnungslegung in 
Betrieben der öffentlichen H and zu befassen haben, zu 
empfehlen. Doch ist zu wünschen, daß es bald durch eine 
Betrachtung ergänzt wird, warum die kameralistische Form 
fü r die öffentlichen Betriebe nahezu unentbehrlich ist. 
Allerdings läß t sich das nicht aus der reinen Gegenüber­
stellung der Kameralistik und der Doppik als Buchhal-

tungs f o r m  erkennen, sondern nur. wenn man die Be­
dürfnisse des Betriebes selbst mitberücksichtigt. Es ergibt 
sich dann, daß die Doppik stets durch eine „Betriebsbuch­
haltung“ ergänzt werden muß, wogegen die „Kamera­
listik“ , als untrennbarer Teil der „Verwaltungsbuchhal­
tung“ , unschwer so gegliedert werden kann und in vielen 
Verwaltungsbetrieben auch bereits gegliedert ist, daß sie 
die Führung einer besondern Betriebsbuchhaltung nahezu 
ganz entbehrlich macht. H ierin liegt ein überragender Vor­
teil der Kameralistik; denn sie ermöglicht nicht allein eine 
laufende, kurzfristige Erfolgsrechnung, sondern darüber 
hinaus eine Preisvorgabe- oder eine Kosteneinschränkungs­
rechnung ähnlich der „Standard“ -Rechnung. Infolgedessen 
dürfte es sich auch fü r die private W irtschaft lohnen, sich 
mit der Kameralistik eingehender zu befassen.

A. A. Schubert, W irtschaftsprüfer [2991]
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WIRTSCHAFTSBERICHTE
Die deutsche Wirtschaft im November 1936
Im Rahmen unserer heutigen W irtschaftspolitik spielt 
nächst der Sicherung der Rohstoffversorgung die B e h e r r ­
s c h u n g  d e r  P r e i s b i l d u n g  e i n e  e n t s c h e i ­
d e n d e  R o l l e .  H ängt doch von ihr nicht nur das Dasein 
der W irtschaftsbetriebe ab, sondern auch die Lebensmög- 
lichkeit der Familienhaushalte und damit aller derer, die 
den irgendwie in Gestalt von Geldbeträgen erworbenen Ver- 
dienst (Sozialertrag) zur Erhaltung imd Entwicklung ihres 
Daseins und ihrer 'Lebensgeltung wiederum in den hierzu 
benötigten Sachwerten (Sozialprodukt) anlegen wollen und 
anlegen m üssen1).
Die Entwicklung der letzten Jahrzehnte und besonders die 
der letzten vier Jah re  hat nicht etwa nur bei uns, sondern 
in den meisten großen W irtschaftsländern der W elt immer 
mehr die B e d e u t u n g  e i n e r  b e w u ß t  g e w o l l t e n ,  
j a  p l a n -  u n d  s i n n v o l l e n  P r e i s s e t z u n g  in 
den Vordergrund treten lassen. Das war nicht etwa nur 
bei den Fertigerzeugnissen des industriellen Bereiches so 
— man denke nur an die Standardpreise fü r Kraftwagen, 
Staubsauger, Bekleidungsstücke, Nahrungs- und Genuß­
mittel o. dgl. -— sondern auch in mehr und mein- zunehmen­
dem Maße bei den Vorprodukten und Rohstoffen, so daß 
der von dem jeweiligen wirtschaftlichen Machtfaktor 
„gesetzte“ Preis schließlich so gut wie alle W irtschafts­
gebiete beherrschte.
Selbstverständlich schließt ein solcher „gesetzter“ Preis 
weder den wirtschaftlichen M achtkampf noch die w irt­
schaftliche Spekulation aus. Nur zu oft ist sogar das 
Gegenteil der Fall. D e r  „ g e s e t z t e “ P r e i s  w i r d  z u  
e i n e r  g e w i c h t i g e n  W a f f e  i m  K a m p f  u n d  z u  
e i n e m  w e r t v o l l e n  W e r k z e u g ,  u m  d a s  e r ­
s t r e b t e  Z i e l  z u  e r r e i c h e n .  Infolgedessen kommt 
es auch hier nicht in erster Linie auf das Mittel der Preis­
bildung an sich, sondern auf das dabei verfolgte Ziel, die 
A rt und Weise der Mittelverwendung und die praktische 
Auswirkung der jeweiligen Zielverfolgung an.
Es versteht sich von selbst, daß in der Regel die eigent­
liche P r e i s s e t z u n g  d u r c h  d i e  s t ä r k e r e  
G r u p p e ,  d. h. den entscheidenden wirtschaftlichen 
M achtfaktor erfolgt. Das ist nicht etwa in jedem Falle 
der Erzeuger oder Ersteller, sondern nicht selten auch der 
Verbraucher oder Verwender — man denke nur an die 
Großabnehmer wie z. B. die Reichsbahn — und überall da, 
wo er wirtschaftsführend, ja  wirtsehaftsregelnd auf tritt, 
auch der S taat oder irgendeine der mit ihm zusammen­
hängenden Institutitionen.
Es ist wichtig, sich diese ganz allgemeinen Gesichtspunkte 
vor Augen zu halten, wenn man zur Frage der eigentlichen 
Preissetzung bzw. fü r die Lösung der uns damit jeweils 
gestellten Aufgaben die rechte Einstellung gewinnen will, 
ganz gleich ob man nun an sie von der Seite der S taats­
gewalt, der Ersteller oder Verwender herantreten muß.

Bereits vor der Zeit, da das schöne und verantwortungs­
schwere W ort „Gemeinnutz geht vor Eigennutz“ zum 
leitenden Grundsatz unseres nationalen Zusammenlebens er­
hoben wurde, gehörte das D e n k e n  u n d  H a n ­
d e l n  i n  W i r t s c h a f t s g e m e i n s c h a f t e n  zu den 
wichtigsten Voraussetzungen einer jeden weitblickenden 
Betriebs- und W irtschaftsführung. Der ziel- und verant­
wortungsbewußte Führer eines Unternehmens und W irt- 
sehaftsbetriebes wußte, daß der Raubbau an seiner Gefolg­
schaft, seinen Lieferern, seiner K undschaft und seinen 
K apital- und Kreditgebern auf lange Sicht hinaus ebenso 
die U ntergrabung und Zerstörung seines Werkes in 
ideellem und materiellem Sinne bedeutete wie die einseitige 
und übermäßige Begünstigung der einen oder der ändern 
Gruppe. E r wußte, daß für ihn und seine Gemeinschaft 
die harte, aber lebensstarke und aufbauende F o r d e r u n g  
a u f  e i n e  a n g e m e s s e n e  G e g e n l e i s t u n g  f ü r  
j e d e  L e i s t u n g  a l s  u n b e d i n g t e  V o r a u s ­
s e t z u n g  e i n e r  j e d e n  g e s u n d e n  u n d  e r f o l g ­
r e i c h e n  W i r t s c h a f t s f ü h r u n g  bestand.
1) Am 1. Dezember is t die neue „V ero rdnung  über das V erbot von 
P reiserhöhungen“ veröffentlicht worden.

E r wußte aber gleichzeitig aus dem Bereich seines prak- 
tischen W irkens und aus mancher bitteren E rfahrung  her­
aus, wie unendlich schwer es im praktischen Leben ist, zur 
Abwägung von Leistung und Gegenleistung im Einzelfall 
nicht nur einen „gerechten“ , sondern auch einen p r a k ­
t i s c h  m ö g l i c h e n  M a ß s t a b  zu finden. Und er 
wußte schließlich, daß gerade die rechte „Bemessung“ in 
diesem Ausgleich nicht nur fü r die Lebensentwicklung 
seines eigenen Werkes und Wirkungskreises v o n  e n t ­
s c h e i d e n d e r  B e d e u t u n g  war, sondern auch fü r 
die seiner engeren und weiteren W irtschaftsgemeinschaft 
und damit fü r jenen, oft so materiellen, gerade darum 
aber so wichtigen Teil unseres Volkslebens in dem bei allem 
Idealismus letzten Endes doch von Fall zu Fall nüchtern 
und zweckentsprechend gedacht und überlegt, gerechnet 
und abgewogen werden muß. Denn mit Forderungen allein, 
und seien sie auch noch so gewichtig und sittlich hoch­
stehend, läßt sich das praktische Leben nicht meistern. 
Es kommt darauf an, es in seinen tatsächlichen Zusammen­
hängen und Wechselwirkungen zu erkennen, zu bejahen 
und zu beherrschen. Nur dann wird man es aufbauend und 
erfolgreich auch in den Dienst einer sittlichen Forderung 
höherer und edlerer Lebensführung und Lebensgestaltung 
stellen können.
Rein praktisch gesehen, stehen wir heute vor der großen 
und schweren Aufgabe, daß wir d i e  s e i t  g e r a u m e r  
Z e i t  i m  S t e i g e n  b e f i n d  l i e h e  P r e i s e n t w i c k ­
l u n g  u n t e r  a l l e n  U m s t ä n d e n  b ä n d i g e n  
m ü s s e n .  Ich vermag hier mangels Raumes nicht die 
Gründe fü r diese von der Seite der Rohstoffversorgung 
ausgehenden preissteigernden Einflüsse noch einmal zu 
wiederholen. Ich habe sie bereits so oft in den m onat­
lichen W irtscliaftsberiehten behandelt, daß ich sie als be­
kannt voraussetzen muß. Zudem sind sie uns allen bereits 
aus den laufenden Veröffentlichungen der Tages- und Fach­
presse zur Genüge bekannt.
D a s  a l l g e m e i n e  I n t e r e s s e  v e r l a n g t ,  d a ß  
d i e  P r e i s e  n u r  d o r t  e r h ö h t  w e r d e n  d ü r f e n ,  
wo  z w i n g e n d e  D a s e i n s e r f o r d e r n i s s e  d e r  
B e t r i e b e  e i n e  P r e i s s t e i g e r u n g  w i e d e r u m  
i m a l l g e m e i n e n  I n t e r e s s e  n o t w e n d i g  
m a c h e n .  Hierbei muß zur Beurteilung, was notwendig 
ist oder nicht — wiederum im allgemeinen Interesse —- der 
schärfste Maßstab angelegt und gefordert werden, daß die 
einzelnen Betriebe und W irtschaftsgruppen kosten­
steigernde Einflüsse soweit wie irgend möglich selbst, d. h. 
in sich ausgleichen.
Zweifelsohne ist das leichter gesagt als getan. H andelt es 
sieh hierbei doch um eine A u f g a b e ,  d i e  g e r a d e  
h e u t e  b e i  d e r  L a g e  u n s e r e r  R o h s t o f f v e r ­
s o r g u n g  z u  d e n  s c h w i e r i g s t e n  d e r  b e t r i e b ­
l i c h e n  W i r t s c h a f t f ü h r u n g  g e h ö r t .  W er in 
der Praxis sich heute mit der Lösung dieser Aufgabe zu 
befassen hat, weiß, was es heißt, die oben aufgestellte 
Forderung nicht nur dem Buchstaben, sondern auch dem 
Sinne nach zu erfüllen.
Insbesondere wollen wir alle, die wir uns aufbauend und 
mit dem Willen zum unbedingt zu erreichenden E rfolg 
von dieser oder jener Seite her mit der Lösung der Aufgabe 
befassen, uns davor hüten, sie tendenziös entstellt oder 
herabziehend kritisch zu behandeln. Denn die tendenziöse 
Entstellung schadet der guten Sache nicht weniger als die 
herabziehende K ritik. W ir müssen nüchtern und frei von 
irgendwelchen Voreingenommenheiten die Lösungsmöglich­
keiten zu erkennen und anzuwenden versuchen.
W ir wollen auch nicht, wie dies nach wie vor so manche 
tun, uns die Lösung dadurch vereinfachen, daß wir den 
A u s g l e i c h  f ü r  j e d e  P r e i s -  u n d  K o s t e n ­
s t e i g e r u n g  einfach an die zusätzliche Verdienstdecke 
verweisen, die zunächst zweifelsohne in vielen Betrieben 
und W irtschaftsgruppen durch das Aufleben der Mengen­
konjunktur entstanden ist. Denn einmal sind durch zu­
sätzliche Lasten, auf die ich hier nicht näher eingehen will, 
nach und nach auch diese Verdienste _ wieder geschmälert 
worden, und dann muß ein jeder Betrieb wie jeder Haus­
halt überhaupt verdienen, wenn er sich die Möglichkeit der
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Erhaltung und Entwicklung seines Löbensbereiches schaffen 
will. Überschätzen wir also die hier gegebenen Dcckungs- 
ausmaßo fü r preis-, und kostensteigernde Einflüsse nicht. 
W i r  m ü s s e n  l e r n e n ,  e i n e  i m S i n n e  d e r
h e u t i g e n  W i r t s c h a f t s a u f f a s s u n g  g ii 11 i g c ,
t r o t z d e m  a b e r  p r  a k t  i s c h d u r  c h f  ii h r  1) a r e , 
d. h. a l s o  i d e e l l  w i e  m a t e r i e l l  a u f  b a u e n  d e 
P r e i s s e t z u n g  i m E i n z c l f a l l  s i c h e r z u -  
s t e l l e n .
Sieht man sich einmal die A r t  u 11 d W e i s e  näher an, 
w ie  e i n e  s o l c h e  P r e i s s e t z u n g  h e u t e  z u ­
s t a n d e  k o m m t ,  so kann man dabei — und Zwar so­
wohl in der P raxis als auch in der Theorie — nach wie 
vor z w e i  e x t r e m e  R i c h t u n g e n  unterscheiden, die 
beide nicht selten noch dazu von gewichtigen Fachorgani­
sationen gestützt und gefördert werden.
D ie  e i n e  R i c h t u n g  g e h t  a u s s c h l i e ß l i c h  
o d e r  z u m  m i n d e s t e n  a u s s c h l a g g e b e n d  v o n  
d e r  K o s t e n s e i t e  a u s .  F ür sie ist der irgendwie 
erreelmete Kostenaufbau entscheidend, wobei selbstver­
ständlich sowohl über die A rt der Berechnung als auch 
über die berechtigterweise einzusetzenden Kosten nur zu 
oft erhebliche Meinungsunterschiede bestehen. Der Preis­
streit oder Preiskam pf, das Merkmal der zweiten, geschicht­
lich gesehen, älteren Richtung, ist hier zum K am pf um die 
Kostenelemente geworden. Insofern hat sich also grund­
sätzlich wenig geändert. Man handelt gewissermaßen nur 
nicht einen Preis, sondern seine mehr oder weniger zahl­
reichen Kostenelemente aus. Der Ursprung dieser Rich­
tung liegt im Maschinenbau und in der von ihm, seinen 
Verhältnissen entsprechend, theoretisch und praktisch ent­
wickelten Stückkalkulation und Kostenstatistik.
D ie  z w e i t e  R i c h t u n g ,  die wie gesagt geschichtlich 
die ältere ist und im Bereiche des vor allem marktorientier­
ten Großhandels entstand, g e h t  a u s s c h l i e ß l i c h  
o d e r  z u m  m i n d e s t e n  a u s s c h l a g g e b e n d  v o n  
d e r  V e r k a u f s p r e i s s e i t e  a u s ,  d. h. von der Preis­
höhe, zu der nach ihrer Meinung ein bestimmtes Erzeugnis 
im Markt bzw. an den Verwender absetzbar ist. Wer sich 
hierbei Rechenschaft über derartige Absatzmöglichkeiten 
gibt, weiß, daß neben der Art, Menge, Güte und Wirkung 
der betreffenden Erzeugnisse vor allen Dingen der Um­
stand von Wichtigkeit ist, ob die Preishöhe dem W ertaus­
maß entspricht, das die bewußt oder unbewußt angeschnit­
tenen Verwenderschichten im Rahmen ihres Haushaltsetats 
dafür verwenden können und wollen. F ür die hier geübte 
Preisfestsetzung bleibt also stets letzten Endes die Auf­
nahmemöglichkeit des Verwenderbereiches bzw. dessen 
K aufkraft und Kaufwillen entscheidend.
B e i d e  R i c h t u n g e n  f ü h r e n ,  j e d e  f ü r  s i c h ,  
n i c h t  z u  d e m  v o n  u n s  z u  e r r e i c h e n d e n  Zi e l .  
Denn sie berücksichtigen in den wirtschaftlichen Zusammen­
hängen und Wechselwirkungen nur den einen Pol. Wir 
aber leben in einer W irtschaftsgemeinschaft und müssen 
daher auch ihre wechselseitigen Bindungen und Abhängig­
keiten beachten. E s  k o m m t  d a r a u f  a n ,  d i e  f ü r  
u n s  l e b e n s w i c h t i g e n  G e s i c h t s p u n k t e  
b e i d e r  R i c h t u n g e n  z u s a m m e n z u f a s s e n ,  
d. h. w i r  m ü s s e n  z u  e i n e r  P r e i s s e t z u n g  v o n  
z w e i  S e i t e n  k o m m e n .
D i e  E r f ü l l u n g  e i n e r  d e r a r t i g e n  F o r d e ­
r u n g  i s t  , r e i n  k a l k u l a t i o n s t e c h n i s e h  g e ­
s e h e n ,  n i c h t  s c h w e r .  S c h w e r ,  a b e r  d e r  
M ü h e  w e r t ,  i s t  n u r ,  v o n  F a l l  z u  F* a 11 i n 
d e r  P r e i s -  u n d  E r z e u g n i s b e m e s s u n g  z w i ­
s c h e n  d e n  b e i d e n  G e s i c h t s p u n k t e n  d e n  
n o t w e n d i g e n  u n d  z w e c k e n t s p r e c h e n d e n  
A u s g l e i c h  z u  s c h a f f e n .  Die Lösung gerade 
dieser Aufgabe verlangt Kenntnis, E rfahrung, Geschick 
und vor allen Dingen eine entsprechende Beweglichkeit des 
Geistes und ein Gestaltungsvermögen, mit denen eben das 
fortgesetzt sich verändernde Problem erfaßt und ge­
meistert werden muß. I n  e i n e r  s o  a u f g e f a ß t e n  
u n d  g e h  a n  d h a b t e n  P r e i s  S e t z u n g  l i e g t  
s o m i t  g l e i c h s a m  d e r  A u s d r u c k  e i n e r  i m 
B r e n n p u n k t i z u s a m m e n g e f a ß t e n  u n d  m i t  
d e n  n e u z e i t i g e n  E r k e n n t n i s s e n  u n d  E r ­
r u n g e n s c h a f t e n  d u r c h g e f ü h r t e n  B e ­
t r i e b s - ^  G e s c h ä f t s -  u n d  F i n a n z p o l i t i k .  
H i e r  z e i g t  s i c h  i n  e r s t e r  L i n i e  d e r  F ü h r e r

e i n e s  W i r t s c h a f t s  b e t r i e b  e s  a l s  w i r k ­
l i c h e r  M e i s t e r ,  u n d  z w a r  a l s  e i n  M e i s t e r  
s e i n e s  e n g e r e n  u n d  w e i t e r e n  W i r t s c h a f t s ­
b e r e i c h s .
Im Rahmen dieses W irtschaftsberichtes vermag ich nur 
kurz auf das in Frage kommende k a l k u l a t i o n s ­
t e c h  11 i s c h e P r  o b 1 e m einzugehen. Seine Erörterung 
und Klarlegung ist wichtig, weil man sich sonst nicht ver­
ständigen kann.
W i r  s e t z e n  u n s e r e  P r e i s e  a l s o  v o n  z w e i  
S e i t e n a u s a  n und behandeln den kalkulatorischen Auf­
bau einschließlich seiner Überwachung in der gleichen 
Weise. Um so vorzugehen, benötigen wir eine k l a r e  
T r e n n u n g s l i n i e  irgendwo in der Mitte, bis zu der 
wir die Überlegung das eine Mal von der einen, das an­
dere Mal von der ändern Seite her heranführen. Die 
Trennungslinie ergibt sich unschwer aus dem natürlichen 
Werdegang. Sie wird gesucht und gefunden an demjenigen 
Punkte, an dem die Beschaffungsgesichtspunkte (Einkauf, 
Herstellung) ihre Vorherrschaft an die Verwendungs­
gesichtspunkte (Verkauf, Absatz) abtreten müssen. Das 
am Sitz (Versandlager) des Er’stellers (Erzeuger, H er­
steller, Händler usw.) z u r  B e l i e f e r u n g  d e s  A b ­
n e h m e r s  b e r e i t g e s t e l l t e ,  a b e r  n o c h  n i c h t  
v e r k a u f t e  E r z e u g n i s  bildet die klare und ein­
deutige Trennungslinie, und zwar so, daß das Versand­
lager zur Handlung gehört.
Bis zu diesem Punkte stelle ich v o n  d e r  e i n e n  
R i c h t u n g  ( K o s t e 11 s e i t  e) h e r  d i e  E i n s t a n d s ­
p r e i s e  (Einkaufspreis des Handels zuzüglich etwaiger 
Zuschläge hierauf, Herstellungspreise der Industrie, Land­
wirtschaft usw.) fest, die dem Kostenaufbau bzw. der 
Kostendeckung entsprechen. Um Mißverständnisse von 
vornherein auszuschalten, sei bemerkt, daß hierin sämt­
liche Herstellungskosten einschließlich der Abschreibungen 
für die dazu benötigten Gebäude und Einrichtungen ent­
halten sein müssen, nicht aber die Kosten der Handlung 
einschließlich des Versandes zum Kunden.
Sodann gehe ich v o n  d e r  ä n d e r n  R i c h t u n g  ( A b ­
s a t z s e i t e )  a n  d i e  F e s t s e t z u n g  d e r  P r e i s e  
heran. Hierbei ist zu überlegen, welche Einzelbeträge der 
Verwenderkreis fü r das herausgebrachte Erzeugnis an­
legen kann und will. Dabei ist die Beachtung der gängigen 
Preisklassen bei allen solchen Erzeugnissen wichtig, die von 
den breiten Schichten abgenommen werden sollen. Man 
vermeide den krummen Preis aus vielerlei Gründen, auf die 
hier nicht näher eingegangen werden kann. Es ist wich­
tig, die v o r h a n d e n e n  K a u f k r a f t e i n h e i t e n  
( H a u s h a l t e t a t s )  d e r  a n g e s c h n i t t e n e n  V e r ­
w e n d e  r s c h i c h t e n  zu berücksichtigen und in ihrem 
Rahmen den Anteil, der einmal für die gesamte Erzeugnis­
gruppe, sodann fü r die Erzeugniseinheit angelegt wird 
oder angelegt werden kann. H ier sollte die sogenannte 
Markt- oder Absatzstudie einsetzen. Denn hier liegt, 
betriebs- wie volkswirtschaftlich gesehen, die rechnerisch 
erfaßbare und dynamisch elementare Grenze für jede vor­
handene und zu entwickelnde praktische Verkaufs- und 
Einkaufsmöglichkeit.
H at man auf diese Weise auf d e r  e i n e n  S e i t e  
d e n  a b s a t z g e m ä ß e n  P r  e i s ,  a u f  d e r  ä n d e r n  
S e i t e  d i e  f ü r  d i e  B e s c h a f f u n g  bz w.  H e r ­
s t e l l u n g  e r f o r d e r l i c h e  K o s t e n d e c k u n g  i m 
V e r s a n d l a g e r  d e s  B e t r i e b e s  ermittelt, so stellt 
man die zwischen beiden verbleibende S p a n n e  unter Be­
rücksichtigung der jeweiligen Absatzmengen fest* Aus der 
Spanne müssen die gesamten Kosten der Handlung, etwaige 
Erlösschmälerungen wie Rabatte, Skonti, Dubiose usw. 
sowie die erforderlichen Gewinne gedeckt werden. Reichen 
die sich daraus ergebenden D e c k u n g e n  nicht aus, muß 
versucht werden, entweder die zu deckenden Beträge zu 
vermindern, wofür sehr verschiedene Möglichkeiten gegeben 
sind (Kostenersparnis, Steigerung des Mengenumsatzes bei 
Senkung der Sollspannen usw.), oder man muß die H er­
stellung des Erzeugnisses rückwärts in seinen Bestandteilen 
so verbilligen, daß die übrigbleibende Spanne ausreichend 
ist. Dabei kann das, was ausreichend ist oder sein soll, 
ganz individuell beurteilt und behandelt werden. Es muß 
nur insgesamt für eine Deckung der Kosten und die E r­
zielung eines angemessenen Gewinnes _ Sorge getragen wer­
den. D a r ü b e r  a b e r  e n t s c h e i d e t  a l l e i n  d i e
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B i l a n z  b z w.  i m v o r a u s  d a s  G e s a m t b u d g e t. 
W er mit ausreichender Deckung arbeitet, geht in Ordnung, 
wer nicht, muß die Überlegung von vorne beginnen.
Der zur Verfügung stehende Baum verbietet es mir, näher 
auf dieses so wichtige Fachgebiet einzugehen. H ier kommt 
es ja  auch nur darauf an, fü r die gemeinsame Aufbau­
arbeit die notwendige Richtung zu weisen. Dabei ist es 
selbstverständlich, daß bei der Kalkulation von Anlage­
gütern, insbesondere von Produktionsmitteln u. U. andere 
Gesichtspunkte im Vordergrund stehen als bei der von 
reinen Verbrauchsgütern oder Liebhaberwerten. Nichts­
destoweniger ist und bleibt stets die anzustellende Grund­
überlegung gleich.
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Inzwischen hat sich die sogenannte M e n g e n k o n j u n k -  
t u r  von den bekannten vorübergehenden Rückschlägen 
erholt. Auf so gut wie allen Gebieten sind die ausgewiese­
nen L e i s t u n g s m e n g e n  i m  S t e i g e n .  Die Bän­
digung der Preisentwicklung gewinnt damit nur an Bedeu­
tung, zumal wir auch v o r  e r n s t e n  P r o b l e m e n  i n  
d e r  r e i n  m e n g e n m ä ß i g e n  —  n i c h t  e t w a  n u r  
d e r  p r e i s m ä ß i g e n  — R o h s t o f f v e r s o r g u n g  
auf fast allen wichtigen W irtschaftsgebieten stehen.

A bb. 1. Kohlenförderung Deutschlands

laus.

1000

600

ZOO

/
F=̂ —

t/ilo n a t K- A a  /
A  / ^ V

r '
/ V ' f

 ̂I rJ V
/

.A / V (
/

V H .
Rohs/ahl

/
r J \ t  ■

y / v *'n r-ron /er an

r r x , einschI  Saar

Roheisen

A . p

Walzeisen (ohnel i/bzeug zu77 Absatz)

J I I l 1 I i i i i i i
fTBOOPI 1933 1934 1935 1936

Abb. 2. Eisengewinnung in Deutschland

Abb. 3. Pröduktlonskennzahlen für Erdöl 
(Deutschland)

Abb. 6. Produktionskennzahlen des M aschlnen- 
und K raftw agenbaues

Abb. 4 . Produktionskennzahlen für E lek triz itä t  
und Gas
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Abb. 8. Mengen-, W ert- und Preiskennzahlen der  
industriellen Fertigw aren
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Abb. 9. Mengen-, W ert- und Preiskennzahlen der 
Produktionsm ittel

die Bauvollendungen hinter den Baubeginnen von 193ß 
gegenüber 1935 zurück.

Die P r o d u k t i o n s k e n n z a h l e n  d e s  M a s c h i ­
n e n -  u n d  K r a f t w a g e n b a u e s  (Abb. 6 ) zeigen im 
Bereiche des letzteren fü r 1936 nach der zeitweisen Stockung 
der Vorjahre erneut stark steigende Produktionsmengen. 
An der Spitze steht absolut nach wie vor der Personen­
wagen, dann der Lastwagen. Im Verhältnis zu 1932 sind 
bis zum Jahre 1936 die Lastwagen um mehr als das Sechs­
fache, die Personenwagen um fast das Fünffache, die
K rafträder um etwa das Zweieinhalbfache gestiegen. Der 
Maschinenversand verbessert sich, wenn auch unter saison­
mäßigen Schwankungen, von Jah r zu Jahr. Mit dem
zweieinhalbfachen Ausmaß gegenüber dem Jahre 1932 hat 
er im Jahre 1936 erstmalig den mittleren Stand von 1928 
( 1 0 0  % ) überschritten.

Der E i s e n b a h n v e r k e h r  (Abb. 7) weist nicht nur
verbesserte Mengenergebnisse, sondern auch eine ver­
besserte Ausnutzung auf. Gegenüber 1932 sind im Jahre 
1936 die Güterwagenachskilometer um rd. 50 % , die Ton­
nenkilometer um rd. 60 %  gestiegen, während die Gesamt­
wagengestellung um rd. 40 %  vermehrt worden ist.

Die M e n g e n - ,  IV e r  t - u n d  P r e i s k e n n  z a h l e n  
zeigen sowohl für die gesamten i n d u s t r i e l l e n  F e r ­
t i g w a r e n  (Abb. 8 ), als auch fü r ihre wichtigsten G rup­
pen, die P r o d u k t i o n s m i t t e l  (Abb. 9) und V e r ­
b r a u c h s g ü t e r  d e s  e l a s t i s c h e n  B e d a r f e s  
(Abb. 10) erneut steigende Tendenz. In der Gruppe der 
Produktionsmittel haben die Mengen fast 120 % , die Werte 
fast 100 %  des Standes von 1928 erreicht, während in der 
Gruppe der Verbrauchsgüter des elastischen Bedarfes die 
Mengen einen Stand von 95 % , die Werte einen solchen 
von 70 %  erreichten.

Bereits in früheren Wirtschaftsberichten habe ich vor den 
Gefahren von "Übertreibungen oder gar Überspitzungen ge­
warnt. W ir dürfen heute auf keinen Fall in die Fehler 
der Jahre 1928 und 1929 verfallen. Auch fü r die w irt­
schaftliche Entwicklung gilt das große, allgemeine Lebens­
gesetz. Jedes Lebewesen will und muß aus sich selber 
heraus reifen. Übersteigert man das Ausmaß und Tempo 
des Wachstums- und Reifungsvorganges, so nimmt man 
dem Gewachsenen nicht nur im Lebenskampf die K raft zur 
Behauptung, sondern nur zu oft auch die Ertrags- und 
Erfolgsmögliehkeit. und damit den Nutzen, den der einzelne 
dem Ganzen einbringen soll. Bredt (3004]

Wirtschaftskennzahlen

Abb. 10. M engen-, W e rt- und Preiskennzahlen der 
Verbrauchsgüter des elastischen Bedarfs

Im Bereiche der 1936 stark gestiegenen K o h l e n f ö r d e ­
r u n g  (Abb. 1) liegt nach wie vor die Braunkohle an 
der Spitze.

Die seit 1932 in ununterbrochenem Aufstieg befindliche 
E i s e n g e w i n n u n g  (Abb. 2) weist im Jahre 1936 
(hier allerdings einschl. Saargebiet) in den Gruppen Roh­
eisen und Walzeisen etwa das Fünffache, in der Gruppe 
Rohstahl etwa das Viereinhalbfache der Zahlen von 
1932 auf.

Die P r o d u k t i o n s k e n n  z a h l e n  f ü r  E r d ö l  
(Abb. 3), das fü r unsere Treibstoff W irtschaft so bedeu­
tungsvoll ist, haben sich von 1933 au f 1935 etwa verdoppelt 
und halten sich seitdem au f etwa gleichbleibender Höhe.

Innerhalb der P r o d u k t i o n s k e n n z a h l e n  f ü r  
E l e k t r i z i t ä t  u n d  G a s  (Abb. 4) zeigen die ersteren 
ein deutliches Spiegelbild der gewaltigen Wirtschaftsbele­
bung. Gemessen an den Sommerentnahmen, ist hier von 
1932 auf 1936 fast eine Verdoppelung des Energiebedarfes 
eingetreten, während die Gasentnahmen nur geringe Stei­
gerungen zeigen.

Die P r o d u k t i o n s k e n n z a h l e n  de r  s t ä d t i ­
s c h e n  B a u t ä t i g k e i t  (Abb. 5) geben nur die Zahlen 
der letzten beiden Jahre wieder. Offenbar haben sieh die 
Baudurchführungen 1936 verzögert. Jedenfalls bleiben

G r u p p e Nov.
1936

Okt.
1936

Sept.
1936

Lebenshaltungskennzahl des Stat. 
Reichsamtes (neue Berechnung) 
(1913/14 =  1 0 0 ) ........................... 124,3 124,4 124,4

Großhandelskennzahl des Statist. 
Reichsamtes (1913 =  100) . . . 104,4 104,3 104,4

Baukennzahl (Stat. Reichsamt, neue 
B erech nu ng).................................... — 132,5 131,8

Maschinenkennzahl (Gesamtkenn­
zahl — Stat.Reichsamt 1913 =  100) — 121,6 121 ,6

Aktienkennzahl (Stat. Reichsamt) 2. 11. bis 7. 11.: 107,87; 
9.11 . bis 14. 11.: 107,07; 16. 11. bis 21. H .: 105,89; 23. 11. 
bis 28. 11.: 105,52; 30. 11. bis 5. 12.: 105,36.

Erwerbslosenzahlen1) (in 1000) am 31. 10. 36. Gesamt­
zahl 1076 

Unterstützte Wohlfahrts-
der Reichsanstalt erwerbslose

601 148
') Vorl. Zahlen aus „W irtschaft u. S ta tis tik “ 1. N ovem ber-Heft 1936.

Sonstige
Arbeitslose

327

Geldmarkt am 1 . Dezember 1936 %
R e ic h s b a n k d is k o n ts a t z  ab 2. 9. 3 2 .................................. 4
L o m b a r d z in s fu ß  der Reichsbank ab 2. 9. 3 2 .................. 5
P r iv a t d i s k o n t s a t z  in Berlin kurze S i c h t ......................... 3

„ lange Sicht . . . . . .  3
T a g e s g e ld  an der Berliner B ö r s e ........................27/s bis 378
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Erzeugungsstatistik

L a n d I n d u s t  r i e
Sept.
1936

O kt
1936

1000 t

O kt.
1935

Deutschland . . . . Steinkohle . 13 348,4 14 597,3 13 455,9
»» . . . . B raunkohle. 14 006,6 15 546,7 13 744,0

. . . . Ruhr-
Steinkohle 9 007,7 9 890,2 9 058,4

Ruhr-Koks . 2 287,4 2 426,0 2 066,3
. . . . Roheisen . . 1 349,7 1 379,0 1 197,8

»» . . . . Rohstahl . . 1 722,6 1 704,6 1 551,2
»» . . . . Walzwerk-

erzeugn. . 1 195,3 1 241,8 1 072,4
B e lg ie n ..................... Roheisen . . — 286,2 260,5

n • * .............. Rohstahl . . — 290,7 255,4
F ra n k r e ich .............. Kohle . . . . — 4 265,7 4 230,4
L u xem b u rg .............. Roheisen . . 183,7 186,5 149,2

„ .......... Rohstahl . . 184,5 188,4 142.8
Guterwagengestellung der

D e u t s c h e n  R e ic h s b a h n  (ar­
beitstäglich in 1000 Stück) . . . 142,4 150,8 138,7

Kapitalwirtschaft 
Die Gewinne und Verluste der deutschen 
Aktiengesellschaften
Vor einiger Zeit erschienen — wie alljährlich — die Bilanz­
ergebnisse der größeren deutschen Aktiengesellschaften, die im 
letzten Vierteljahr 1935 abgeschlossen haben. Die amtliche 
Bilanzstatistik rechnet das Geschäftsjahr von der Jahresmitte 
bis zur Mitte des folgenden Jahres. Der wichtigste Teil der 
Aktiengesellschaften — kapitalmäßig gesehen rd. 40 %  — 
legt den Bilanzstiehtag an das Jahresende, so daß von den 
für Ende 1935 vorliegenden Ergebnissen rückschließend von 
den vorangegangenen Jahren mit einiger Sicherheit auf das 
Ergebnis des Ende Juni 1936 beendeten Bilanzjahres 1935/36 
geschlossen werden kann.

Abb. 1. Die B ilanzgewinne und -Verluste der deut­
schen A ktiengesellschaften 1928 /35

Die von den Aktiengesellschaften ermittelten Bilanzgewinne 
und -Verluste sind Größen, die für die objektive Beurteilung 
der Wirtschaftslage äußerst aufschlußreich sind. Sie sind 
nicht nur von den vorliegenden Geschäftserfolgen abhängig, 
sondern in starkem Maße auch von dem Urteil, das sieh die 
Gesellschaften von der augenblicklichen Wirtschaftslage bil­
den. In ihnen drücken sieh Zukunftserwartungen aus. So ist 
die Bildung von stillen Reserven für den Gewinn- bzw. Ver­
lustausweis von maßgebendem Einfluß und wirkt ausgleichend 
für einen kürzeren oder längeren Zeitraum. In  schlechten Zei­
ten geht die Tendenz dahin, einen Verlustausweis nach Mög­
lichkeit zu vermeiden, um einem Kursfall vorzubeugen. Bei 
besseren Ergebnissen werden die Bruttogewinne zur Auffül­
lung der Reserven herangezogen. So ergeben die Zahlen für 
die Bilanzgewinne bzw. -Verluste im Verlauf der Jahre ein 
aufschlußreiches Bild der Lage.

Zahlentafel 1. Bilanzgewinne und -Verluste  
der deutschen Aktiengese llscha ften  nach den vo r­
läufigen Ergebnissen für die 4. V ie r te l jah re  (in Mi11.RM)

O kt./D ez. der Jahre G ewinne V erluste

1928/29 909,1 40,9
1929/30 862,2 114,2
1930/31 645,0 139,9
1931/32 326,8 1 392,3
1932/33 292,6 247,8
1933/34 341,0 127,0
1934/35 420,0 44,0
1935/36 514,0 30,0

In  Zahlentafel 1 sind jeweils die vorläufigen Ergebnisse für 
das letzte Vierteljahr der betreffenden Jahre zusammen­
gestellt, da die endgültigen Ziffern für die beiden vollständi­
gen Jahre 1934/35 und 1935/36 noch nicht vorliegen. Die 
Zahlen der Zahlentafel 1 bedürfen mancher Berichtigungen. 
Zunächst ist zu berücksichtigen, daß ein sehr großer Teil der 
Aktiengesellschaften, die einen Verlustabschluß aufzuweisen 
haben, infolge der dadurch bedingten Beratungen des Vorstan­
des, des Aufsichtsrates usw. erst verzögert mit den Bilanzen 
und Geschäftsberichten herauskommt, während gute Ab­
schlüsse naturgemäß früher vorliegen. Vergleicht man diese 
Korrekturen im Verlauf mehrerer Jahre, so stellt sich heraus, 
daß durch die Zugänge nach Berücksichtigung sämtlicher 
Bilanzen die Verluste gegenüber den Gewinnen um das Dop­
pelte zunehmen. Die zweite Abänderung bringt die Umrech­
nung der Vierteljahrsergebnisse auf das Ganzjahr, die sich 
gemäß den Vorjahrsversehiebungen vornehmen läßt. Es hat 
sich herausgestellt, daß in den letzten Vierteljahren kapital­
mäßig ebensoviel Gesellschaften absehließen, wie in den übri­
gen Vierteljahren zusammengenommen. Schließlich muß man 
noch im Jahre 1931 den ungeheuren Verlust der Banken in­
folge des Bankenkrachs in Höhe von rd. 800 Mill. RM z. T. 
aussondern, da dieser Verlust als ein einmaliger und außer­
gewöhnlicher angesehen werden muß, zudem nur in der reinen 
Geldwirtschaft auftrat und daher in seiner vollen Höhe nicht 
der Gesamtentwicklung der W irtschaft entspricht. Nach die­
sen Berichtigungen ergibt sich das in Abb. 1 wiedergegebene 
Bild.
Aus Abb. 1 geht hervor, in welchem Maße die Jahre 1931 und 
1932 das Wirtschaftsleben beeinflußten. Sie zeigt aber auch 
klar, wie in den Jahren nach 1932/33 die Gesundung unver­
kennbare Fortschritte machte. Gleichlaufend, wenn auch in 
entgegengesetzter Richtung, steigen die Gewinne und fallen 
die Verluste, während nach 1928/29, dem Wendepunkt der 
Hochkonjunktur, das Gegenteil der Fall war. In  den jüng­
sten Jahren des Aufschwunges fallen die Verluste stärker, 
als die Gewinne steigen. Das erklärt sieh teils aus der vorsich­
tigen Dividendenpolitik, die zunächst darauf bedacht war, 
Reserven aufzufüllen und neu zu bilden, teils aus der Be­
schränkung übermäßiger Gewinnsteigerungen im Zuge der 
allgemeinen deutschen Wirtschaftspolitik. N. [2926]

Verkehr

Der deutsche Luftverkehr 1931 bis 1935  
und seine Stellung in der W eltluftfahrt 

Verkehrsausweitung  
und Steigerung der W irtschaftlichkeit
Im Jahre 1932 betrug die Leistung des deutschen p lan­
mäßigen Luftverkehrs noch den 1 1 0 0 . Teil der Reichsbahn-
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leistung, gemessen an den Personenkilometern. Der An­
teil vergrößerte sieh bis 1935 auf den 450. Teil der jeweili­
gen Reiehsbahnleistung. Daraus geht, einerseits der große 
Sprung aufwärts des Luftverkehrs hervor und anderseits 
die Tatsache, daß es noch einige Zeit dauern dürlte, bis 
sieh der Luftverkehr als spürbarer Mitbewerber der Reichs­
bahn herausstellt.
Aus Abb. 1 geht der Fortschritt hervor, der in den letzten 
drei Jahren zu verzeichnen war. Die km-Leistung steigerte 
sich von Ja h r  zu Jahr, und es ist heute noch nicht abzu­
sehen, wo diese Entwicklung ihr Ende finden wird. Das 
Jah r 1936 brachte mit der Eröffnung des W eltlufthafens 
Rhein-Main in F rankfu rt ein fü r die Entwicklung des 
deutschen Luftverkehrs bedeutendes Ereignis, das erkennen 
läßt, daß der heutige Stand des Luftverkehrs erst als eine 
Ausgangsstellung angesehen wird.
Es sind bei den Jahresergebnissen weniger die erreichten 
absoluten Ergebnisse erfreulich als der hohe Grad der 
Wirtschaftlichkeit. Zwar ist das Verkehrsausmaß, gemessen 
an den Flugkni, bedeutend angestiegen, aber verhältnis­
mäßig weit mehr hat die Zahl der Beförderten zugenommen 
und als zweite Folge die eigentliche Verkehrsleistung 
(Personenkm). Aus dem Unterschied zwischen Flug- und 
Personenkm geht die wirtschaftlichere Ausnutzung der 
Maschinen hervor. Die Besetzung je Maschine ist von
2,5 Personen im Ja h r 1931 auf 5,4 Personen im Jah r 1935 
gestiegen, wobei zu berücksichtigen ist, daß eine größere 
Anzahl von Frachtlinien ohne jede Personenbeförderung 
in dieser Rechnung berücksichtigt ist.
Die große Verkehrsausweitung mit einer Steigerung von 
200 %  innerhalb von drei Jahren konnte erzielt werden, 
obwohl die Zahl der vollführten Flüge nur um rd. 10 %  
erweitert wurde. Abgesehen von der erörterten besseren 
Besetzung drücken sich darin aus: die Steigerung der 
mittleren Reiseweite je Person und je einzelne Maschine 
und die Beschränkung der Streckenführung auf die haupt­
sächlichsten Flughäfen. Seit 1932 wurde eine größere 
Anzahl von Flughäfen nicht mehr angeflogen. Dadurch 
wurde es möglich, daß im Durchschnitt der einzelne Flug 
von einer Weite von 177 km in den Jahren 1931 und 1932 
auf 280 km im Ja h r 1935 ausgedehnt werden konnte.
Die mittlere Reiseweite stieg innerhalb von vier Jahren um 
das Doppelte von 260 km auf 410 km. Aus allen diesen 
Zahlen geht die mit allen Mitteln betriebene Steigerung 
der W irtschaftlichkeit im Flugverkehr hervor.
In den Ziffern der Spalte h in Zahlentafel 1 drückt sich 
gleichsam das Gesamtergebnis aus, das — von den ver­
schiedensten Faktoren abhängig — eine Verdreifachung 
der Leistung je Einheit (Fluganzahl) brachte und ins­
gesamt bei fast gleichbleibendem Verkehrsausmaß an 
zahlenmäßigen Verkehrsmitteln eine ebenso gesteigerte 
Endleistung (Personenkm).
Entwicklung der deutschen Flughäfen
Der deutsche Luftverkehr bat in der Reichshauptstadt eine 
Zentrale, die zugleich den Mittelpunkt des gesamten euro­
päischen Luftverkehrs darstellt. Die Bedeutung Berlins 
wächst, verglichen mit. dem Gesamtflagverkehr, noch weiter 
an. 1932 stellte die Zahl der in Berlin gelandeten F lug­
gäste noch 17,5 %  der deutschen Gesamtziffer dar, und sie 
stieg bis 1935 auf 26,5 % , so daß mehr als ein Viertel 
des Gesamtflugverkehrs über Berlin geht. Von den ändern 
deutschen Flughäfen laufen sich München, Frankfurt, 
Hamburg, Köln und H alle/Leipzig gegenseitig den Rang 
ab (Abb. 2). 1932 stand an zweiter Stelle Köln, 1933 und

Abb. 1. Der deutsche Luftverkehr 1931 bis 1935
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Leipzig
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Köln Hamburg Mönchen Frankfur.t
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Abb. 2 
Die größten deut­
schen Flughäfen in 
ihrer Entwicklung 

seit 1932  
(Zahl der ange­
kommenen Perso­

nen in 1000)

H alle-
Leipzig

1939

Köln Homburg Mönchen Frankfur!

m

Halle-
Leipzig

1933

Köln Hamburg München Frankfurt

m
1932

Z ah len ta feM . Übersicht Uber die Leistung und die W irtschaft l ichke it  des deutschen planmäßigen Personen-
Luftverkehrs 1931 bis 1935

a b c d e f s h

Jahr
Personenkm Flugk m Beförderte Fluggäste Abflüge

D urchschnitt! 
Reiseweite 

in km

H )

Durchichnittl.
Besetzung

Stck.

(-Í)

D urchschnitt!
Flugweite

K )

V erkehrsleistung 
je Flug in 

Personenkm

( = £ o d  . - / ■ * )in 1000 1932 
=  100 in 1000 1932 

=  100 Stck. 1932 
=  100 Stck. 1932

=  100

1931 25 662 91 10  280 1 1 2 98 167 100 57 901 113 260 2,5 177 445
1932 28 212 100 9 193 100 98 489 100 51 858 100 285 3,1 177 542
1933 38 348 136 10 544 115 123 036 125 54 241 105 310 3,6 195 710
1934 62 684 222 14 263 156 165 846 167 59 867 115 380 4,4 237 1040
1935 85 904 305 15 997 175 209 875 212 56 869 1 1 0 410 5,4 280 1500
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1934 München. Im vergangenen Jah r verzeiehnete F rank­
fu rt am Main einen starken Zugang und steht jetzt mit 
16 569 Angekommenen an zweiter Stelle. Halle/Leipzig 
hat als erster deutscher Flughafen im Jah r 1935 eine V er­
minderung des Verkehrs um sogar rd. 20 %  aufzuweisen. 
Nachdem er noch im V orjahr Köln, Hamburg und Frank­
fu rt überflügelte, steht er von den aufgeführten Häfen 
nun an letzter Stelle. Den größten Zugang hat infolge 
Neueinrichtung einiger internationaler Linien Hamburg 
aufzuweisen, dessen Verkehrsumfang um 63 %  zunahm. 
Ähnlich hat sich auch Kölns Flugverkehr entwickelt, so daß 
heute noch nicht festzustellen ist, welcher Flughafen nächst 
Berlin im Jah r 1936 den größten Flugverkehr aufweisen 
wird.

Vergleich mit ändern Ländern
Ein Vergleich der Wirtsehaftsergebnisse des deutschen 
Persönenluftverkehrs mit denen anderer europäischer und 
nordamerikanischer Staaten läßt den verschiedenartigen 
Aufbau in den einzelnen Ländern erkennen. Die Reise­
weite war im Jah r 1931 mit durchschnittlich 260 km be­
deutend geringer als in den übrigen Ländern. F r a n k ­
r e i c h  weist mit 550 bis 600 km im Verlauf der Jahre die 
größten Weiten aus. Darin drückt sich der ausschlag­
gebende Anteil des kolonialen Luftverkehrs aus. Ähnliches 
liegt in E n g l a n d  vor, wo im Jah r 1932 die durch­
schnittliche Reiseweite erheblich aus dem Rahmen der 
übrigen Jahre fiel. Seit dieser Zeit sinkt die Reiseweite 
in England bis auf 345 km durchschnittlich und fällt in 
dieser Beziehung im Vergleich der untersuchten Länder 
innerhalb von zwei Jahren vom ersten bis auf den letzten 
Platz. Es ist das die Folge des Ausbaues des Flugver­
kehrs auf dem Inselreich selbst, so daß der W eitstrecken­
verkehr nach Indien, Südafrika usw. in dieser Beziehung

Zahlentafel 2
W irtschaftsergebn isse des europäischen und nord ­

amerikanischen Luftverkehrs 1931 bis 1934

1931 1932 1933 1934

Großbritannien:
Flugkm  in 1000 . . . . 2 178,8 2 841,4 4 245,6 7 338,6
Personenkm in 1000 . . 1 1  280,0 25 673,0 33 955,0 46 804,0
Beförderte Personen . . . 23 484 45 148 7^070 135 160
Durchschn.Reiseweite (km) 480 570 430 345

„ Besetzung (Pers.) 5,2 9,0 8,0 6,4

Frankreich:
Flugkm  in 1000 . . . . 9 268,2 9 500,7 9 863,7 9 990,4
Personenkm in 1000 . . 18 422,8 22 047,6 29 874,6 29 745,3
Beförderte Personen . . . 32 700 40 491 52 179 50 019
Durchschn.Reiseweite (km) 565 540 570 590

„ Besetzung (Pers.) 2,0 2,3 3,0 3,0

Niederlande:
Flugkm  in 1000 . . . . 2 599,7 2 445,5 3 333,6 4 464,0
Personenkm in 1000 . . 5 131,0 7 053,1 13 893,6 23 060,3
Beförderte Personen . . . 12 746 15 779 33 302 59 692
Durchschn.Reiseweite (km) 405 450 415 385

„ Besetzung (Pers.) 2,0 2,9 4,2 5,2

Italien:
Flugkm  in 1000 . . . . 4 269,0 4 518,9 4 352,0 4 002,0
Personenkm in 1000 . . 11 865,2 16 579,4 16 062,1 17 632,9
Beförderte Personen ■ . . 31 374 41 499 38 043 37 179
Durchschn.Reiseweite (km) 380 400 420 470

„ B esetzung (Pers.) 2,7 3,7 3,7 4,4

U S A :
Flugkm in 1000 . . . . 76258,7 81966,9 87195,3 80591,6
Personenkm in 1000 . . 193066,6 234843,5 315425,1 358935,2
Beförderte P erson en . . . 522 345 540 681 564 447 557 265
Durchschn.Reiseweite (km) 370 430 560 650

„ Besetzung (P ers) 2,5 2,8 3,6 4,4

Deutschland:
Flugkm  in 1000 . . . . 10 279,7 9 192,8 10 544,0 14 263,2
Personenkm in 1000 . . 25 662,0 28,212,0 38 348,0 62 684,0
Beförderte P erson en . . . 98 167 98 489 123 036 165 846
Durchschn.Reiseweite (km) 260 285 310 380

„ Besetzung (Pers.) 2,5 3,1 3,6 4,4

weniger stark ins Gewicht fällt. Die gleiche Entwicklung 
der durchschnittlichen Reiseweiten ist in den N i e d e r ­
l a n d e n  festzustellen.
Sonst ist eine allgemeine Tendenz aufw ärts festzustellen, 
die besondeTs stark in den Vereinigten Staaten, Deutsch­
land und Italien ist. Die Beschränkung der reinen F lug­
leistung im Vergleich zur Verkehrsleistung, gemessen in 
Personenkm, ist in den V e r e i n i g t e n  S t a a t e n  be­
sonders groß. Dadurch gestaltet sich auch die Ausnutzung 
der einzelnen Maschinen durchweg günstiger. Abgesehen 
von den britischen Zahlen in den Jahren  1932 und 1933, 
die einer N achprüfung wohl nicht standhalten dürften, 
ist die durchschnittliche Besetzung allgemein von 2,0 bis
2,5 im Jahre 1931 auf rd. 4,0 bis 5,0 im Ja h r  1934 ge­
stiegen. 1935 wird die Besetzung noch besser sein. F ü r 
den deutschen Luftverkehr berechnete sie sieh auf 5,4 P er­
sonen je Maschine. Obwohl der nordamerikanische F lug­
verkehr an Umfang 5 bis 6  mal so groß wie der deutsche 
ist, ist eine gleichläufige Entwicklung in der durchschnitt­
lichen Besetzung festzustellen, ein Zeichen dafür, daß 
beiderseits mit Maschinen ähnlichen Fassungsvermögens 
gearbeitet wird. Auch der italienische Luftverkehr und der 
niederländische rechnen mit gleichen Ausnutzungsverhält­
nissen.
In  Deutschland wird die Einrichtung und der weitere Aus­
bau der mit den Luftschiffen „H indenburg“ und „G raf 
Zeppelin“ betriebenen Atlantikstrecken ein weiteres An­
steigen der Flugergebnisse zur Folge haben und vor allem 
die W irtschaftlichkeitsziffern günstig beeinflussen, da alle 
diese Fahrten mit recht günstigen Ergebnissen abschließen.

Norden [2959]

Länderberichte

Die ABC-Staaten Südamerikas 
vom Standpunkt handelspolitischer Planung

Ungünstige Devisenlage und Bedeutungslosigkeit der 
sonstigen Aktivposten seiner Zahlungsbilanz zwingen 
Deutschland dazu, die Bezahlung seiner Einfuhr durch 
die Ausfuhr meist länderweise zu regeln. Die dadurch 
verursachte Verlagerung der Handelsbeziehungen ver­
dient bei den ABC-Staaten Südamerikas besondere A u f­
merksamkeit, zumal da auch die fortschreitende W elt­
industrialisierung und die Rangkämpfe in der Roh­
stoffausfuhr die bisherigen Verhältnisse von Grund auf 
verändern. Die ABC-Staaten Südamerikas sind durch­
aus moderne Staatsgebilde, die eine Industrialisierung 
als Unterpfand ihrer politischen Selbständigkeit er­
streben und dabei keineswegs die Pflege der inter­
amerikanischen Beziehungen versäumen. Die Entwick­
lung von der bloßen Wirtschaftskolonie zur modernen 
Wirtschaftsgroßmacht zivingt uns dazu, uns auf den 
wichtigen südamerikanischen Markt einzustellen und 
dabei die Möglichkeit der zunehmenden Erschließung 
und Durchdringung des südamerikanischen Raumes ins 
Auge zu fassen.

I. Zunehm ende W eltindustrialisierung und 
Verlagerungen auf dem W eltrohstoffm arkt
Unterbrechung und Lähmung des internationalen Kreditkreis­
laufes und Warenaustausches, Folgen von Krieg und W irt­
schaftskrise, lösten durch das Zurückgreifen auf Naturreich- 
tümer im eigenen Land in dem zwischenstaatlichen W irt­
schaftsverkehr eine gewisse Auflockerung aus, die einmal zur 
Stärkung der Eigenversorgung und anderseits zu einer teil- 
weisen Verlagerung in den Rohstoffbezügen führte. Hoch­
schutzzollpolitik der meisten Industriestaaten und Bevor­
zugung der Rohstoffe der ihnen nahestehenden Kolonien, für 
das das Abkommen von Ottawa ein gutes Beispiel liefert, 
internationale Verschuldung, Währungswirrwarr und Rück­
gang der Weltmarktpreise verminderten die Ausfuhrfähig­
keit von Industrie- und Ausfuhrland. Was liegt dann näher 
als die Verarbeitung der eigenen Rohstoffe zu seither ein­
geführten Fertigerzeugnissen! Demnach bedeutet die In ­
dustrialisierung vielfach eine Art wirtschaftlicher Notwehr 
gegen die Wirtschaftspolitik früherer Abnehmer, die ihrer­
seits allerdings wieder auch nur ein Ausfluß der W irtschafts­
krise ist. Die Ausfuhr von Stapelware der alten Industrie­
länder wird immer schwieriger, während sich für deren P ro­
duktionsmittelindustrien neue Ausfuhrmöglielikeiten ergeben.
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Die Vorbedingungen für eine restlose Industrialisierung 
Südamerikas sind bis jetzt noch nicht voll und ganz erfüllt. 
Kommen doch auf den km2 kaum 4,2 Einwohner. Die Be­
völkerung ist vor allem an der Küste ansässig. Buenos- 
Aires und Rio de Janeiro zählen zu den größten Städten der 
Welt. Die Erzlagerstätten liegen vielfach im Innern der noch 
nicht völlig erschlossenen, kapitalarmen Länder. Für ein­
zelne Verbrauchsgüterindustrien sind die natürlichen Vor­
bedingungen sehr gut. Wolle steht in den einzelnen Gebieten 
überreichlich zur Verfügung, Baumwolle wird in steigendem 
Maße geerntet, Häute fallen im Zusammenhang mit der 
Fleischverwertung in großer Zahl an. In den Rangkämpfen 
um die Rohstoffausfuhr gab es allerdings keine restlose Ent­
thronung des Erstlieferers, wie sie z. B. vor dem Weltkrieg 
der Übergang vom Sannnel- zum Plantagenkautschuk brachte, 
wodurch Brasilien nahezu völlig aus der Liefererliste aus­
schied. Auf dem Weltkupfer markt hat sich das afrikanische 
Nordrhodesien, dessen Ausfuhr 1928 für die Statistik noch 
völlig uninteressant war, hinter Chile auf den 3. Platz hervor­
gearbeitet; in der Eisenerzausfuhr vollzieht sich der Kampf 
um den W eltrang zwischen den alten europäischen Ländern 
mittlerer Bedeutung wie Schweden und Spanien und den 
neuen Überseeausführern Britisch-Malaya, China, Brasilien 
und Chile. Bei den pflanzlichen und tierischen Rohstoffen 
sind die Veränderungen weniger beachtlich. Als neues Baum- 
wollausfuhi'land von wachsender Bedeutung erschien Bra­
silien. Das Beispiel der ,,Deutschen Kamerun-Banane“ ist 
ein Beweis, daß der Kampf gegen die weitgehende inter­
nationale Vertrustung in der Rohstofferzeugung mit Erfolg 
aufgenommen werden kann. Mehrere tausend Hektar, die 
vor 1 0  Jahren noch Urwald waren, bilden heute in Kamerun 
unübersehbare Bananenfelder. Hier haben wir den Hinweis, 
was Kolonialwirtschaft für uns sein und werden kann, wenn 
einmal planmäßig auf eigenem Grund und Boden im Ausland 
deutscher Geist und Fleiß eingesetzt werden kann. Damit 
würde sich dann wiederum das Bild der deutschen Rohstoff- 
bewirtsehaftung ändern.

II. Die ABC-Staaten in ihrer wirtschaftlichen  
Entwicklung
a ) A rg e n tin ie n

Bei einer Bevölkerung von rd. 12,2 Mill. ist nur 1h  der 
anbaufähigen Flächen des zu 9/io flac-hen Landes landwirt­
schaftlich ausgenutzt. Die wirtschaftlichen Verhältnisse sind 
gefestigt durch den anhaltend leichten Absatz argentinischer 
Erzeugnisse (besteht doch die Ausfuhr zu 96 %  aus landwirt­
schaftlichen Waren) und die zur Entlastung der Wirtschaft 
getroffenen Regierungsmaßnahmen. Argentinien ist und 
bleibt wohl noch lange Zeit Agrarland, aber der Argentinier 
vertritt den Standpunkt, daß für Südamerika ihr Land das 
ist, was für Nordamerika die USA sind, und daß seinem 
Land die gleichen großen Entwicklungsmöglichkeiten Vor­
behalten seien.
Für G e t r e i d e  u n d  L e i n s a a t e n  besteht ein Ge- 
treideregulierungsaussehuß, der gegebenenfalls eingreifen und 
das ihm angebotene Material zu dem jeweils garantierten 
Mindestpreis frei Waggon Hafen abnehmen muß. Die Aus­
fuhr an Getreide betrug 1935 rd. 5 Mill. t, an Mais 7 Mill. 
und an Leinsaat 1,77 Mill. t. Die heimische Mühlenindustrie 
verarbeitet rd. 1% Mill. t  Getreide.
Die Z u c k e r i n d u s t r i e  erzeugt im Durchschnitt jährlich 
400 000 t, von denen 60 bis 70 000 t  ausgeführt werden.
Bei der B a u m w o l l e  hat der Werbefeldzug seine W ir­
kung nicht verfehlt, stieg doch die Anbaufläche für das Jahr 
1929/30 von 122 000 ha auf 368 000 ha für das Jahr 
1935/36; die Ausfuhr an Baumwollfasern belief sich 1935 auf 
36 329 t, von Baumwollölkuchen auf 41 000 t. Schaffung eines 

Zahlentafel 1

In d u str ie Jahr
Z ah l d e r  be­

sch äftig ten  A rb e ilc r  
rd.

Baumwotlgewebe .................. 1 9 3 0 5  5 0 0
1 9 3 4 1 1  0 0 0

W o llg e w e b e ................................ 1 9 3 0 7  1 5 0
1 9 3 4 1 1  0 0 0

W ir k w a r e n ................................ 1 9 3 0 1 4  0 0 0
1 9 3 4 1 7  0 0 0

S e id e n in d u s tr ie ....................... 1 9 3 0 2  3 0 0
1 9 3 4 8  9 0 0

nationalen Baumwollaussehusses und Förderung der Textil­
industrie durch den Staat und die einzelnen Provinzen. Eine 
der nördlichen Provinzen steuerte bereits 1935 auf die Be­
freiung von städtischen und provinzialen Steuern zu.
Man weist darauf hin, daß Argentinien durchschnittlich im 
Jahre 55 Mill. kg Baumwollgarne und -gewebe verbraucht, 
für deren Herstellung rd. 62 Mill. kg Baumwollfasern nötig 
sind. Die argentinische Industrie stellt nun jährlich durch­
schnittlich 12 Mill. kg Baumwollgarne und -gewebe mit ein­
heimischer Baumwolle her, also kommen die restlichen 
43 Mill. kg aus der Einfuhr.
Die bisher nicht vertretene K u n s t s e i d e n i n d u s t r i e  
wurde 1934 durch 2 Neugründungen, eine für Viskosekunst­
seide und eine für Azetatkunstseide, eingeführt.
Ein mit der Typisierung beauftragtes Forschungsinstitut für 
Wolle wacht über Erzeugung und Ausfuhr, von denen die letz­
tere 1935 rd. 136 500 t betrug. Aus der V i e h z u c h t  ergab 
sich für 1935 eine Ausfuhr von Gefrierfleisch und Fleisch­
produkten von 560 000 t, wobei die Regierung das Ziel ver­
folgt,, die mächtigen Gesellschaften mit vorwiegend auslän­
dischem Kapital durch die Einschaltung einer National­
kommission allmählich in ihre Hände zu bringen. Die Häute­
ausfuhr erhöhte sieh 1935 auf 163 100 t, wobei die heimische 
Gerberei-Industrie mit 250 Gerbereien und einer Beschäftig­
tenzahl von rd. 10 000 beachtlich ist. Quebraeho-Holz und 
-Extrakt für die Herstellung von Gerbstoffen wird überdies 
noch in beträchtlicher Menge ausgeführt.
Parallel mit der Förderung des R e i s a n b a u e s  steht die 
Höherentwicklung der Reismühlenindustrie, sank doch die 
Einfuhr von geschältem Reis von 52 700 t  im Jahre 1931 auf 
11 t  im ersten Halbjahr 1935. Die 1928 nur die Hälfte des 
Inlandsbedarfes deckende Z e m e n t i n d u s t r i e  macht 
heute jegliche Einfuhr überflüssig. Argentinische W e r f ­
t e n  bauen bereits kleinere Einheiten selbst; in der G u m m i ­
r e i f e n i n d u s t r i e  arbeiteten 1934 4 Fabriken mit 1663 
Personen; neu ist die Einführung der G l ü h l a m p e n ­
i n d u s t r i e  durch den holländischen Philipps- und den deut­
schen Osramkonzern, die beide Fabriken errichtet haben; neu 
ist auch die Errichtung einer F a b r i k f ü r H a n d f  e u e r -  
w a f f e n  u n d  M a s c h i n e n g e w e h r e .  Die Ausbeutung 
der bereits vor einiger Zeit festgestellten größeren Z i n n ­
e r z v o r k o m m e n  wird nunmehr durch amerikanische 
Interessenten vorgenommen; die zur Zeit jährlich 600 t be­
tragende Förderung soll binnen kurzem auf 2000 t  gebracht 
werden. Auf dem Gebiete des E r d ö l s  kann Argentinien 
als Neuling aus der Vergangenheit die Lehre ziehen; hat es 
doch ein Gesetz erlassen, dessen Zweck die intensivere Aus­
beutung der Vorkommen ist, und das anderseits durch eine 
Kommission verhindern soll, daß die verschiedenen privaten 
Petroleumgesellschaften ihre Interessen zum Nachteil der 
argentinischen Wirtschaft gegeneinander ausspielen. Außer­
dem wurden noch Vorkommen von E i s e n e r z e n  u n d  
A l u m i n i u m s u l f a t  entdeckt,
b ) B ras ilien
Vorherrschaft von nur einem bis zu 70 %  der Welterzeugung 
ausmaehenden Nationalprodukt, dem K a f f e e ,  ist für eine 
Volkswirtschaft von 8,55 Mill. km2 Ausdehnung und einer 
Bevölkerung von rd. 32 Millionen gleichbedeutend mit Ab­
hängigkeit von der Weltmarktkonjunktur, was noch dadurch 
unterstrichen wird, daß die Vereinigten Staaten von Amerika 
allein 66,7 %  ihres rd. 50 %  der Welterzeugung betragen­
den Kaffeebedarfs in Brasilien decken. An dem Zuwachs des 
Weltkaffeevorrates, der Ende 1934: 6  699 000 und Ende
1935: 7 840 000 Sack (60 kg) betrug, ist Brasilien mit
1 027 000 Sack beteiligt. Die brasilianische Kaffeevernich­
tung hat bis zum 31. 12. 1935: 35 801332 Sack aus dem 
Markt gezogen, davon im Jahre 1935: 1 693112 Sack; für 
1936 will das Nationale Kaffeeamt nicht weniger als 4 Mill. 
Sack aufkaufen und vernichten. Die Besteuerung macht rd. 
50 %  des Verkaufspreises aus, allerdings geht davon wieder 
ein Teil an die Plantagenbesitzer durch die Aufnahme des 
Opferkaffees zurück. Es ist leicht begreiflich, daß die bra­
silianische Wirtschaft sieh nach Kräften von dieser Vor­
herrschaft unabhängig zu machen versucht. Kakao, dessen 
Anbau zu 90 %  auf den Staat Bahia entfällt, wurde 1935 in 
einer Menge von 111 826 t, Tabak 32 963 t ausgeführt.
Die R o h r z u c k e r g e w i n n u n g  mit 650 000 t  für das 
Jahr 1933/34 erlaubte 1935 gegenüber 1934 durch die Tätig­
keit des Zucker- und Alkoholinstituts eine Vervierfachung der
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Ausfuhr. Da eine solche Ausfuhrförderung zum großen Teil 
nur auf Kosten des inländischen Verbrauchers erzielt werden 
konnte, der fü r seinen Zucker einen erheblich höheren Preis 
zahlt als das Ausland, wendet sich das Interesse des Instituts 
verstärkt der Alkoholerzeugung als Rohstoff fü r Verbreu- 
nungsmotore zu: anderseits forscht man eifrig nach Petro­
leumvorkommen. Schon jetzt sind Destillationsanlagen in Be­
trieb. die in Zukunft auf die Bedarfsdeckung der Explosions- 
motore fühlbaren Einfluß gewinnen werden.
B a u m w o l l e  wird auf rd. 900 000 ha angebaut, während 
für deren Anbau rd, SO bis 90 Mill. ha später in Frage kom­
men sollen. Schätzungsweise sollen bereits heute 6  Millionen 
von der Baumwolle leben. In  der Xordzone ist die Pflanzzeit 
Januar bis Juni, die Ernte August bis Januar-; in der Siid- 
zone September bis November bzw. März bis Juni. Die Aus­
fuhr betrug 1935: 138 630 t. Die stark entwickelte T e x ­
t i l i n d u s t r i e  wird einen weiteren Auftrieb erhalten, 
drängt doch der niedrige Stand des Mil reis energisch zum 
Ausbau der nationalen Industrie. Die S e i d e n r a u p e n ­
z u c h t  wird planmäßig gefördert; Kunstseide wird bereits 
in drei Fabriken hergestellt, die Tendenz der fortschreitenden 
Ausschaltung der Kunstseide- und Papiereinfuhr ist unver­
kennbar. Als neueste Industrie entstand unter Leitung 
deutscher Techniker die erste Sodafabrik, wobei das ab 
Nebenprodukt abfallende Chlor der nationalen Textil- und 
Zelluloseindustrie zugeführt wird und ihr damit einen neuen 
Auftrieb verleiht. Das Verhältnis zwischen Bedarf und E r­
zeugung von R o h e i s e n  u n d  S t a h l  nähert sich langsam 
dem Ausgleich, in Zement besteht, mit Ausnahme von einigen 
Spezialsorten. Einfuhr-Unabhängigkeit.
Durch Verbilligung der Frachttarife und den Bau neuer An­
schlußlinien konnte die M a n g a n e r z a u s f u h r  1935 mit 
52 000 t  um das zwanzigfache gegenüber dem Vorjahr ge­
steigert werden, so daß bereits wieder 7 3  der Mengen von 
1931 erreicht worden sind. Im Hinterland des Staates Bahia 
bestehen die größten und ertragreichsten C h r o m v o r k o m -  
m e n Brasiliens; eine Ausfuhr dieses Erzes scheint vorder­
hand an der L'nzulängliehkeit der Transportmittel zu schei­
tern. Ausschlaggebend fü r den Verkehr im Innern des Lan­
des ist die sieh über ein Netz von mehr als 35 000 km er­
streckende Flußschiffahrt, wobei die Eisenbahnen mehr als 
Verbindung zwischen den schiffbaren Strecken eines durch 
Fälle. Stromschnellen usw. unterbrochenen Flusses, zwischen 
denen zweier Flüsse oder zwischen dem schiffbaren Teü eines 
Flusses und einem Hafen, dienen. Die Gesamtlänge der unter 
englischer Kapitalbeteiligung von 16.9 Mill. £ gebauten Bah­
nen betrug 1930 nur 32 500 km, das Straßenverkehrsnetz 
wies eine Länge von 113 250 km auf.
Die Weltwirtschaftskrise wirkte sich besonders heftig auf 
dem brasilianischen G u m m i m a r k t  aus; 1935 betrug die 
Ausfuhr immerhin wieder 11 000 t zu allerdings gedrückten 
Preisen. Deshalb trägt man sieh auch mit dem Gedanken, die 
Verarbeitung des Rohgummis in eigener Industrie vorzuneh­
men. In  Rio de Janeiro wurde dieses Jahr die erste Auto­
reifenfabrik eröffnet. Die Viehwirtsehaft und die mit ihr zu­
sammenhängenden Industriezweige haben ihre Stellung vor 
der Krise von 1932 übertroffen, so daß man die Viehzucht 
zu steigern gedenkt,
c) C h ile
Chile mit einer Ausdehnung von rd. 750 000 km2 und einer 
Bevölkerung von mehr als 1 Millionen erinnert uns an S a l ­
p e t e r  und an die Schwierigkeiten, mit denen es heute gegen­
über dem künstlichen Erzeugnis zu kämpfen hat. Frankreich 
führte beispielsweise 1931 allein noch etwa 300 000 t  davon 
ein, während es 1935 nur 52 000 t  bezog. Die Erzeugung wird 
deswegen dem Verbrauch angepaßt und das neue, mit W ir­
kung vom 1. 7. 1935 auf drei Jahre abgeschlossene internatio­
nale Stickstoffabkommen sichert Chile seinen Absatz.
Die K u p f e r e r z e u g u n g  bat sich trotz der im Mai 1935 
in K raft getretenen Restriktionsmaßnahmen von 217 721 t  im 
■Jahre 1931 auf 259 926 t im Jahre 1935 erhöht; bei der 
F ö r d e r u n g  v o n  E i s e n e r z e n  waren die Zahlen 
973 170 bzw. 819 102 t ; von den 1935 erzeugten 20 000 t 
S c h w e f e l  wurden 15 059 t  ausgeführt; die hauptsächlich 
fü r den Inlandverbrauch geförderte Kohle belief sich 1935 
auf 1 899 630 t;  die G o 1 d g e w i n 111 1  n g aus Minen. Erzen 
und Wäschereien betrag 1935: 8  221kg Feingold gegenüber 
7120 kg 1931. W as den Aufbau einer nationalen Industrie 
anbetrifft, so wurde die heimische G l ü h l a m p e n i n d u ­
s t r i e  durch Zölle geschützt, die zollfreie Einfuhr für die

Dauer von zwei Jahren fü r Maschinen, Werkzeuge u. dgl. zur 
Errichtung von Baumwollspinnereien verfügt.
Die chilenische Industrie deckt bereits auf einzelnen Gebieten 
den heimischen Bedarf, während sie auf ändern ihre 
Tätigkeit frisch aufgenommen hat. Auf dem Gebiet der 
L a n d w i r t s c h a f t  widmet die Regierung der Anbau- 
iörderang ausfuhrfälliger Erzeugnisse besondere Aufmerksam­
keit; die Wollausfuhr ging von 11,3 Mill. kg im Jahre 1931 
auf 9,9 Mill. kg im Jahre 1935 zurück, denn der größte Teil 
der Gewinnung wird von den einheimischen Wollstoffabriken 
erworben, so daß die Einfuhr von Bekleidungsstoffen im 
Sinken ist.

III. Die ABC-Staaten und Deutschland
1. Hinsichtlich der Auslandsverschuldung Ende 1935 beträgt 
allein das in Eisenbaimen, Gas-, Wasser- und Elektrizitäts­
werken und Gefrierfleisekanlagen Argentiniens angelegte eng­
lische Kapital rd. 270 Mill. £, während Brasilien aus dem 
Außenschuldendienst, d. h. Verzinsung und Tilgung für 1936 
an Verpflichtungen 5 012 537 £. 13 266 816 Dollar, 3 131 092 
Goldfranken. 16 326 068 Papierfranken und 65 616 Gulden 
zu tragen hat. Dazu kommt noch die Belastung aus der Devi­
senliquidation aus seit 1933 aufgelaufenen Guthaben eng­
lischer und nordamerikaniseher Ausführer. Die Forderungen 
der englischen Gläubiger sollen sich auf rd. 7 Mill. £ belau­
fen, die im Laufe von zehn Jahren, während die Guthaben 
der Xordamerikaner in Höhe von 31 Mill. Dollar innerhalb 
von fünf Jahren abgetragen werden sollen. Die sogenannten 
kleinen Forderungen in Höhe von 1 Mill. £ bzw. 2,25 Mill. 
Dollar sind zur sofortigen Begleichung vorgesehen. Das er­
gibt dann also einen jährlichen Tilgungs- und Zinsendienst 
aus dieser Liquidation von rd. 3 Mill. £. Das Problem der 
Regelung der Auslandsschulden ist bei Brasilien noch offen, 
während Argentinien dank seiner gebesserten Staatsfinanzen 
dieser Sorge enthoben ist. Clnle weist eine ausländische Schuld 
von 25 587 257 £, 249 456 000 Dollar und 119 635 000 Schwei­
zer F r  auf.
Wenn die Vereinigten Staaten von Amerika ihre W irtschafts­
beziehungen mit Lateinamerika auf dem Sehlagwort ,,der 
Handel folgt den Anleihen, dem Kapital und nicht mehr der 
Flagge“ aufbauten. und wenn trotz dieser wirtschaftlich- 
finanziellen Grundlage, die durch die politische Seite unter­
strichen wird, noch Strömungen gegen die Wirtschaftsmacht 
der Vereinigten Staaten vorhanden sind, so sind diese teils 
wirtschaftlicher Art, da die Vereinigten Staaten von 
Amerika als Agrar- und Industriestaat nur beschränkt Agrar­
produkte aufnehmen kömien. teils p s y c h o l o g i s c h e r  
A r t .  Die a n g e l s ä c h s i s c h e  W e l t a n s c h a u u n g  
mit ihrer praktischen und raschen Denkungsweise, ihren be- 
sondem Geschäftsmethoden trifft hier auf die gerade e n t ­
g e g e n g e s e t z t e  r o m a n i s c h e  G e f ü h l s w e l t .  
Wenn zwischen dem hinter den Vereinigten Staaten und Eng­
land kommenden Deutschland und den ABC-Staaten der 
Warenaustausch rege ist imd noch verstärkt werden kann, so 
beruht das auf der wirtschaftlichen Ergänzung und auf der 
Anerkennung der deutschen Leistung, die auf diesem Neu­
land tagtäglich sich erneuert.

2. Der Warenverkehr mit den meisten Ländern wickelt sich 
nicht mehr in der Form der Bartransferierung ab. sondern 
über Yerrechnungsabkonimen, Zahlungsabkommen und Aus­
länderkonten fü r Inlandzahlungen (Aski). Eine besondere 
Bedeutung haben die Aski im Verkehr mit Lateinamerika er­
langt. wo sich fast die gesamte Zahlungsregelung über sie ab­
spielt. Dadurch wurde eine Intensivierung der gegenseitigen 
Handelsbeziehungen erreicht, ist doch oftmals dadurch ein 
schnellerer Geldeingang, eine erhöhte Sicherheit fü r die Aus- 
fuhrerlöse und mitunter eine Erleichterung des Wettbewerbs 
gegen gleiche Erzeugnisse aus Ländern mit abgewerteter Wäh­
rung gegeben.

3. Halbfabrikate. Maschinen und Motoren für die sich ent­
wickelnde nationale Industrie, Qualitätserzeugnisse der deut­
schen Feinmechanik und Optik, Chemie. Textil-, Eisen- und 
Stahlwarenindustrie sowie Bau- und Konstruktionsmaterial 
finden gute Abnahme.
4. Die Ausdehnung der zwischenstaatlichen Handelsbeziehun­
gen der lateinamerikanischen Staaten untereinander trägt zur 
Bildung eines geschlossenen südamerikanischen W irtschafts­
raumes in wirtschaftlicher Hinsicht bei und begünstigt so das 
lateinamerikanische Zusammengehörigkeitsgefühl stark. Diese
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gegenseitige Festigung der' einzelnen Nationalwirtschaften ver­
dient unsere Aufmerksamkeit.
5. Der Aufbau nationaler Industrien in Lateinamerika kann 
für uns uni so nutzbringender sein, wenn die einzelnen Indu­
striezweige mit scharf umrissenen Aufgaben sich zusammen­
schließen, eine Forderung, deren Berechtigung uns klar wird, 
wenn wir auf die Japaner blicken. Ungefähr 30 Ausführer in 
Osaka, die an dem Handel mit Lateinamerika beteiligt sind, 
haben eine Vereinigung zur planmäßigen Hebung der Einfuhr 
aus den lateinamerikanischen Ländern gegründet, von denen 
auf eine immer stärkere Gegenseitigkeit hingearbeitet wird. 
Diese Central and South American Import Association erhält 
eine Beihilfe aus dem Importsubsidienfond der Lateinamerika­
exportgilde !

Dipl.-Kfm. Alfred Betz, Stuttgart [291(1]

Ausbildung

Die praktische Ausbildung 
der Wirtschaftswissenschaftler
Die öffentliche Arbeitstagung des Instituts für angewandte 
Wirtschaftswissenschaft, die am 27. November in Berlin 
stattfand, gibt zur Hoffnung Anlaß, daß nach jahrelangen 
fruchtlosen Erörterungen über die praktische Ausbildung der 
Wirtschaftswissenschaftler nunmehr eine baldige endgül­
tige Regelung zu erwarten ist. Das Institut, das im März 
1935 durch den Reichs- und Preußischen Minister für Wissen­
schaft, Erziehung und Volksbildung ins Leben gerufen wurde, 
hat bereits wertvolle Vorarbeit geleistet, indem es in Berlin, 
Breslau, Dresden, Erlangen, Frankfurt/M ., Freiburg/Br., 
Gießen, Göttingen, Halle/S., Hamburg, Heidelberg, Jena, 
Königsberg/Pr.. Köln-Bonn, Leipzig, München, Münster/W., 
Nürnberg, Rostock und Tübingen Wirtschaftspraktikanten- 
Amter errichtete, welche im Sinne der vorgesehenen Neu­
regelung arbeiten. Der Leiter des Instituts für angewandte 
Wirtschaftswissenschaft, Reichshauptamtsleiter Dr. von Ren­
tein, erläuterte in seinem einleitenden Vortrag die von ihm 
am 0. Juli 1936 erlassene Anordnung, die sich im Rahmen 
der demnächst erscheinenden neuen Prüfungsordnung des 
Reichsministeriums für Wissenschaft, Erziehung und Volks­
bildung hält. Sie hat folgenden W ortlaut:

A n o r d n u n g  ü b e r  d i e  D a u e r  d e r  p r a k t i ­
s c h e n  A u s b i l d u n g  d e s  I n s t i t u t s  f ü r  a n ­
g e w a n d t e  W i r t s c h a f t s w i s s e n s c h a f t  v o m  
M o n t a g ,  d e n  0. J u l i  1936
§ 1. D a u e r  d e r  p r a k t i s c h e n  A u s b i l d u n g  

Die praktische Ausbildung beträgt mindestens 
18 Monate

$ 2. T e i l e  d e r  p r a k t i s c h e n  A u s b i l d u n g
Die praktische Ausbildung besteht aus: der prak­
tischen Grundausbildung (Vor- und Ferienpraxis) 
und der Diplompraxis

§ P r a k t i s c h e  G r u n d a u s b i l d u n g
Die praktische Grundausbildung beträgt mindestens 
0 Monate; sie soll bei der betriebswirtschaftlichen 
Richtung 12 Monate betragen.
Es empfiehlt sich, sie bis zu (i Monaten als Ferien­
praxis, darüber hinaus als Vorpraxis abzuleisten. 
Sie ist in jedem Fall vor Beginn des 5. Studien­
halbjahres zu beendigen.

§ 4. D i p l o m  p r a x i  s
Die Diplompraxis betrügt mindestens 0 Monate; sie 
soll bei der volkswirtschaftlichen Richtung 12 Monate 
betragen.
Sie ist nach Ablegung der Diplomprüfung, aber vor 
Entgegennahme des Diploms abzuleisten.

§ 5. ü  b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n
Der § 4 tritt für diejenigen erstmals in Kraft, die 
sich im Winterhalbjahr 1936/37 zur Diplomprüfung 
melden.
Die übrigen Bestimmungen gelten für diejenigen, 
die im Wintersemester 1936/37 noch nicht in einem 
höheren als im zweiten Semester stehen.
Es wird jedoch auch von den höheren Semestern 
in ihrem eigensten Interesse erwartet, daß sie sich 
nach Möglichkeit an der praktischen Grundausbil­
dung beteiligen.

Di', von Renteln hält es für möglich, spricht sich jedoch per­
sönlich dagegen aus, für diejenigen Wirtschaftswissenschaft­
ler, die in den Staatsdienst gehen wollen, eine längere vor­
bereitende Praxis zu schaffen wie bei den Juristen.
Die Vertreter der Volkswirtschafts- und Betriebswirtschafts­
lehre (Prof. Dr. Hesse, Breslau und Prof. Dr. Schmidt, 
Frankfurt/M .), die sich vom Standpunkt der Wissenschaft 
zu dieser Frage äußerten, betonten, daß sie eine baldige 
ministerielle Regelung und in Verbindung damit eine amt­
liche Aufforderung an Verwaltungsstellen zur Einstellung 
von Praktikanten für unbedingt notwendig halten. Daß die 
Lösung so lange auf sich hat warten lassen, hätte seinen 
Grund darin, daß bisher immer zu viel verlangt wurde und 
zu viel reglementiert werden sollte. Man empfahl, bei der 
endgültigen Regelung keine zu straffen formalen Vorschrif­
ten zu erlassen. Es genügt zu sagen, daß die praktische 
Ausbildung 1% Jahre betragen soll, wovon Vs Jahr vor der 
Prüfung abzulegen ist. Die Verhältnisse sind bei einzelnen 
Leuten, einzelnen Wirtschaftsgruppen usw. doch zu ver­
schieden, als daß man nicht billigerweise eine gewisse Frei­
heit lassen sollte. Auch bei der praktischen Ausbildung muß 
wie beim wissenschaftlichen Unterricht größter W ert darauf 
gelegt werden, daß sie in die Tiefe geht. Das Gebiet der 
Wirtschaft ist so unendlich groß, daß es niemand während 
der Ausbildungszeit ganz beherrschen lernen wird, und wenn 
sie noch so lang ist.
Aus dem Vortrag von Ministerialrat Prof. Dr. Hunke ver­
dient die Forderung hervorgehoben zu werden, daß Studium 
und Ausbildung insgesamt nicht verlängert werden dürften. 
Die deutschen Hochschulen sind nicht mehr überfüllt, im 
Gegenteil man muß Anreize zum Studium schaffen, und ein 
Anreiz sei gegeben, wenn eine Verbesserung des bisherigen 
Zustandes ohne Verlängerung der Gesamtzeit erreicht wird. 
Der Geschäftsführer des Instituts, Diplomwirtschafter 
Kh. Seidel, unterstrich in seinem Tätigkeitsbericht über die 
bisherigen Arbeiten des Instituts auf dem Gebiete der prak­
tischen Ausbildung, daß nicht daran gedacht ist, die prak­
tische Ausbildung von Berlin aus zentral zu leiten. Die Mit­
arbeiter des Instituts könnten im übrigen auf eine mehr als 
zweijährige Erfahrung auf dem Gebiete der praktischen Aus­
bildung zurückblicken, denn die ersten Einweisungen von 
Praktikanten seien bereits 1934 erfolgt. Das Institut hat 
nach seiner Gründung in den Semesterferien jeweils bisher 
rd. 90 Praktikanten betreut; dazu kommen noch etwa 
‘250 Praktikanten nach der Diplomprüfung. Dr. Freitag

[RT 3005]

WIRTSCHAFTSRiCHT
Die Rechtslage 
bei Betriebsunfällen mit Kraftfahrzeugen
Von R echtsanw alt Dr. LA D W IG , Berlin

Die in breiter Öffentlichkeit geführten Auseinandersetzun­
gen über die versicherungsteelmischen Auswirkungen der 
Gefährdungshaftung des K raftfahrzeughalters haben dazu 
beigetragen, daß sich bei Betriebsunfällen mit K ra ftfah r­
zeugen besonders häufig unerwünschte Auseinandersetzun­
gen über Ersatzansprüche der betroffenen Gefolgschafts­

mitglieder oder ihrer Hinterbliebenen ergeben. W ird ein 
versicherungspflichtiger Betriebsangehöriger hei dem Be­
triebe eines Kraftfahrzeuges verletzt, so treten die Geschä­
digten unter Berufung auf die strenge H aftung des K ra ft­
fahrzeughalters regelmäßig an die Betriebsleitung mit der 
Forderung auf Erstattung des vollen Vermögensschadens 
heran. Werden die Betroffenen auf die Leistungen aus der 
Sozialversicherung verwiesen, so gibt eine solche Stellung­
nahme in der Mehrzahl der Fälle Anlaß zu harten Worten 
gegen die Betriebsleitung. Denn wie sollte es, so meinen
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die Geschädigten, rechtens sein, daß der Betriebsangehörige 
schlechter gestellt ist als irgendein D ritter, dem regel­
mäßig mindestens der in M ark und Pfennigen nachweisbare 
Vermögensschaden ersetzt und im Falle eines Verschuldens 
des K raftfahrzeughalters bzw. K raftfahrzeugführers an 
dem Unfalle auch ein Schmerzensgeld gewährt werden 
muß ?
Wenn die Gesetze eine solche unterschiedliche Behandlung 
rechtfertigen, so laufen sie unserer heutigen geläuterten 
Rechtsauffassung, die doch das wertvolle Gnt der Arbeits­
k raft als besonders schutzwürdig anerkennt, zuwider; der­
artige Gesetze können daher nicht mehr Bestand haben.
Ist dieser Vorwurf veralteten Rechtsdenkens gerechtfertigt 
oder hält er besserer Einsicht in die Grundlagen unserer 
gesetzlichen Fürsorge für die Millionen deutscher Volks­
genossen, die unter dem Schutze der sozialen Versicherun­
gen stehen, nicht stand"?
Zu dieser mit Erbitterung und oft mit Verbitterung um­
strittenen F rage hat das Oberlandesgericht Breslau in 
klarer Durchleuchtung der Zusammenhänge unserer Bei­
standspflichten im Rahmen einer Betriebsgemeinschaft nach 
den Rechtsanschauungen unserer Zeit Stellung genommen. 
Der Entscheidung des Oberlandesgerichtes Breslau vom 
22. Mai 1936 — 4. U. 54. 36 — lag der Fäll zugrunde, daß 
ein Beifahrer in Ausübung seiner Arbeitstätigkeit durch 
den Kraftwagen seines Arbeitgebers tödlich verletzt worden 
war. • Der Vater des Verunglückten ist mit seiner Schaden­
ersatzforderung gegen den Betriebsinhaber abgewiesen 
worden.
Die Entscheidung lehnt zunächst eine H aftung des Be­
triebsinhabers als Kraftfahrzeughalters unter Hinweis 
auf § 8  des Kraftfahrzeuggesetzes ab, da der Verunglückte 
bei dem Betriebe des K raftfahrzeuges beschäftigt gewesen 
war und ein derartiger Schadenfall nicht nach den Bestim­
mungen des Kraftfahrzeuggesetzes zu behandeln ist. Den 
Einwand des Vaters, daß sein Sohn nicht freiwillig an der 
Fahrt- teilgenommen habe, hat das Gericht nicht als stich­
haltig anerkannt; denn der Sohn sei freiwillig in die 
Dienste des Betriebsinhabers getreten, zu seiner Arbeit ge­
höre ganz selbstverständlich, den heutigen Zeitverhältnissen 
entsprechend, auch das W arenauslagen  und das M itfahren 
auf dem dazu zur Verfügung stehenden Kraftwagen.
Die H aftung des Betriebsinhabers aus unerlaubter H and­
lung nach § 831 BGB, ebenso wie aus Dienstvertrag nach 
§ 618 in Verbindung mit § 278 BGB müsse ausscheiden, da 
der Unfall von der zuständigen Berufsgenossenschaft als 
Betriebsunfall anerkannt worden sei und nach dieser fü r 
das Gericht gemäß § 901 der Reichsversicherungsordnung 
bindenden Entscheidung alle Ansprüche gegen den 
Betriebsinhaber, sei es aus unerlaubter Handlung, sei es 
aus Dienstvertrag, gemäß § 898 der Reichsversicherungs­
ordnung ausgeschlossen seien. Der Ausnahmefall, daß der 
Betriebsinhaber laut strafgerichtliehem Urteile den Be­
triebsunfall vorsätzlich herbeigeführt hat, lag unstreitig 
nicht vor.
Der V ater des Verunglückten hatte geltend gemacht, daß 
die Anwendung der angegebenen Gesetzesbestimmungen 
dem deutschen Rechtsempfinden widerspreche und daher 
unterbleiben müsse.
Das Oberlandesgericht Breslau hat diese Ansicht als unbe­
rechtigt verworfen. Denn eine andere, dem V ater des Ver­
unglückten günstige Entscheidung wäre nicht durch zeit­
gemäße Auslegung des Gesetzes und Beachtung dessen, was 
der Volksgemeinschaft als recht und billig erscheint, son­
dern nur gegen den klaren und zwingenden W ortlaut des 
bestehenden Gesetzes möglich. Im übrigen könne aber 
auch nicht anerkannt werden, daß die Entscheidung un­
billig sei und dem deutschen Recht-sgefühle widerspreche.
„Die Reichsversieherungsordmmg ist aus sozialen Erwägungen 
geschaffen worden. Sie fa ß t die Betriebsunternehmer in den 
Berufsgenossenschaften gerade aus dem Gemeinschaftsgedan­
ken heraus zusammen, uin durch die Gesamtheit der Betriebs­
unternehmer den verunglückten Arbeitnehmer und seine H inter­
bliebenen selbst dann zu schützen, wenn der Einzelunternehmer 
dazu nicht mehr imstande ist. Die Berufsgenossenschaft for­
dert für diesen Zweck von jedem Unternehmer' nicht unbe­
trächtliche Beiträge, so daß im vorliegenden Falle, was der 
Kläger übersieht, die Beklagte sowieso m ittelbar für seinen

Schaden aufkommt. Daß der Schaden nur sehr unvollkommen 
gedeckt wird, erklärt sich einmal daraus, daß der Kläger 
zweifellos die Ausgaben für die Beerdigung nicht ganz seinen 
und seines verunglückten Sohnes Verhältnissen angepaßt hat, 
dann aber auch ganz einfach daraus, daß der Verunglückte 
noch jung war, noch eine bescheidene Entlohnung erhielt und 
daß dementsprechend das bewilligte Sterbegeld nur. gering 
sein konnte. Denn die Berufsgenossenschaft muß mit den 
ihr zustehenden Mitteln im Interesse der übrigen bei ihr ver­
sicherten Arbeitnehmer auskommen. Bei Bemessung des 
Sterbegeldes sind also wieder soziale Erwägungen und die 
Interessen der Gemeinschaft der Arbeitnehmer maßgebend.

Schließlich kann aber eine Nichtanwendung einer bestehenden 
gesetzlichen Bestimmung immer nur in Ausnahmefällen in 
Frage kommen. Von einem Ausnahmefälle kann aber hier 
keine Rede sein. Der Kläger teilt das von ihm als unbillig  
empfundene, aber —  wie gesagt —  tatsächlich gar nicht un­
billige Los mit Hunderten und Tausenden deutscher Volks­
genossen. W ollte das Gericht dem Kläger das Recht zu­
sprechen, gegen die Beklagte als Betriebsuntemehmerin vor­
zugehen, der er nicht einmal vorwerfen kann, daß sie seinem 
Sohne einen ungeeigneten Mitarbeiter zur -Seite gegeben hat, 
so müßte es und andere Gerichte ebenso das gleiche Recht 
noch so und so vielen anderen Hinterbliebenen Verun­
glückter oder Verunglückten selbst zusprechen. Dam it würde 
das Gericht mittelbar das mühsam aufgebaute Gebäude der 
Arbeiterwohlfahrt ins Wanken bringen, weil einzelne schwache 
Betriebsunternehmer ihre Zahlungen an die Berufsgenossen­
schaften einstellen müßten und so allmählich auch die B erufs­
genossenschaften selbst mangels Beitragsleistungen ihre Zah­
lungen an die Rentenberechtigten usw. einstellen müßten. So 
ist es gerade wieder der Gemeinschaftsgedanke, der hier eine 
andere Entscheidung als die dem Gesetz entsprechende aus­
schließt.“

Die Reehtsbeziehungen zwischen dem Betriebsinhaber und 
dem bei einem Betriebsunfälle verunglückten Gefolgsehafts- 
mitgliede bzw. seinen Hinterbliebenen sind mit- diesem U r­
teile klar und einleuchtend Umrissen. Das Gemeinschafts­
denken nötigt dazu, die durch die Versicherung geschützten 
Gefolgschaftsmitglieder und deren Hinterbliebene auf die 
gesetzlich fest.gelegten Leistungen zu beschränken, mögen 
auch im Einzelfalle die Leistungen nur niedrig sein und bei 
weitem keinen Ausgleich bieten zwischen der Lage des Be­
troffenen ohne die Schädigung durch den Betriebsunfall 
und seiner wirklichen Lage infolge des Betriebsunfalles. 
Die bestehende Sozialversicherung würde bei Zuerkennung 
weitergehender Entschädigungsansprüche in ihren Grund­
lagen erschüttert werden. Der einzelne kann aber nicht an 
den Grundpfeilern eines Gebäudes rütteln, unter dessen 
Dache viele Millionen deutscher Volksgenossen Schutz vor 
schlimmer Not finden sollen.
In der gleichen Rechtslage befinden sich alle von der So­
zialversicherung, also nicht nur - der Reichsversicherung, 
sondern z. B. auch der Angestelltenversicherung erfaßten 
Personen. Auch fü r  Betriebsunfälle mit Luftfahrzeugen 
gilt grundsätzlich das gleiche.
Die Rechtslage wird in manchem Falle von den Betroffenen 
hart empfunden werden. Aber das Recht kann nicht mehr 
darstellen als ein Spiegelbild des Lebens, wie es ist. H ärten 
zu mildern, ist Aufgabe der besondern W ohlfahrts- und 
Fürsorgeeinrichtungen, zu denen hier namentlich auch die 
von Unternehmern, Verbänden und Anstalten bereit­
gestellten Mittel aller A rt zu rechnen sind. Mit dem stetig 
fortscheitenden Eindringen des K raftverkehrs in die täg­
liche Berufsarbeit, angefangen von der F ah rt zur Arbeits­
stätte und endigend mit der H eim fahrt aus dem Betriebe 
und von Betriebsveraristaltungen, werden solche besondern 
sozialen Einrichtungen ihre vermehrte Bedeutung erlangen. 
Diese zum Teil noch sehr zersplitterten Einrichtungen in die 
Ordnung des Gemeinschaftslebens zweckmäßig einzuglie­
dern und die Zuwendungen zum Ausgleiche sozialer H ärten 
aus der Ebene almosenartiger Unterstützungen herauszu­
heben, ist Aufgabe des Staates.
Noch dringender ist aber auch hier die Sorge um die vor­
beugende Beseitigung der Gefahrenumstände, die der ver­
mehrte K raftverkehr fü r die Berufsarbeit im Gefolge hat, 
der K am pf gegen Unkenntnis, Nachlässigkeit, Sorglosigkeit 
und manchmal auch Rücksichtslosigkeit. Im Rahmen der 
Gewerbeaufsicht werden aus dieser Sorge und Fürsorge 
vermehrte Aufgaben erwachsen. [2957]
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SCHRIFTTUM
| Wirtschaftswissenschaft und -politik

F ü n f E rdteile rings um D eutschland. Von Heinz 
Manthe. Bielefeld und Leipzig 1936, Vellingen & Kin­
sing. 112 S. mit 11 Kartenskizzen. Preis 0,90 RM. 

ln einer geschickten Zusammenstellung nach den großen 
Schriftwerken über politische Geographie, Weltpolitik, Welt­
wirtschaft, bietet der Verfasser in einer kleinen Schrift 
eine lesenswerte Darstellung der gegenwärtigen Lage der 
Weltpolitik. Pie regionale Aufteilung der Probleme führt zu 
ihrem leichten Verständnis, in Europa natürlich an erster 
Stelle die Raumnot des Reiches, dann das Recht der Minder­
heiten, die litauische Frage, Fragen um die großen Flüsse, 
um Italien auf dem Weg zum Kaisertum des Mittelmeeres, 
weiter die kolonialen Probleme in Afrika von Deutschland, 
England, Frankreich und Italien gesehen, Asien, Australien 
und Amerika. Da das Buch Schulzwecken dienen soll, hat 
der Verfasser den Ausführungen eine Anzahl von Aufgaben 
hinzugefügt, deren Beantwortung sich aus dem Inhalt des 
Buches ergibt. nn [2934]

Geld und Gut. Eine kurzweilige Wirtschaftskunde.- Von 
Alfred Osterheld. Leipzig 1936, Felix Meiner. 254 S. 
Preis 4,50 RM.

Gemeinverständliche Darstellungen auf dem Gebiete der W irt­
schaftskunde sind immer mit großem Interesse aufgenommen 
worden. Auch das Büchlein von O s t e r h e l d  wird sicherlich 
zahlreiche Freunde finden. In geschickt ausgewählten fünf­
zehn Kapiteln wird eine Menge Wissensstoff geboten, wie 
man ihn braucht, wenn man z. B. den Handelsteil einer Tages­
zeitung lesen, wie sich überhaupt im wirtschaftlichen Schrift­
tum des Alltags zurechtfinden will.
Ein Studium erspart es dem, der wirklich hinter die Geheim­
nisse dringen will, nicht. Aber diese Forderung erfüllen wohl 
auch nicht alle „Lehrbücher“ .
Das gut geschriebene Buch kann durchaus empfohlen werden, 
ohne daß auf Einzelheiten der Darstellung kritisch ein­
gegangen werden soll. Bemerkenswert ist der Aufbau der 
einzelnen Kapitel; im Anschluß an die kurze zusammen­
fassende Darstellung kommen regelmäßig in Zahlen und Stich­
worten die wichtigsten Angaben, die, wie der Verfasser sagt, 
man gern schwarz auf weiß nach Hause trägt.

Dr. Fr. [28901
Arbeitswissenschaft

L eitfaden  für das A rbeitsstudium . Seelische und kör­
perliche Voraussetzungen der menschlichen Betriebsarbeit. 
Von E. Bramesfeld und 0. Graf. Berlin 1936, VDI- 
Verlag. 60 S. Preis 2,25 RM (VDI-Mitgl. 2,— RM). 

Jeder Betriebsführer, jeder Zeitnehmer und jeder an der 
Arbeitswissenschaft Interessierte wird dem Reichsausschuß 
für Arbeitsstudien (Refa) danken müssen für die wertvollen 
Anregungen und Unterlagen, die er in diesem kurzen lesens­
werten Leitfaden für das Arbeitsstudium dem Betriebsmann 
gegeben hat. In dem ersten Teil schildert E. Bramesfeld aus 
der Fülle seiner reichen Erfahrung heraus die praktische 
Psychologie des Arbeitsstudiums und der Arbeitsgestaltung. 
Er umschreibt zunächst die Aufgabe des Zeitnehmers und 
weist dann die Wege zur Erfüllung dieser Aufgabe. Er be­
schreibt in kurzer präziser Form die menschliche Arbeit im 
Betriebe und leitet daraus die Technik der Arbeitsstudien ab. 
In einem zweiten Teil ergänzt O. Graf die vorwiegend 
psychologisch orientierten Ausführungen Bramesfelds nach 
arbeitsphysiologischen Gesichtspunkten. Es ist erfreulich, 
feststellen zu können, daß es den beiden Verfassern gelungen 
ist, die zahlreichen theoretischen Erkenntnisse der Arbeits­
physiologie und Arbeitspsychologie auf die Praxis des Be­
triebs nutzbringend anzuwenden.

Prof. Atzler, Dortmund [2937]
Verkehr

V e rk e h rs s ta tis tik . Von H. Kellerer. Berlin 1936, 
Otto Elsner. 264 S. 44 Abb. Preis 18 RM.

Der Verfasser behandelt: die Statistik der Verkehrs­
anlagen, des Verkehrsumfangs, der Verkehrsbeziehungen,

der Verkehrsleistungen, der Belastung und Ausnutzung, 
der Störungen, der Einnahmen und der Beziehung des 
Verkehrs zur W irtschaft.

Der Gegenstand der Behandlung: Statistik im Verkehr er­
weckt von vornherein das Interesse des Lesers, weil zusam­
menfassende Arbeiten dieser A rt völlig fehlen und doch 
zur vollen Erfassung der im Verkehrswesen so schwierigen 
Problematik unentbehrlich sind. Das Verkehrswesen ist 
ungenügend erforscht, ist so stark von überholten Meinun­
gen und vom Interessentenstandpunkt beherrscht, daß 
wirkliche Klarheit nur durch unangreifbare statistische 
Unterlagen erzielt werden kann. Viele Ansichten und 
Maßnahmen, z. B. im Kraftverkehr, sind nur aus den un­
genügenden statistischen Unterlagen zu verstehen. Leider 
muß uns auch der Verfasser hier im Stich lassen.

Das Interesse des Lesers war also dem Verfasser sicher, 
und das Buch verdient es auch, gelesen zu werden. Das 
sei von vornherein bemerkt, weil die nachfolgende K ritik 
den Eindruck erwecken könnte, als ob der Beurteiler das 
Buch ablehnen würde. Das ist keineswegs der Fall, wenn­
gleich er einiges verbesserungs- und ergänzungsbedürftig 
findet.

Vor allem fehlt zunächst ein brauchbares O r d n u n g s ­
p r i n z i p  des riesigen Stoffgebietes, das sowohl die Sta­
tistik, als auch den Verkehr umfaßt. Der Verfasser glaubt 
zwar, eines gefunden zu haben, die Ordnung nach „Frage­
stellungen“ im Verkehr. Es gab aber mindestens noch 
ein zweites Prinzip, und der Verfasser erwähnt es selbst: 
die s t a t i s t i s c h e  Problemstellung: Darstellung der
statistischen Methoden und ihre Anwendung auf den Ver­
kehr. Der Verfasser wählt aber das erste und geht vom 
Verkehr aus, den er mit Mitteln der Statistik erfassen will, 
dann aber auch erschöpfend behandeln muß, soweit er 
statistischen Methoden zugänglich ist.

Uns erscheint der zweite Weg besser, weil nur auf diese 
Weise das zu erstrebende Ziel: die Anwendung der statisti­
schen Methode im Verkehrswesen systematisch und er­
schöpfend erreicht werden könnte.

Der vom Verfasser beschrittene Weg kann kaum zu einer 
s y s t e m a t i s c h e n  und e r s c h ö p f e n d e n  Behand­
lung führen, weder der Verkehrsprobleme, noch der Sta­
tistik. Es ginge auch noch an, eine A u s w a h l  der zu 
behandelnden Verkehrsfragen zu treffen, aber dann müßte 
die Auswahl nach dem G e w i c h t  der Probleme erfolgen, 
jede Einseitigkeit müßte vermieden werden, und außerdem 
müßten dabei die statistischen Methoden in ausreichender 
Weise zur Behandlung kommen. Aber weder die Auswahl, 
noch die Behandlung befriedigen. Man merkt sehr deutlich 
die Abhängigkeit von der — doch recht unbefriedigenden und 
einseitigen — Literatur und dem von einzelnen Verkehrsver­
waltungen gelieferten Material.

Es fehlen vor allem fast völlig die Kosten-, Erfolgs- und 
Planungsstatistik, ferner die Konjunkturstatistik und die 
mathematischen Methoden der Statistik, die sowohl wich­
tige Fragestellungen im Verkehr, als auch wichtige sta­
tistische Verfahrensweisen darstellen. Die Kosten-, E r­
folgs- und Planungsstatistik insbesondere ist aus betriebs- 
ünd auch aus gemeinwirtschaftlichen Gründen unentbehr­
lich. Gerade im Verkehr muß die Statistik die Buchhaltung 
ergänzen, die Selbstkostenrechnung stützen und die P la­
nung ermöglichen. In  keinem Wirtschaftszweige, _ auch 
den Warenhandel nicht ausgenommen, ist die Statistik zur 
Durchleuchtung des Betriebes so wichtig wie im Verkehr, 
ganz abgesehen von der K lärung der Leistungs- und Auf­
wandsverhältnisse für die volkswirtschaftliche Beurteilung. 
Auf Einzelheiten soll in dieser Besprechung, um sie nicht 
zu lang werden zu lassen, nicht eingegangen werden.
Ich wiederhole, daß hier trotz der geübten Kritik eine durch­
aus brauchbare Arbeit vorliegt. Jeder Interessent wird sie 
mit Gewinn lesen, und sie wird hoffentlich auch zu weiteren 
Untersuchungen auf diesem Gebiet, das so sehr ausbau­
bedürftig ist, führen.

K. Mellerowicz [2908]
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V erk eh rsw issen sch aftlich e T agung 1936. Berlin 1936, 
VDI-Verlag. 38 S. Preis 4 KM (VDI-Mitgl. 3,60 KM). 

Die Schrift enthält die Vorträge der vom Verkiehrswissen- 
schaftliehen Forsehungsrat beim Reichsverkelirsministerium 
und vom Verein deutscher Ingenieure im Frühjahr 1936 ver­
anstalteten Gemeinsehaftstagung, die weit über den Kreis der 
unmittelbar Beteiligten hinaus Beachtung gefunden hat.
Die Vorträge im einzelnen lauteten: Tarifpolitik — Ver­
kehrspolitik. Von Staatssekretär Koenigs. — Die Motorisie­
rung des Straßenverkehrs und die Eisenbahnen. Von Prof. 
Dr. Wagemann. — Die nationale Bedeutung der Reichsauto- 
bahnen. Von Generalinspektor Dr.-Ing. F. Todt. — Über die 
rechtliche und wirtschaftliche Struktur der deutschen Hafen­
betriebe. Von Prof. Dr. Haemmerle. — Die Bedeutung der 
Kleinbahnen im deutschen Verkehrswesen. Von Landrat a. D. 
Dr. Freiherr von Wilmowsky. — Reichsbahnaufgaben und 
Schienentechnik. Von Dr.-Ing. E. h. Leibbrand. — Schiffs­
verkehr. Von Prof. Dr.-Ing. Schnadei. — Der Luftverkehr. 
Von Prof. Dr.-Ing. Pirath. — Technische Entwicklungsrich­
tungen des Kraftfahrzeugs und der Straße als Gestalter des 
Verkehrs. Von Prof. Dr.-Ing. Kamm. — Ferner enthält die 
Schrift die abschließende Ansprache des Reiehsverkehrs- 
ministers Freiherr v. Eltz-Riibenach und die W orte des Vor­
sitzenden des VDI, Dr.-Ing. Schult. Dr. Fr. [2974]

Bergbau und Industrie »

W eltm ontanstatistik. D ie V ersorgung der W eltw irt­
sch a ft m it B ergw erk serzeu gn issen  III. 1924b is 1934.
Bearbeitet von M. Meisner. S tu ttgart 1936, Ferdinand 
Enke. 329 S. mit 40 Bildern und 127 Zahlentafeln. - 
Preis 42 RM.

Die dritte Folge der „W eltm ontanstatistik“ um faßt mit 
den Jahren 1924 bis 1934 Beginn und Ende der großen 
W irtschaftskrise, die die ganze Welt beherrschte. Die 
Zahlen beweisen, daß Deutschland die Krise eindeutig über­
wunden hat, auch die Erzeugung der übrigen W elt zeigt 
eine steigende Linie, aber häufig stößt man noch auf aus­
gesprochene Krisenzeichen. In  diesem Zusammenhang ist 
der Abschnitt „Gold“ ganz besonders bemerkenswert, der 
von M. Meisner, dem Bearbeiter des Gesamtwerkes verfaßt 
wurde.
Das Buch ist fü r jeden, der sich mit Rohstoff-Fragen be­
faßt, ob Wirtschaftler, Ingenieur oder Geologe, ein nicht zu 
entbehrendes Handbuch. Eine ungeheure Fülle von w ert­
vollen Unterlagen ist da von hervorragenden Fachleuten 
des In- und Auslandes zusammengetragen.

Dr. Kraemer [2867]

M eßgeräte im Industriebetrieb . Von Guido Wünsch 
und Hans Rühle. Berlin 1936, Jul. Springer. 315 S. 
m. 371 Abb. Preis 26,70 RM.

Dem Meßtechniker wird es von Ja h r zu Ja h r schwieriger, 
auf meßtechnischem Gebiet einigermaßen auf dem laufen­
den zu bleiben, da eine Fülle neuer Verfahren und Geräte 
ständig entwickelt und weiter ausgebaut wird. Die Ver­
fasser unternehmen nun den Versuch, in einem handlichen 
Buch den heutigen Stand der Meßtechnik zu umreißen. 
Sie verzichten dabei bewußt auf ein tieferes Eindringen in 
die theoretischen Grundlagen und legen den H auptw ert 
darauf, Anleitungen zur richtigen Auswahl der Geräte und 
ihrer Beurteilung fü r einen bestimmten Anwendungsfall zu 
geben. Viele und gute Bilder unterstützen dies Bestreben. 
Das Buch wird also mit besonderm Vorteil von denen be­
nutzt werden können, die sich schnell auf einem bestimmten 
Gebiete der Meßtechnik einarbeiten müssen.

H 6. [29531

Rechnungswesen

D ie B u ch prüfu ng im kaufm än nisch en  Betrieb (A ll­
gem eine P rü fu n gsleh re). Von Kurt Fluch. Stuttgart 
1936, Verlag C. E. Poesehel. 126 S. Preis 8,50 RM.

Die wichtigsten Punkte, die bei der Buchprüfung zu beachten 
sind, wurden in knapper Form zusammengestellt. Das Buch 
stellt fü r die Jünger dieses Berufes eine leicht faßliche Ver­
bindung zwischen Prüfungstheorie und -praxis dar. Der an 
den Prüfungen passiv Beteiligte wird mit Freude feststellen, 
daß Fluch verlangt, ihn vor Aufstellung des Prüfungsberichtes 
nochmals zu Gehör kommen zu lassen. Dr.' Brandl [2906]

K alkulation und R echnungsw esen  des B au gesch äftes.
Von Alfred  Walther. Zürich 1936, Verlag Hoch- und
Tiefbau. 70 S. Preis 2 RM.

A uf 1 eranlassung des Schweizerischen Baumeister-A erban- 
des wurde das vorliegende Heft mit dem Zweck heraus­
gegeben, allen an Bauarbeiten Beteiligten über den Aufbau 
des gerechten und angemessenen Preises und besonders auch 
über die Unkostenfrage in Baubetrieben genau Auskunft 
zu geben. Unterschieden wird zwischen Arbeitskosten, Ma­
terialkosten, Kapitalkosten und Fremdkosten. Durch weit­
gehende und zweckentsprechende Unterteilung dieser vier 
Kostenarten wird erreicht, fü r verschiedene Betriebe die 
Selbstkosten fü r  einzelne Arbeiten leicht zu finden. In 
leicht verständlicher Weise werden die Zusammenhänge 
zwischen Buchhaltung, Betriebsrechnung und Statistik des 
Baugeschäftes aufgezeigt. Einige Beispiele erleichtern die 
Anwendung.
Obwohl das H eft sich mit dem schweizerischen Bauwesen 
befaßt, kann es auch ohne Schwierigkeit auf deutsche 
Verhältnisse übertragen werden und dürfte dem deutschen 
Fachmann wertvolle Fingerzeige fü r die richtige K alkula­
tion geben. K st. [2962]

Technikgeschichte

Otto L ilienthal. Der erste Flieger. Von Gerhard Halle.
Berlin 1936, VDI-Verlag. 192 S. 76 Bilder, 5 Tafeln.
Preis 4,SO RM (VDI-Mitgl. 4,30 RM ).

Der Vorzug der Arbeit vort Halle besteht darin, daß die 
Lebensbeschreibung zugleich eine Denkschrift über die 
Grundlagen der Flugkunst ist. Halle unterstreicht, daß 
man die Arbeit von Otto Lilienthal heute nicht nur ge­
schichtlich bewerten darf, sondern daß sie auch in die 
Zukunft weisende Gedanken enthält, die wie die Nach­
ahmung des kraftsparenden Dauerfluges der Seevögel noch 
der Verwirklichung harren. — Werke, wie das vorliegende, 
statten nicht nur einen Dank ab an Männer, die Gut und 
Blut fü r  ihre Idee und damit auch fü r  ihr V aterland ein­
setzten — sie sind in gleichem Maße ein Ansporn fü r  die 
Jugend, es unsern Großen im Reiche von Naturwissen­
schaft und Technik nachzutun. Dr. Freitag [2972]

Aus ändern Zeitschriften

W eh rw irtsch aft. G. Fischer. Die Betriebswirtschaft.
Jg. 29 (1936) H. 5, S. 104/07.

Begriff und Aufgabe einer W ehrwirtschaft (nicht bloßer 
„Kriegswirtschaft“ !) , wie sie in Deutschland aufgebaut und 
gegenüber ändern Ländern nachgeholt werden muß. Der Bei­
trag, dessen Fortsetzung in Aussicht gestellt wird, befaßt 
sich im besondern mit der wehr wirtschaftlichen K raft der 
Nation und der Erm ittlung und Sicherung des wehrwirtschaft­
lichen Bedarfes im Frieden und Kriege.

W ertung und A usw ertun g der B etr ieb ssta tistik ; B e­
triebszahlkunde. K. r. K  eit sch. Annalen der Betriebs­
wirtschaft Bd. 5 (1936) II. 3/4, S. 352/92, 1 Diagr., 
4 Schaubilder.

Abgrenzung von Betriebsstatistik und Rechnungswesen. Funk­
tionale Gliederung der Betriebsstatistik oder Aufgabengliede­
rung nach Methoden; Vereinheitlichung. Sonderaufgaben der 
Betriebsstatistik. Ergänzung des betrieblichen Rechnungs­
wesens durch höhere betriebsstatistische Verfahren, durch 
Großzahlforschung und Nomographie. Organischer Zusammen­
hang von Betriebszahlkunde und Rechnungswesen. Vereinheit­
lichung des Rechnungswesens; Kontenplan und Betriebsabrech­
nungsbogen nach Kostenstellen und Kostenarten. Die Ar­
beiten des RWK und seiner Ausschüsse auf den Gebieten des 
Betriebsvergleichs in Industrie und Handel und der Vertriebs­
kostenforschung. Neben der Betriebswirtschaftslehre soll eine 
einheitliche Betriebswirtschaftskunde entstehen ; Aufgaben des 
mathematischen Statistikers bei deren Entwicklung.
Das Streben zu ganzheitlicher Betrachtung und einheitlicher 
Erfassung von Bau und Leben des Betriebes, nach zahlen­
mäßiger Erkenntnis über alle bloße Beschreibung hinaus 
kommt in den Gedankengängen des Verfassers, der mehr sagen  
und erreicht wissen will als ein „Nur-Statistiker“ , lebhaft zum 
Ausdruck. Freilich ist sein Beitrag zu flüchtiger Durchsicht 
und Rezeptentnahme nicht geeignet und benutzt zur Heraus­
stellung seiner Ziele ungewohnte Begriffe. BLL
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INDUSTRIELLER VERTRIEB
UNTER MITWIRKUNG DER FACHGRUPPE VERTRIEBSINGENIEURE BEIM VDI

Die Bedeutung richtiger Zollkslkulation 
bei der Ausfuhr von Maschinen
Von D ip l.-Volksw irt E R W IN  BARTH, Berlin

Einer richtigen Zollkalkulation stellen sich in vielen Fällen 
große, wenn auch nicht unüberwindliche Schwierigkeiten 
entgegen. Die Zollpolitik der meisten Länder, die als Ab­
nehmer für deutsche Maschinenanlagen in Frage kommen, 
steht im Zeichen eines ausgesprochenen Protektionismus. 
Die Zolltarifierung wird durch die Zollbehörden der ein­
zelnen Länder deshalb mit Schärfe gehandhabt. Von der 
Eintarifierung hängt aber nicht nur die im Verhältnis zum 
Warenwert immer sehr erhebliche Höhe der Einfuhrzölle 
ab, sondern oft auch die Höhe der Zollnebengebühren, der 
Zoll-Lagerungsgebühren, von Währungs- und Dumping- 
zuschlägen und sonstigen Verwaltungsabgaben, die sich 
häufig nicht nach festen Sätzen, sondern nach Bruchteilen 
der Zollsätze errechnen. Schon hieraus allein ist die aus­
schlaggebende Bedeutung einer genauen Feststellung der 
ausländischen Eingangszölle und der mit ihnen in Verbin­
dung stehenden Nebengebühren klar ersichtlich. Oft genug 
haben sich Ausfuhrunternehmen mit einem schätzungs­
weisen Überschlag der Zölle begnügt und mußten nachträg­
lich die unangenehme Erfahrung machen, daß infolge der 
nicht einwandfreien Berücksichtigung dieser wichtigen 
Faktoren aus einem Ausfuhrgeschäft, das noch einen guten 
Gewinn abzuwerfen versprach, ein Verlustgeschäft wurde.
Gegenwärtig ist die Feststellung der Eintarifierung von 
Maschinenanlagen v o r  Abschluß eines Ausfuhrgeschäftes 
noch von erheblich größerer Bedeutung als früher. In 
einer ganzen Reihe von Absatzländern ist die Devisen­
praxis auf das engste mit den Zolltarifen verknüpft, die 
Erteilung von Einfuhrgenehmigungen, von Devisengeneh­
migungen u. dgl. an eine entsprechende Eintarifierung ge­
bunden. So ist fü r die erfolgreiche Abwicklung eines Aus­
fuhrgeschäftes die bei der starken Spezialisierung vieler 
ausländischen Zolltarife oft mit erheblichen Schwierigkei­
ten verbundene Feststellung der betreffenden Zolltarif­
positionen bzw. Unterpositionen von großer Bedeutung. 
Erhöht werden diese Schwierigkeiten durch den Umstand, 
daß die häufig erheblichen Änderungen unterworfenen 
Zollgesetzgebungen vieler Absatzländer diese Feststellun­
gen sehr erschweren.
Man darf sich unter keinen Umständen darauf verlassen, 
daß bei früheren Ausfuhrgeschäften die Zollsätze sich in 
einer bestimmten Höhe hielten, sondern es ist erforderlich, 
daß zum mindesten bei größeren Ausfuhrgeschäften immer 
wieder von neuem die Zollfrage nach allen Richtungen 
geprüft wird, zumal da die Tarifierungspraxis selbst der 
Zollbehörden ein und desselben Landes oft erheblich von­
einander abweicht. Zu genauer Zollkalkulation zwingen 
unter den heutigen Verhältnissen nicht nur privatwirt­
schaftliche Erwägungen des einzelnen Betriebes, sondern 
vor allem volkswirtschaftliche Pflichten. Oft wird es ge­
nügen, Zollauskünfte bei den innerdeutschen Außenhan­
delsstellen und den Industrie- und Handelskammern ein­
zuholen. Betont sei, daß die deutschen Zollbehörden grund­
sätzlich keine Auskünfte über ausländische Zölle erteilen. 
Natürlich können die innerdeutschen Stellen bei den häu­
figen und schnellen Änderungen der ausländischen Zölle 
keinerlei Verbindlichkeit fü r ihre Zollauskünfte überneh­
men. Es ergibt sich daher oft die Notwendigkeit, bei den 
zuständigen amtlichen Stellen derjenigen Länder, nach 
welchen bestimmte Ausfuhrgeschäfte gerichtet sind, ver­
bindliche Zollauskünfte einzuholen. Diese verbindlichen 
amtlichen Zollauskünfte haben den großen Vorteil, daß 
dann die amtlich festgestellten Zollsätze für sämtliche Zoll­
behörden des betreffenden Landes Gültigkeit haben, so daß 
irgendein Wagnis ausgeschlossen ist. Die Erlangung sol­
cher verbindlichen Zollauskünfte ist in den meisten Fällen 
mit gewissen, genau einzuhaltenden Formalitäten ver­
knüpft. Dagegen werden die Auskünfte fast durchweg 
sogar gebührenfrei erteilt. Zum mindesten stehen die Ge­
bühren in keinem Verhältnis zu dem andernfalls bestehen­
den Wagnis. Den Anträgen sind ausführliche Angaben

über A rt und Beschaffenheit der fraglichen Maschinen­
anlagen, über Zusammensetzung und Verwendungszweck 
zu machen. Nach Möglichkeit sind Modelle sowie ausführ­
liche Prospekte usw. beizufügen. Bereits dem ersten An­
trag ist ein internationaler Antwortschein beizugeben, da 
sonst eine Rückäußerung ausbleiben kann.
Angesichts der grundlegenden Bedeutung der richtigen 
Zollkalkulation bei der Ausfuhr von Maschinenanlagen, 
ferner angesichts der Unmöglichkeit, über die zahlreichen 
Zolländerungen der ausländischen Abnehmerstaaten lau­
fend zu berichten, geben wir hiermit den am Ausfuhr­
geschäft beteiligten Firmen die Möglichkeit, sich jederzeit 
die erforderlichen einwandfreien Unterlagen für ihre Zoll­
kalkulation zu beschaffen. Diejenigen ausländischen Zoll­
behörden, die berechtigt sind, verbindliche Zollauskiinfte 
zu erteilen, sind durch Gesetz ihrer Länder bestimmt. Wir 
bring®  nachfolgend einen Überblick über die in den ein­
zelnen Abnehmerstaaten zur Festlegung verbindlicher Zölle 
sowie zur Auskunftserteilung auch über Kontingente, Ein­
fuhrbeschränkungen u. dgl. zuständigen Zollbehörden.

Frankre ich
Bei der Einfuhr nach F r a n k r e i c h  begegnet die Ver­
zollung von Masehinenanlagen insofern großen Schwierig­
keiten, als Frankreich ein außerordentlich kompliziertes 
Zollsystem besitzt. Nach Artikel 13 des deutsch-französi­
schen Handelsabkommens sind beide Teile verpflichtet, 
ihren beiderseitigen Staatsangehörigen so schnell und so 
genau wie möglich Auskünfte über die Höhe der Zollsätze 
zu erteilen. Wenn in dem Antrag auf Auskunftserteilung 
gleichzeitig noch die Zollstelle angegeben wird, über welche 
eine Sendung eingeführt werden soll, wird die erteilte Aus­
kunft durch die Zollverwaltung sogar der genannten Zoll­
stelle mitgeteilt. Schriftliche Auskünfte sind zu erhalten 
durch :

1. den Leiter des Zollamts, über das bestimmte Maschi­
nenanlagen eingeführt werden sollen,

2. den Zolldirektor, in dessen Gebiet die Verzollung vor 
sich gehen soll. Z o l l d i r e k t i o n e n  bestehen in: 
Alger (Algerien), Bastia (Korsika), Bayonne (Basse 
Pyrenées), Besançon (Doubs), Bordeaux (Gironde), 
Boulogne (Pas de Calais), Brest (Finistères), Cham- 
béry (Savoyen), Charleville (Ardennen), Dunkerque 
(Nord), Lille (Nord), Le Havre (Seine-Inférieure), 
Lyon (Rhone), Marseille (Bouches du Rhone), Metz 
(Moselle), Mulhouse (Haut Rhin), Nantes (Loire- 
Inférieure), Nizza (Alpes Maritimes), Paris (14 Rue 
de l’Entrepôt), Perpignan (Pyrenées-Orientales), Rouen 
(Seine-Inférieure), St. Malo (Ule-et vilaine), Strasbourg 
(Bas-Rhin), Valeneiennes (Nord),

3. die Generalzolldirektion, Finanzministerium, Paris.
F ü r die Einfuhr nach A l g e r i e n  werden Zollauskünfte 
erteilt, entweder durch die Generaldirektion in Paris oder 
durch die Zolldirektion in Alger. Auskünfte über die Ein­
fuhr in die französischen Zonen Marokko, Tunis, Syrien 
und Libanon erteilen folgende Stellen:
F ür die französische Zone M a r o k k o :

1. Direktion des Douanes in Casablanca, fü r alle Aus­
künfte allgemeinen oder technischen Charakters,

2. Office du Protectorat du Maroc, 21 Rue des P yra­
mides in Paris, fü r alle Auskünfte allgemeiner Natur.

F ü r T u n i s :
Direction Générale des Finances in Tunis.

F ü r S y r i e n  und das L i b a n o n  g e b i e t :
Délégation du Haut-Commissariat de la République 
Française en Syrie et au Levant, 156 Rue de l’Uni­
versité, Paris (V II).

F ü r die E infuhr in die Mandatsgebiete von T o g o und 
K a m e r u n  sowie in die französischen Kolonien erteilen 
Auskünfte die

Generalgouverneurc und Gouverneure der genannten 
Mandatsgebiete.
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Die Anschriften der betreffenden W irtschaftsagenten sind 
folgende:

Agence Economique de l’Indoehina: 20 Rue de la
Boetie, Paris (8 ),
Agence Economique de Madagascar: 40 Rue du Gene­
ral Foy, Paris (8 ) ,'
Agence Economique de l’Afrique: Occidentale F ran ­
çaise, 159 Bld. Haussmann, Paris (8 e),
Agence Economique de l’Afrique Equatoriale F ran ­
çaise: 217 Rue Saint-Honoré, Paris (1er),
Agence Economique des Territories Afriquains sous 
Mandat (Togo et Camerun) 26 Bld. des Italiens, 
Paris (4).

F ür die Kolonien, die hier nicht- aufgeführt sind, wendet 
man sich an :

Agence Générales des Collines: 34 Galerie de Orleans, 
Palais Royal, Paris (I) .

Außerdem ist das „Office National du Commerce Exterieur, 
Paris (25), Avenue Victor Emanuel I I I ,  in der Lage, Aus­
künfte über die Zölle der französischen Kolonien zu ertei­
len. Man kann sieh dabei auch der Vermittlung der H an­
delsabteilung der Deutschen Botschaft in Paris bedienen.
Belgien
In  B e l g i e n  werden Zollauskünfte in jedem Falle, also 
auch für Maschinenanlagen nur unverbindlich erteilt, und 
zwar wendet man sich am besten an das Belgische Finanz­
ministerium in Brüssel. Da auch dessen Auskünfte nicht 
verbindlich sind, dürfte häufig Fühlungnahme mit den 
innerdeutschen Stellen genügen.
Schweiz
In  der S c h w e i z  sind verbindliche Zolltarifauskünfte 
auch fü r Maschinenanlagen zu erlangen. Anträge sind 
möglichst auf einem vorgeschriebenen Fragebogen an die 
Oberzolldirektion in Bern zu richten. Bei anscheinend 
nicht richtiger Zolltarifierung kann bei der Oberzolldirek­
tion ein Antrag auf Entscheidung durch den Bundesrat ge­
stellt werden. Is t jedoch die Entscheidung des Bundesrates 
dem Antragsteller ungünstiger als die der Oberzolldirek­
tion, so kann ihm auf A ntrag binnen drei Monaten von 
der Veröffentlichung der Entscheidung ab die E infuhr zu 
dem günstigeren Zollsatz gestattet werden, sofern er bereits 
gutgläubig nach der Schweiz Lieferverträge abgeschlossen 
hat. Bei gesetzlich getroffenen Änderungen der T arif­
positionen kommt diese Vergünstigung nicht in Frage.
Holland
In  den N i e d e r l a n d e n  besteht eine amtliche Zollaus­
kunftstelle nicht. Doch werden Auskünfte über die E in­
tarifierung von Maschinenanlagen von der in allen größe­
ren Städten bestehenden Inspectie der Invoerrechten en 
Acynzen erteilt. Auch das Deutsche Generalkonsulat in 
Amsterdam und die deutschen Konsulate in Rotterdam 
und M aastricht sind bereit, Zolltarifauskünfte zu ver­
mitteln.
Großbritannien
In  G r o ß b r i t a n n i e n  werden Auskünfte über die E in­
tarifierung von Maschinenanlagen aller A rt von dem Secre- 
tary-Customhouse, Lower-Thames-Street, London, erteilt, 
auch auf schriftliche Anfrage.
Irland
In  I r l a n d  ist zur Feststellung der Zollsätze der Revenue 
Commissionar, Dublin-Castle, Dublin, zuständig.
Italien
I t a l i e n  erteilt auf Grund des deutsch-italienischen H an­
delsvertrages auch Auskünfte über die Tarifierung und 
Verzollung deutscher Maschinenanlagen. Ein entsprechen­
der Antrag ist an das Finanzministerium, Generaldirektion 
der Zölle und indirekten Steuern in Rom zu richten. Auf 
Wunsch übernimmt auch die deutsche Botschaft in Rom 
die W eitergabe solcher an das Finanzministerium zu rich­
tenden Anfragen. Wenn möglich, sollte als Em pfänger 
der Antwort ein in Italien wohnhafter V ertreter bezeichnet 
werden. Spediteure und Personen, die gewerbsmäßig die 
Verzollung von W aren übernehmen, -sind zur Einholung 
von verbindlichen Zolltarifauskünften nicht zugelassen. 
F ü r ausländische Speditionsfirmen trifft dies nicht zu. Der 
A ntrag muß genaue Angaben enthalten über Beschaffenheit

und Ursprung bestimmter Maschinenanlagen sowie über die 
Bezeichnung, unter welcher dieselben bekannt sind oder in 
den Verkehr gebracht werden, und ob die gleichen M a­
schinengattungen schon einmal von demselben Antragsteller 
in Italien eingeführt worden sind. Gegen die von den Zoll­
ämtern oder dem Finanzministerium erteilten Auskünfte 
ist ein Einspruch nicht zulässig, doch bleibt es dem An­
tragsteller überlassen, in einem neuerlichen Gesuch zu be­
antragen, daß ein Gutachten des Kollegiums der Zollsach­
verständigen eingeholt werde, welches dann endgültig ist 
und nicht angefochten werden kann. Bei einer Erhöhung 
der Tarife oder einer Neuentscheidung des Saehverständi- 
gen-Kollegiums, die eine höhere Eintarifierung vorsieht, 
wird noch auf die Dauer von drei Monaten die alte Verzol­
lung angewandt. Dagegen tr itt diese Vergünstigung nicht 
ein, wenn gesetzliche Zolltarifänderungen erfolgen. Über 
Maschinenanlagen, die bereits bei einem italienischen Zoll­
amt zur E infuhr angemeldet sind, kann nachträglich eine 
Zollauskunft nicht mehr eingeholt werden.
Österreich
In Ö s t e r r e i c h  sind verbindliche Zollauskünfte auch 
fü r Maschinenanlagen zu erhalten durch das Bundes­
ministerium fü r Finanzen, Zollsektion W ien I, und zwar 
auf bestimmten vorgeschriebenen Formularen in vierfacher 
Ausfertigung. Die Auskünfte sind an sich gebührenfrei 
und unterliegen nur einer Stempelgebühr. Die Zollämter 
sind nur berechtigt, unverbindliche Zolltarifauskünfte zu 
erteilen. Zweckmäßigerweise wird gleichzeitig beantragt, 
alle Zollämter von der getroffenen Entscheidung zu ver­
ständigen.
Ungarn
In  U n g a r n  werden verbindliche Auskünfte über die 
Eintarifierung und Verzollung von Maschinenanlagen durch 
das Ungarische Finanzministerium in Budapest erteilt. Die 
Anträge sind auf vorgeschriebenen Form ularen in vier­
facher Ausfertigung einzureichen. Dem A ntrag sind zum 
mindesten drei W arenproben beizufügen, gegebenenfalls 
genügen Prospekte. Die erteilte A uskunft ist fü r diejeni­
gen Zollämter, um deren Verständigung der Antragsteller 
gebeten hat, solange bindend, als der Zolltarif oder die 
auf die Anwendung der Zolltarife bezüglichen Bestimmun­
gen nicht geändert werden, oder solange das Finanzministe­
rium die Auskunft nicht durch eine neue Anordnung än­
dert. E rfolgt eine solche Änderung innerhalb eines Jahres, 
so wird die um Auskunft ersuchende Firm a ohne weiteres 
hiervon verständigt. Eine auf solche Weise geänderte Zoll­
auskunft bleibt noch drei Monate vom Tage des Abände­
rungsbeschlusses an in Geltung.
Tschechoslowakei
In der T s c h e c h o s l o w a k e i  sind verbindliche Zoll­
feststellungen nur durch das Finanzministerium zu erlan­
gen, von dem eine Entscheidung darüber gefordert werden 
kann, wie Maschinenanlagen im Einzelfalle verzollt wer­
den. An diese Entscheidung sind die Zollbehörden gebun­
den. F ü r die Antragstellung sind bestimmte Formulare 
vorgeschrieben, die bei den Zollstellen und tschechoslowaki­
schen Handelskammern zu erhalten sind. Immerhin ist das 
Verfahren ziemlich langwierig. Erw ähnt sei, daß die durch 
Vermittlung der Deutschen Gesandtschaft in P rag  oder 
der deutschen Konsulate in der Tschechoslowakei eingeliol- 
ten Zollauskünfte wie auch die von den Zollämtern selbst 
nur als ganz unverbindlich anzusehen sind, was angesichts 
der großen Verzollungsschwierigkeiten, welche die Tschecho­
slowakei bereitet, besonders zu beachten ist.
Bulgarien
In  B u l g a r i e n  bestehen besondere Bestimmungen über 
die Erteilung verbindlicher amtlicher Zollauskünfte nicht. 
Doch gibt das Tarifbüro bei dem Bulgarischen F inanz­
ministerium in Sofia auf Anfrage unentgeltliche Auskünfte 
über die Zollsätze. Von dieser Möglichkeit sollten erfor­
derlichenfalls die nach Bulgarien arbeitenden Maschinen­
bauanstalten Gebrauch machen.
Jugoslavien
In J u g o s l a v i e n  werden Zollauskünfte erteilt durch 
das amtliche Laboratorium der Generalzolldirektion in 
Belgrad. Da Eingaben in der Landessprache abgefaßt sein 
müssen, werden sich die Ausfuhrfirmen zweckmäßigerweise 
mit der Konsulatabteilung der Deutschen Gesandtschaft in
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Belgrad in Verbindung setzen. Zu entrichten sind 5 Dinar 
Stempelgebühren, fü r den Beschluß weitere 50 Dinar.
Rumänien
In  R u m ä n i e  n sind Zolltarifauskünfte im voraus nicht 
zu erhalten. Um die tatsächliche Zollhöhe im Einzelfalle 
festzustellen, empfiehlt es sich, wenn möglich erst eine Teil­
sendung nach Rumänien gehen zu lassen, und falls man 
sich durch die Entscheidung benachteiligt glaubt, gegen 
sie Einspruch zu erheben, wodurch dann eine Zolltarif­
entscheidung herbeigeführt wird.

Griechenland
In G r  i e c h e n 1 a n d bestehen besondere Bestimmungen 
über die Erteilung von Zolltarifauskünften nicht. Die 
Zollabteilung des griechischen Finanzministeriums in Athen 
ist zu Zollauskünften bereit. Den Anträgen sind Modelle, 
mindestens Prospekte, beizufügen. Da die Behandlung die­
ser Anfragen sehr viel Zeit in Anspruch nimmt, wendet 
man sieh zweckmäßig an eine innerdeutsche Auskunfts­
stelle oder führt eine Zolltarifentscheidung herbei auf dem 
fü r Rumänien vorgeschlagenen Wege. Das gleiche gilt fü r 
A l b a n i e n .

Polen
In P o l e n  werden verbindliche amtliche Zollauskünfte er­
teilt, und zwar durch das Polnische Finanzministerium in 
Warschau. Auch die deutschen amtlichen Vertretungen in 
Polen geben nach Fühlungnahme mit den amtlichen pol­
nischen Stellen entsprechende Auskünfte.

Randstaaten
In  E s t l a n d  bestehen besondere Bestimmungen über die 
Abgabe amtlicher Zolltarifauskünfte nicht. Unverbindliche 
Zollauskünfte können durch das Deutsche Konsulat in 
Reval eingezogen werden. Das gleiche gilt fü r L e t t ­
l a n d ,  wo die Deutsche Gesandtschaft in Riga und das 
Deutsche Konsulat in Libau unverbindliche Zollauskünfte 
geben.
Zur Erlangung einer Auskunft über die Verzollung bei 
der Einfuhr von Masehinenanlagen nach L i t a u e n  wen­
det man sich am zweckmäßigsten an die Deutsche Gesandt­
schaft in Kowno oder auch an die zuständigen Auskunfts­
stellen in Deutschland, da amtliche Einrichtungen zur E r­
teilung verbindlicher Zolltarifauskünfte nicht bestehen. In 
F i n n l a n d  erteilt die Zolldirektion in Ilelsingfors auf 
Antrag Vorbescheid über die Eintarifierung. Diese Be­
scheide sind noch drei Monate nach der Abgabe einer ander­
weitigen Auskunft bindend, sofern nicht der Zolltarif ge­
setzlich geändert worden ist. In dem Antrag müssen die 
üblichen Angaben über die Beschaffenheit, Verwendung, 
Ursprung und W ert der einzuführenden Maschinenanlagen 
enthalten sein, ebenso müssen Modelle oder Beschreibun­
gen beigefügt werden. Berufung gegen eine Auskunft 
kami nicht eingelegt werden, doch kann der in Finnland 
ansässige Im porteur auf dem vorgeschricbenen Instanzen­
weg Beschwerde führen.

Skandinavische Länder
In S c h w e d e n  sind verbindliche Zollauskünfte über die 
Eintarifierung von Maschinenanlagen sogar in deutscher 
Sprache unmittelbar durch die schwedische Zollverwaltung 
(Tullbehandlingsbyran, Stockholm, Skepsbron 36) zu er­
langen. Der Eingabe ist ein internationaler Postantwort­
schein beizufügen . Im übrigen hat sie die üblichen An­
gaben zu enthalten. In D ä n e m a r k  bestehen besondere 
amtliche Zollauskunftstellen nicht, doch erteilt die General­
zolldirektion in Kopenhagen, die ermächtigt ist, amtliche 
Entscheidungen in Zolltarifsachen zu treffen, auf Verlan­
gen Auskünfte. Zweckmäßigerweise werden die Anfragen 
über die Deutsche Gesandtschaft in Kopenhagen geleitet.
In N o r w e g e n  ist die Abgabe von Auskünften über die 
Zollbehandlung einzuführender Maschinenanlagen durch 
keine bindenden Vorschriften geregelt. Etwa ergangene 
Entscheidungen der Zollbehörden, deren höchste Instanz 
das Finanz- und Steuerdepartement ist, können seitens der 
Beteiligten vor den Zivilgerichten angefoc-hten werden. 
Tarifierungsauskünfte erteilen die Deutsche Gesandtschaft 
in Oslo, sodann auc-h die innerdeutschen Auskunftstellen. 
Bei Zweifeln setzt man sich zweckmäßigerweise mit der 
Deutschen Gesandtschaft in Oslo in Verbindung.

Spanien
Tn Sp a ri i e n ist die zuständige Stelle fü r amtliche Zoll­
auskünfte der Spanische W irtschaftsrat: Consejo de la
Economia nacional in Madrid. Anfragen sind an den 
Vizepräsidenten dieser Stelle zu richten. Die Beantwortung 
zieht sich meist über eine sehr lange Zeit hin, so daß es 
sich empfiehlt, vorher bei der Deutschen Botschaft in 
Madrid anzufragen, wie die Verzollung von Maschinen­
anlagen normalerweise geregelt ist. Zur möglichst raschen 
Erledigung von Meinungsverschiedenheiten über die Zoll­
tarifierung ist <'in abgekürztes Verfahren eingeführt wor­
den. Unter Beobachtung gewisser Formalitäten kann die 
Generaldirektion in Madrid schon nach kürzester Frist 
eine Entscheidung treffen. Gegen eine im abgekürzten Ver­
fahren getroffene Zollentscheidung ist auf dem normalen 
Instanzenweg Einspruch zulässig.
Portugal
In  P o r t u g a l  können Auskünfte über die Eintarifierung 
von Maschinenanlagen aller A rt bei dem Zolldirektor in 
Lissabon oder Porto unter Beobachtung der üblichen An­
gaben eingeholt werden. Dieses Verfahren ist indessen 
außerordentlich langwierig, so daß es sich empfiehlt, zu­
nächst mit den innerdeutschen Auskunftstellen in Verbin­
dung zu treten.
Türkei
In der T ü r k e i  besteht eine amtliche Zollauskunftstelle, 
deren Bescheide als verbindlich für die Verzollung zu gel­
ten haben, nicht. Doch ist die Schaffung einer solchen 
Stelle in Aussicht genommen. Nach den Bestimmungen des 
deutsch-türkischen Handelsvertrages wird diese Stelle auch 
für deutsche Exportgeschäfte zur Verfügung stehen.
Amerika
In  den V e r e i n i g t e n  S t a a t e n  v o n  A m e r i k a  
werden amtliche verbindliche Auskünfte über die E intari­
fierung und Verzollung von Maschinenanlagen nicht erteilt. 
Die deutschen Konsulate in den Vereinigten Staaten, wie 
auch der deutsch-amerikanische Wirtsehaftsverband in Ber­
lin vermitteln Auskünfte, die indessen unverbindlich sind. 
Bei den großen Schwierigkeiten, die bei der E infuhr von 
Maschinenanlagen hinsichtlich der Verzollung gemacht wer­
den, empfiehlt es sich, zunächst möglichst eine Probesen­
dung vorzunehmen und in aller Ordnung zu verzollen, wo­
durch man Aufschluß über die Eintarifierung erhält.
In  K a n a d a  werden Zolltarifauskünfte nicht erteilt. Es 
wird deshalb empfohlen, sieh zunächst an die innerdeut­
schen Auskunftstellen zu wenden, und falls diese über ent­
sprechende Unterlagen nicht verfügen, mit dem Deutschen 
Generalkonsulat in Montreal in Verbindung zu treten, wel­
ches gegebenenfalls eine Entscheidung der obersten kana­
dischen Zollbehörde über die Eintarifierung bestimmter 
Maschinenanlagen herbeiführen wird.
Amtliche Zolltarifauskünfte mit bindender K ra ft sind in 
M e x i c o  nicht zu erlangen. Soweit innerdeutsche Aus­
kunftstellen Auskünfte nicht erteilen können, wendet man 
sieh zweckmäßig an die Deutsche Gesandtschaft in Mexico- 
City, welche in Verbindung mit den Generalzolldirektionen 
eine Klärung herbeiführen wird. Unverbindliche Zollaus­
künfte werden auch von mexikanischen Speditionsfirmen 
vermittelt.
In A r g e n t i n i e n  sind verbindliche Zollauskünfte zu 
erhalten, und zwar sind Anfragen auf vorgeschriebenem 
Stempelpapier an die Zollbehörde zu richten, am besten 
durch den Empfänger selbst. Auch hier erfolgt häufig erst 
eine endgültige Klärung im Zollstreitverfahren, das am 
besten mit Hilfe einer geringwertigen Teilsendung durch­
geführt wird.
In B r a s i l i e n  werden bindende Auskünfte über den 
Stand von Zollsätzen nicht gegeben, doch erteilt die Zoll­
behörde vor Verzollung auf Antrag Auskunft über die 
Tarifnummer, unter welcher bestimmte Maschinenanlagen 
angemeldet werden. Es hat dies den Vorteil, daß der an­
fragende Exporteur vor Zollstrafen, die unter Umständen 
hoch sein können, geschützt ist, wenn sich nachträglich 
eine Unrichtigkeit der Anmeldung herausstellt. Soweit 
möglich, werden Muster oder Modelle bei den Zollbehörden 
als Vergleichsmuster fü r künftige Einfuhrzölle hinterlegt, 
um eine Gleichmäßigkeit der Verzollung zu sichern. Doch 
ist auch in diesem Falle die Zollbehörde nicht gebunden.
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Die Entscheidungen sind hn ordentlichen Verfahren an-' 
feehtbar. Auskünfte erteilen weiterhin die brasilianischen 
Konsulate in Deutschland. Doch sind auch die von diesen 
Stellen erteilten Auskünfte nicht bindend, zumal da die 
Tarifbestimmungen sehr-kompliziert sind und oft zu sehr 
verschiedener Tarifierung ein und derselben Maschinen­
anlagen Spielraum lassen.
Unverbindliche Zollauskünfte werden in C h i l e  von der 
Generalzolldirektion nach Vorlage von Proben und 
Mustern, gegebenenfalls auch von eingehenden Prospekten, 
erteilt. In B o l i v i e n  können durch Vermittlung der 
bolivianischen Generalzolldirektion in La Paz unverbind­
liche Zollauskünfte eingeholt werden. Das gleiche rrillt zu 
für U r u g u a y  mit der Genetalzolldirektion in Montevideo. 
In G u a t e m a l a  sind unverbindliche Zollauskünfte nicht 
zu erlangen. Bei der Ausfuhr nach K o l u  in b i e 11 emp­
fiehlt es >ic-h. bei den deutschen Konsulaten in Kolumbien 
eine Tarifierungsauskunft einzuholen, da sich neuerdings 
die kolumbianische Regierung bereit erklärt hat. verbind­
liche Zolltarifauskünfte zu erteilen. Unter Beifügung von 
Modellen und Prospekten ist eine schriftliche Anfrage an 
das Finanzministerium in Bogota zu richten. Das Finanz­
ministerium bestimmt auf Grund eines Gutachtens — gege- 
lienenfalls auch nach Anhören des Zollschiedsgerichte' — 
die zweifelsfreie Eintarifierung bzw. die Höhe des Zoll­
satzes. In V e n e z u e l a  sind amtliche verbindliche Zoll- 
ausküufte nicht zu erhalten, doch können die Deutsche Ge­
sandtschaft und die deutschen Konsulate in \  enezuela in 
Verbindung mit den zuständigen Zollbehörden bei Zwei­
feln hinsichtlich der Eintarifierung von Maschinenanlagen 
eine Klärung herbeifülireu. ZoHtarifauskünfte für die 
Einfuhr deutscher Maschinenanlagen nach P e r u  werden 
von dem Cuerpo Cou'iiltivo de Araneeles de Adnana ge­
geben. dessen Geschäftsräume sich im Finanzministerium 
zu Lima befinden.

Afrika
Für Maschinenanlagen. die zur Einfuhr in die S ü d ­
a f r i k a n i s c h e  U n i o n  bestimmt sind, können Zoll­
tarifauskünfte beschafft werden, jedoch nur auf dem IVege 
über das Deutsche Generalkonsulat in Pretoria, welches in 
Zweifelsfällen bereit ist. eine Auskunft der Generalzoll­
direktion für Zölle und Verbrauchssteuern zu beschaffen.
Für das B e l g i s c h e  K o n g o g e b i e t  sind verbind­
liche Zolltarifauskünfte nicht zu erhalten. Alle für dieses 
Gebiet bestimmten Maschinenanlagen bedürfen einer Ein­
fuhrbewilligung. die nur durch den Inspecteur des Douanes 
in Antwerpen erteilt werden kann. Die Zollbestimmungen 
sind außerordentlich kompliziert, da Wertzölle erhoben 
werden. Die Zollstrafen sind sehr hoch. Es empfiehlt sich 
auch hier,, mit Hilfe einer Teilsendung festzustellen, wie 
die Eintarifierung erfolgt.
Für T o g o  und die G o l d k ü s t e  gilt der deutsch- 
britische Handelsvertrag, wie auch für die übrigen bri­
tischen Mandatsgebiete S ü d w e s t a f r i k a  und T a 11 - 
g a n y i k a .  Was die französischen Mandatsgebiete T o g o .  
K a m e r u n  usw., M a r o k k o  und A l g i e r  betrifft, ver­
weisen wir auf die unter Frankreich bereits gemachten 
Ausführungen.

Asien
Von Bedeutung für die Ausfuhr von Maschinenanlagen 
nach Asien ist zunächst neben den britischen Mandats­
gebieten B r i t i s c h - I n d i e n .  Hier werden Zolltarif- 
aiL'künfte von den Zollbehörden (Collector of Customs) 
der betreffenden Hafenplätze erteilt, bei welchen auch Be­
schwerde wegen zu hoher Eintarifierung zu führen i>t. 
Im weiteren Verfahren sind Beschwerden bei den örtlich 
zuständigen Regierungen vorzubringen. Das gleiche gilt 
für C e y l o n  und ebenfalls für die verschiedenen briti­
schen Mandatsgebiete J a m a i k a ,  die B a h a m a -  
I n s e l n ,  die W i n d w a r d i u s e l n  und T r i n i d a d .  
In jedem Falle sollte man sich an die Handelskammer 
bzw. an die Außenhandelsstellen wenden, um zu erfahren, 
welche deutschen Auslandsbehörden zuständig sind. Die 
deutschen Auslandsbehörden werden auf Wunsch mit den 
einheimischen Behörden zwecks Klärung über die Zoll- 
tarifieraug einzuführender Maschinenanlagen in Verbin­
dung treten. Eine solche Fühlungnahme ist um so zweck­
mäßiger. als in den vorerwähnten Mandatsgebieten viel­
fach Wertzölle mit verschiedenen Nebenabgaben erhoben

werden, die oft eine nicht unbeträchtliche Höhe erreichen. 
Auch das sonstige Tarifierungsverfahren ist sehr kom­
pliziert.
I 11 N i e d e r  l ä n d i s c h - I n  d i e n  werden Zolltarifaus­
künfte über Maschinenanlagen von sämtlichen Hafenzoll­
behörden erteilt, an die Anfragen unmittelbar oder auch 
durch Vermittlung der deutschen Konsulate gerichtet wer­
den können. In S i a m ist die Einholung besonderer Tarif- 
auskiinfte kaum erforderlich, da die Zollsätze verhältnis­
mäßig leicht festzustellen sind und die innerdeutschen Aus­
kunftstellen in der Lage sein werden, die entsprechenden 
Auskünfte zu geben. In P e r s i e n  werden Zolltarifaus­
künfte durch die zuständigen Einfuhrzollämter kostenfrei 
erteilt. In T r a n s j o r d a n i e n  sind verbindliche Zoll­
auskünfte nicht zu erlangen. Da hier eine Wertverzollung 
erfolgt, empfiehlt es >ich, nach Möglichkeit die Anschau­
ung der Zollbehörden mittels einer Teilsendung festzustel­
len. Für S y r i e n  und L i b a n o n  werden verbindliche 
Zolltarifauskünfte gegolten (s. u. Frankreich). Im I r a k  
sind verbindliche amtliche Zollauskünfte unter Umständen 
auf dem Wege über das deutsche Konsulat in Bagdad zu 
erlangen.
Für C h i n a  wendet man sich am besten an die deutschen 
Generalkonsulate und Konsulate, die angesichts der zahl­
reichen Änderungen und der sehr verschieden gelagerten 
Zollverhältnisse in China wohl am besten über die Zoll­
tarifierung Auskunft erteilen können. In J a p a n  geben 
die japanischen • Zollämter auf alle Anfragen Auskünfte, 
doch sind diese nur unverbindlich. Immerhin bieten diese 
Auskünfte, die bei der Einfuhr der betreffenden Maschinen­
anlagen der Yerzollungsanmeldung beigefügt werden 
'Ollen, eine gewisse Gewähr dafür, daß die Sendung nach 
den angegebenen Zollsätzen behandelt wird, sofern gesetz­
liche Änderungen in der Zwischenzeit nicht vorgenommen 
wurden.
Im Rahmen dieser Ausführungen konnte selbstverständlich 
nur auf die wichtigsten Abnehmerstaaten von deutschen 
Maschinenanlagen Rücksicht genommen werden. Die deut- 
sehen Auslandsbehörden, die Gesandtschaften, die General­
konsulate und Konsulate sind von der Reichsregierung 
wiederholt angewiesen worden, alles zu tun. was zur För­
derung der deutschen Ausfuhr geeignet erscheint. Sie wer­
den deshalb auch jederzeit auf Verlangen versuchen, in den 
Ländern, in welchen verbindliche Zolltarifauskünfte nicht 
zu erhalten sind, durch Fühlungnahme mit den Zollbehör­
den eine Klärung hinsichtlich der Eintarifierung und Ver­
zollung von deutschen Maschinenanlagen und Ersatzteilen 
aller Art herbeizuführen. [29381
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